
Gemei ndevorstand Roßdorf Roßdorf, 17.01.2019

Vorlage llll 621 12019

Gemeindevertretung

zur 19. Sitzung

am 08.02.2019

Die Gemeindevertretung möge beschließen:

Betr.: Bauleitplanung der Gemeinde Roßdorf
Aufstellung des Bebauungsplans,,Hundeübungsplatz Industriestraße"

hier: a) Behandlung der eingegangenen Anregungen aus der öffentlichen Auslegung
gemäß $ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 Abs. 2 BauGB

b) Satzungsbeschluss gemäß $ 10 Abs. I BauGB.

Beschlussvorschlaq:

Die Gemeindevertretung beschließt

zu a) Die im Zuge der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher

Belange gemäß $ 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Anregungen werden entsprechend den

Vorschlägen in der vorliegenden Auflistung zut Anlage l, welche Bestandteil dieser

Beschlussfassung ist, behandelt und es wird gemäß dem jeweiligen Beschlussvorschlag

ein Beschluss hierüber gefasst.

Es wird festgestellt, dass von Seiten der Öffentlichkeit im Zuge der öffentlichen Auslegung

gemäß $ 3 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen mit Hinweisen oder Anregungen

eingegangen sind.

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher

Belange, welche Anregungen zum lnhalt des Bebauungsplanes vorgebracht haben, von

diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe zu unterrichten.

Der vorliegende Bebauungsplan ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" bestehend aus dem

Planteil, dem Textteil sowie der Begründung und dem Umweltbericht sowie den Anlagen

(Bestands- und Entwicklungsplan sowie artenschutzrechtliches Screening) wird hiermit

einschließlich der in dieser Sitzung beschlossenen redaktionellen Änderungen und

Ergänzungen, als Satzung gemäß $ 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Begründung wird

gebilligt.

zu b)

Grundlage obiger Beschlussfassungen ist die vorgelegte Planung zum Satzungsbeschluss des

Planungs- und lngenieurbüros lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG, Lorsch, mit Planstand Januar

2019, in den die nach Anlage I aufgeführten Änderungen eingearbeitet wurden. Es wird zugleich

festgestellt, dass mit der beschlossenen Anpassung des Planinhaltes die Grundzüge dieser

Bauleitplanung nicht berührt werden und es sich um keine Planänderung im materiell-

rechtlichem Sinne handelt, sondern lediglich um eine Präzisierung und positive Konkretisierung
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eines bestehenden Planinhaltes. Von der erneuten Auslegung i. S. d. $ 4a Abs. 3 BauGB,

wonach der Entwurf erneut auszulegen ist, wenn der Bauleitplan nach dem Verfahren nach $ 3

Abs. 2 BaUGB oder $ 4 Abs. 2 BauGB geändert oder ergänzt wird, ist daher abzusehen.

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Rechtskraft des Bebauungsplans durch die

ortsübliche Bekanntmachung über den Beschluss des Bebauungsplans als Satzung

(lnkraftsetzung) nach Genehmigung der teilbereichsbezogenen Änderung des

Flächennutzungsplanes durch die höhere Venrvaltungsbehörde herbeizuführen.

Begründung:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" sollen die

bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Hundeübungsplatzes

geschaffen werden. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,,Roßdorf-Ost" wurde der

bisherige Hundeübungsplatz planungsrechtlich überplant. Durch den Bebauungsplan ,,Roßdorf-

Ost" soll die Ausweisung eines neuen rund 17 ha großen Baugebietes mit adäquaten Flächen

fürWohnen, Arbeiten, Gewerbe und Einzelhandel ermöglicht und die städtebauliche Entwicklung

durch ein maßvolles Wachstum sichergestellt werden. Für die Flächen des bisherigen

Hundeübungsplatzes erfolgt im Bebauungsplan ,,Roßdorf-Ost" die Festsetzung eines

allgemeinen Wohngebietes (WA). Das festgesetzte allgemeine Wohngebiet erstreckt sich weit

über die Grenzen des Hundeübungsplatzes hinaus und betrifft eine Fläche von 3,16 Hektar zzgl.

Verkehrsflächen. Da die Nutzung als Hundeübungsplatz einen Nutzungskonflikt zu dem

Gebietstyp allgemeines Wohngebiet darstellt, soll der Hundeübungsplatz innerhalb Roßdorfs

verlagert werden.

Die plangegenständige ,,Ausweichfläche" für den Hundeübungsplatz, welche sich im Nordwesten

von Roßdorf befindet, bietet sich hingegen für die beabsichtigte Nutzung durchaus an. Die

Fläche ist bislang frei von jeglicher Bebauung und schließt unmittelbar an gewerbliche

Bauflächen und somit an den sogenannten lnnenbereich an. Aufgrund der deutlichen Entfernung

zu Wohnbauflächen können lmmissionskonflikte vermieden werden. Auch ist für diesen Bereich

keine gewerbliche Enveiterung geplant, so dass keine Argumente gegen die beabsichtigte, für

Ortsrandlagen typische, Nutzung sprechen.

Das Plangebiet setzt sich aus mehreren Flurstücken zusammen, die zu etwa 50% im Besitz der

Gemeinde Roßdorf und zu 50% in privatem Besitz sind. Mit Umsetzung des Planvorhabens wird

somit eine Grundstücksneuaufteilung notwendig, die jedoch die vorliegende Bauleitplanung nicht

tangiert.

Da gemäß $ 8 Abs. 2 BauGB Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln

sind, der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Roßdorf den Planbereich jedoch

als Fläche für die Landwirtschaft darstellt, wird zut Realisierung des Vorhabens eine

teilbereichsbezogene Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes notwendig.

Aufgrund der Lage im sog. Außenbereich erfolgt die Aufstellung der Bauleitplanung im
zweistufigen Regelverfahren. Gemäß $ 2a BauGB ist im weiteren Verfahren ein Umweltbericht

als Teil der Begründung anzufertigen.
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Abb.: Auszug aus der Liegenschaftskarte mit Eintragung des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplanes,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Quelle: lnfraPro)

Der Gemeindevorstand empfiehlt, der Beschlussvorlage zuzustimmen

(

O einstimmig dafür dagegen Enthaltungen

rmeisterin



PLANZEICHNUNG

Be ba u u n gs p I a n " H u n d e ü b u n y s p latz I n d ustri estra ße" Gemeinde Roßdorf
Gemarkung Roßdorf, Flur 14, Nrn. 1'1411 - 11911,120 tw., 121 tw.,122tw, -'125 tw. sowie 15711 tw.

PLANZEICHENERKLARUNG

l. Planungsrechtliche Festsetzungen
($9Abs. l BauGB)

ll. Hinweise

1. Hinweise der Kartengrundlage

1. Art der baulichen Nutzung
($ I Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. d. BauNVO)

vorhandene Gebäude

q

ru

ret Sonstiges Sondergeb¡et (SO),
hier: "Hundeübungsplatz" (S 1'1 BauNVO)

vorhandene Flurstücksgrenzen
mit Flurstücksbezeichnung

2. Maß der baulichen Nutzung (vgl. Nutzungsschablone)
(S I Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. S 16 BauNVO)

.10,7 beispielhafte Bemassung

lAngaben in Meted

124 GR maximal zulässige Grundfläche in m2

I Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

TWH Traufwandhöhe in Meter über dem Bezugspunkt

FH Firsthöhe in Meter über dem Bezugspunkt

3. Verkehrsflächen ($ I Abs. 1 Nr. 11 BaUGB)

s

It9

Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung

Wirtschaftsweg

Verkehrsfl äche mit Zweckbestimmung

Parkplalz

4. Grünflächen
(S I Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

254

Private Grünfl äche mit Zweckbestimmung

Hundeübungsplatz
3

Öffentliche Grünfl äche mit Zweckbestimmung

Abstandsgrün

2&

5. Flächen mit Bindungen fúr Bepflanzungen und für d¡e
Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von Gewässern
(S I Abs. 1 Nr.25b BauGB)

ffi GEMEINDE ROSSDORF

Erhaltung Bäume Bebauungsplan

"Hundeübungsplatz lndustrìestraße"
GemêÁung Roßdod, ñu¡ 14

SaÞungsbeschluss

6. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
des Bebauungsplans ($ 9 Abs. 7 BaUGB) 1.000

NUTZUNGSSCHABLONE

Bauweìse

-159m
$?-Þs.cL

o

lJaß der baulichen Nutzung

GR TWH FH

700 5,50 7,50

Art der baulichen Nutzung

Sonst¡gesSO
11

lrurnnPno

ffi

E3



Bebau u n gs plan " H u ndeü bu n gs platz I nd ustriestra ße"
Gemarkung Roßdorf, Flur 14, Nrn. 1 14l'l - 11911,120 teilweise, '122 teilweise - 125 teilweise sowie 157/1 teilweise
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LEGENDE

rr¡ GrenzeBebauungsplan

Befestigte Flächen, hier: Ve¡kehßiåche (10.530)

Baugrundstück (10.530 / 10.715)

Private Grünflächen, hier HundeübungsplaÞ

11.221 gäûnerisch gepiegte Anlage

leilversiegelte Schotterflåchen
hier: PaiçlaÞ (10.530)

Öffentliche Gri¡nfläche, Flåchen mh Bindungen fúr

Bepîamungen und fiir die Erfialtu¡g von Bäumen,

Stráuchern und sonlìgen Bepf,anzungen ( S 9 Abs. 1

Nr 25 b BaUGB ), hier GehöÞbestand (01.152)

w GEMEINDE ROSSDORF
Bebauungsplan

"Hundei¡bungsplatz I ndustrjestraße"
Genatu.9 Roßdod Flur14

Entuicklungsplan
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Bebauu n gsplan "H u ndeü bu ngsplatz lnd ustriestraße"
Gemarkung Roßdorf, Flur 14, Nrn. 114l1 - 11911, 120 teilweise, 122 teilweise - 125 teilweise sowie '157l'1 teilweise

GEMEINDE ROSSDORF

PLANZEICHNUNG PLANZEICHENERKLARUNG

Biotoptypen
(¡n Klammem: NuÞungstypen nach KV, vgl. EA-Bilanz)

[-] cr"nr"a".cettungsbere¡chs

I larUf"rr aestand, standortgerecht (04.110)

I i1lï"tlild' 
hier (01 1s2) sukzession ¡m

fll-l Geri:scne, säume (o2.1oo) h,er:

[ :.: :.::::i verbuschte Geholzsukzess¡on

lntensiv genuÞte Frischwiese (06.320)

W
H
N

Wesenbrache (09.130)

Verkehßflãche dêreñ Wasserabf, uss veEickert

hier: Asphalt (1 0.530)

Schotter/teilvers¡egelte Flächê (10.530)

Durch Nutzung dauemd vegelationsâme Fläche
hier: bwachsener Feldweg (10.610)

Dachflâchen

Neophfen (vooiegende Kanad¡sche Goldrute
teilw. Amenische Brcmbeere) - 5 8V!F

w GEMEINDE ROSSDORF
Bebauungsplan
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GEMEINDE

ROSSDORF

Bebauungsplan

,, Hundeübungsplatz lndustriestraße"

Begründung

Satzungsbeschluss

Januar 2019

lrurRAPno
lngenieur GmbH & Go. KG

mail@infrapro.de
www.infrapro.de



Begrùndung

Satzu ngsbeschluss

Gemeinde Roßdorf

Bebauungsplan,,Hundeübungsplatz lndustriestraße"

Fassung vom: 15.01.2019 Seite 2

Entwu rfsverfasser:

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG

Hüttenfelder Straße 7

64653 Lorsch

Fon: 06251 - 584 783 0 mail@infrapro.de

Fax: 0625I - 584 783 1 www.infrapro.de
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1 Ziel und Zweck der Bauleitplanung

1.1 AnlassundPlanungserfordern¡s

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" sollen die bau-

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Hundeübungsplatzes geschaf-

fen werden. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,,Roßdorf-Ost" wurde der bisherige

Hundeübungsplatz planungsrechtlich überplant. Durch den Bebauungsplan ,,Roßdorf-Ost" soll

die Ausweisung eines neuen rund 17 ha großen Baugebietes mit adäquaten Flächen für Woh-

nen, Arbeiten, Gewerbe und Einzelhandel ermöglicht und die städtebauliche Entwicklung durch

ein maßvolles Wachstum sichergestellt werden. Für die Flächen des bisherigen Hundeübungs-
platzes erfolgt im Bebauungsplan ,,Roßdorf-Ost" die Festsetzung eines allgemeinen Wohnge-

bietes (WA). Das festgesetzte allgemeine Wohngebiet erstreckt sich weit über die Grenzen des

Hundeübungsplatzes hinaus und betrifft eine Fläche von 3,16 Hektar zzgl. Verkehrsflächen. Da

die Nutzung als Hundeübungsplatz einen Nutzungskonflikt zu dem Gebietstyp allgemeines

Wohngebiet darstellt, soll der Hundeübungsplatz innerhalb Roßdorfs verlagert werden.

Die plangegenständige,,Ausweichfläche" für den Hundeübungsplatz, welche sich im Nordwes-

ten von Roßdorf befindet, bietet sich hingegen für die beabsichtigte Nutzung durchaus an. Die

Fläche ist bislang frei von jeglicher Bebauung und schließt unmittelbar an gewerbliche Bauflä-

chen und somit an den sogenannten lnnenbereich an. Aufgrund der deutlichen Entfernung zu

Wohnbauflächen können lmmissionskonflikte vermieden werden. Auch ist für diesen Bereich

keine gewerbliche Erweiterung geplant, so dass keine Argumente gegen die beabsichtigte, für

Ortsrandlagen typische, Nutzung sprechen.

Das Plangebiet setzt sich aus mehreren Flurstücken zusammen, die zu etwa 50% im Besitz der

Gemeinde Roßdorf und zu 50% in privatem Besitz sind. Mit Umsetzung des Planvorhabens wird

somit eine Grundstücksneuaufteilung notwendig, die jedoch die vorliegende Bauleitplanung

nicht tangiert.

Da gemäß $ B Abs. 2 BauGB Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln

sind, der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Roßdorf den Planbereich jedoch

als Fläche für die Landwirtschaft darstellt, wird zur Realisierung des Vorhabens eine teilbe-

reichsbezogene Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes notwendig.

Aufgrund der Lage im sog. Außenbereich erfolgt die Aufstellung der Bauleitplanung im zweistu-

figen Regelverfahren. Gemäß $ 2a BauGB ist im weiteren Verfahren ein Umweltbericht als Teil

der Begründung anzufertigen.

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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1.2 Lage des Plangebiets und räumlicher Geltungsbere¡ch

Der räumliche Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung befindet sich im Nordwesten

der Gemeinde Roßdorf. lm Süden grenzt an den Geltungsbereich des Plangebietes ein beste-

hendes Gewerbegebiet an.

Der Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung umfasst eine Fläche von ca. 5.115 m'
und wird räumlich begrenzt durch:

. die freie Flur im Norden sowie im Osten,

. das bestehende Gewerbegebiet West im Süden sowie

. einen Grillplatz mit anschließenden Waldflächen im Westen

Der Geltungsbereich der Bauleitplanung betrifft ferner gemäß nachfolgender Abbildung 1 die

Grundstücke mit der Katasterbezeichnung Gemarkung Roßdorf, Flur 14, Nrn. 11411 - 11911,

120 teilweise,l2l teilweise, 122 teilweise - 125 teilweise sowie 157/1 teilweise.

Abb. l: Auszug aus dem amtlichen Liegenschaftskataster mit Eintragung der Grenze des vorläufigen räumlichen
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" sowie der teilbereichsbezogenen Än-
derung des Flächennutzungsplan (lnfraPro)
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Fassung vom: 15.01 .2019

1.3 Städtebauliche Prägung des Geltungsbere¡ches und dessen Umfeld

Das Plangebiet befindet sich nördlich angrenzend an die bebaute Ortslage des Gewerbegeb¡e-

tes West der Gemeinde Roßdorf. Das städtebauliche Gefüge wird dementsprechend südlich

und südwestlich des Plangebietes durch die gewerblich genutzten Strukturen mit großen

Gebäudekubaturen geprägt. Südwestlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich ein Wert-

stoffhof mit größeren vollständig versiegelten Abstellflächen. Der nördlich des Wertstoffhofs ge-

legene Grillplatz weist hingegen unversiegelte Flächen auf. lm Süden grenzt ein

Einzelhandelsbetrieb an das Plangebiet an.

Das Plangebiet selber ist dezeit frei von Bebauung und befindet sich im Außenbereich. Die

Fläche kann als eine teilverbuschte Wiesenfläche mit Gehölzbestand (Grünlandbrache) ange-

sprochen werden.

Abb. 2: Lage des Plangebietes, Quelle: Bilder @ 2017 Google,Kartendaten @ 2017 GeoBasis-DE/BKG (@2009),

Google, Abfrage: Juni 2017

Die in unmittelbarer Umgebung vorhandene Dachlandschaft wird durch Sattel- und Flachdächer
geprägt. Zum Teil sind die Satteldächer mit Solarkollektoren ausgestattet. Die meisten Gebäude

verfügen über zwei Vollgeschosse.

Seite 6
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Begründung

Satzu ngsbeschluss

Gemeinde RoßdotJ

Bebauungsplan,,Hundeübungsplatz I ndustriestraße"

Fassung vom: 1 5.01.2019 Seite 7

2 ÜbergeordnetePlanungen/planungsrechtlicheSituation

2.1 RaumordnungundLandesplanung: RegionalplanSüdhessen

Gemäß $ 1 Abs. 4 BauGB besteht eine Anpassungspflicht der kommunalen Bauleitplanung an

die Ziele der Raumordnung; die Grundsätze der Raumordnung sind sodann in der gemeindli-

chen Abwägung im Sinne des $ 1 Abs. 7 BaUGB zu berücksichtigen. Die allgemeinen Ziele der

Raumordnung werden in dem mit seiner Veröffentlichung im Staatsanzeiger am 17.10.2011

gültigen Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan (RPS 2010) festgelegt.

Abb. 3: Auszug aus dem gültigen Regionalplan Südhessen, Quelle: Regierungspräsidium Darmstadt

Der Plangeltungsbereich ist integraler Bestandteil eines ,,Vorbehaltsgebietes für Landwirt-

schaft". Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft dienen i. S. d. RPS/RegFNP 2010 vordergründig

der Erhaltung und Entwicklung der Freiraumfunktion sowie der Offenhaltung der Landschaft,

primär durch die landwirtschaftliche Bewirtschaftung. Sie stellen ferner Gebiete dar, die nicht

vorrangig einer bestimmten Nutzung im regionalplanerischen Sinne zugeordnet sind. Nach

Maßgabe des Regionalplanes kann die Flächeninanspruchnahme der ,,Vorbehaltsfläche für

Landwirtschaft" als kleinteilige Entwicklung angesehen werden. Hierfür besagt der Textteil zum

Regionalplan Südhessen, dass die Flächeninanspruchnahme von Vorbehaltsgebieten für Land-

wirtschaft in geringem Umfang für die Freizeitnutzung und Kulturlandschaftspflege, für Sied-

lungszwecke etc. bis zu fünf Hektar möglich ist (Quelle: Regionalplan Südhessen 2010 - Text

(G10.1-11)). ln diesem Sinne werden die regionalplanerischen Vorgaben bei der Aufstellung

-
-
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des Bebauungsplanes eingehalten, die vorliegende Bauleitplanung steht nicht im Widerspruch

zu den Zielen der Regional- und Landesplanung.

2.2 Vorbereitende Bauleitplanung: Rechtswirksamer Flächennutzungsplan

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Gemeinde

Roßdorf aus dem Jahr 2006, der für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsich-

tigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den vorgesehenen

Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darstellt, stellt das Plangebiet als ,,Landwirt-
schaftliche Fläche" dar. Damit stimmen die Darstellungen des Flächennutzungsplanes nicht mit

der geplanten Nutzung überein. Die überplante Fläche grenzt gemäß Darstellung des Flächen-

nutzungsplanes im Süden an gewerbliche Bauflächen sowie an ein Sondergebiet an.

Aufgrund der bestehenden Plandarstellung ist der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP)

der Gemeinde Roßdorf zu ändern. Ein Teil des Planbereiches ist fortan als ,,Sonderbaufläche
mit der Zweckbestimmung Hundeübungsplatz" darzustellen. lnnerhalb dieser Fläche ist das in
der Aufstellung des Bebauunsplanes ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" festgesetzte sonstige

Sondergebiet ebenfalls darzustellen. Das notwendige Anderungsverfahren wird parallel zum

Aufstel lu ngsverfah ren des Bebauu ngsplanes d urchgefü h rt.

Abb. 4: Darstellung des rechtswirksamen Flächennutzungsplans der Gemeinde Roßdorf, Quelle
https://www. ladadi.d e/bauen-u mwelt. html
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2.3 Verbindliche Bauleitplanung

Der räumliche Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung wird bislang nicht durch rechts-

kräftige Bebauungspläne überplant. Unmittelbar an der südlichen Grenze des Geltungsberei-

ches grenzt der Bebauungsplan ,,Gewerbegebiet West ll" an, der zuletzt mit der 3. Anderung im

Mär22012 geändert wurde. Dieser setzt neben einem sonstigen Sondergebiet, mit der Zweck-

bestimmung ,,Einzelhandelsbetriebe für Sonderposten", auch ein Gewerbegebiet mit Nutzungs-

einschränkungen fest. Die Nutzungseinschränkung bezieht sich auf den Ausschluss von

Einzelhandel. ln beiden Gebieten gilt eine abweichende Bauweise, wodurch die Länge von Ge-

bäuden über 50 m betragen darf. lnnerhalb der Grundstücke, welche im Süden unmittelbar an

das Plangebiet angrenzen, sind maximal zwei Vollgeschosse sowie eine Grundflächenzahl

(GRZ) von 0,6 als Höchstmaß zulässig.

Abb. 5: Auszug aus dem Bauungsplan ,,Gewerbegebiet West ll", 3. Anderung der Gemeinde Roßdorf, Quelle:

https://vvww. ladad i.de/bauen-u mwelt. html
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2.4 Aufstellungsverfahren

2.4.1 Verfahrenswahl

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" sowie

die teilbereichsbezogene Anderung des Flächennutzungsplanes wird im zweistufigen Regelver-

fahren und mit Erstellen eines Umweltberichts gemäß $ 2a BauGB durchgeführt. Er ist der Um-

weltprr¡fung nach $ 2 Abs. 4 BauGB und der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung

zugänglich. Die Anwendungsvoraussetzungen für einen ,,Bebauungsplan der lnnenentwicklung"

im Sinne einer Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderer Maß-

nahmen der lnnenentwicklung sind an dieser Stelle nicht gegeben. Die erforderliche Bauleitpla-

nung erstreckt sich auf zwei parallel zu betreibende Verfahren:

a) die teilbereichsbezogene Anderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes;
b) die Aufstellung eines Bebauungsplanes.

FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen

2.4.2 Verfahrensdurchführung

Vorbehaltlich der anstehenden Beratung und Beschlussfassung in den gemeindlichen Gremien

wurden im Zuge der Planaufstellung, nach den Maßgaben des Baugesetzbuches (BauGB), die

nachstehenden Verfahrensschritte durchgeführt und erforderlichen Beschlüsse durch die Ge-

meindevertretung gefasst.

29.06.2017 Beschluss der Gemeindevertretung über die Aufstellung des Bebauungspla-

nes,,Hundeübungsplatz lndustriestraße".

Kenntnisnahme und Billigung des vorgelegten Vorentwurfes zur Durchführung

der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach $ 3 Abs. 1 BauGB sowie

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach $ 4 Abs. 1

BauGB.
Ortsü bliche Bekanntmach u ng des Aufstell u ngsbesch lusses.

Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit mit Bekanntgabe
der Auslegungsfrist bis einschließlich 25.08.20'17 und Angabe des Ausle-
gungsortes. Der Öffentlichkeit wird somit innerhalb angemessener Frist Gele-
genheit gegeben, sich über die Planungsabsicht näher zu unterrichten, diese

zu erörtern und sich hierzu zu äußern.
Anschreiben im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß $ 4 Abs. 1

BauGB; die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Auf-
gabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden schriftlich

durch Übersenden des Vorentwurfs unterrichtet und mit Fristsetzung bis ein-
schließf ich 25.08.2017 zur Stellungnahme sowie zur Außerung auch im Hin-

blick auf den erforderlichen Detaillierungsgrad der Umweltprüfung

aufgefordert.

29.06.20',17

13.07.2017
24.07.2017

20.07.2017
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09.11.2018 Die Gemeindevertretung hat die aus der frtihzeitigen Beteiligung der Öffent-

lichkeit ($ 3 Abs. 1 BauGB) und der Behörden und sonstigen Trägern öffentli-

cher Belange (S 4 Abs. 1 BauGB)abgegebenen Anregungen in lhrer Sitzung

vom 09.1'1.20'18 geprr¡ft und beschlossen. Das Ergebnis wurde den Anre-

g u ngsträgern mitgeteilt.

09.11.2018 Beschlussfassung des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung als

Entwurf zur Durchführung der förmlichen Beteiligung.

29.'l'1.20'18 Ortsübliche Bekanntmachung über die Durchführung der förmlichen Beteili-

gung der Öffentlichkeit mit Bekanntgabe der Auslegungsfrist bis einschließlich

11.01.2019 und Angabe des Auslegungsortes. Der Öffentlichkeit wird somit

innerhalb angemessener Frist Gelegenheit gegeben, sich über die Planungs-

absicht näher zu unterrichten, diese zu erörtern und sich hierzu zu äußern.

29.'11.2018 Durchführung der förmlichen Beteiligung und Unterrichtung der Behörden und

sonstigen Trägern öffentlicher Belange nach $ 4 Abs. 2 BaUGB durch An-

schreiben vom 29.11.2018 mit Fristsetzung bis einschließlich 04.01.2019.

07.'12.2018 bis einschließlich 'l'1.01.20'19: Durchführung der förmlichen Beteiligung der

Öffentlichkeit nach $ 3 Abs. 2 BauGB.

_._.2018 Behandlung und Beschlussfassung über die im Rahmen der förmlichen Betei-

ligung nach $ 3 Abs. 2 und $ 4 Abs. 2 BaUGB eingegangenen Anregungen

gemäß der vorgelegten Abwägungstabelle und den darin enthaltenen Be-

schlussvorschlägen sowie Beschluss des Bebauungsplans,,Hundeübungs-
platz lndustriestraße" als Satzung gemäß $'10 BauGB.

Die Verfahrensnachweise werden im Fortgang des Aufstellungsverfahrens Zug umZug vervoll-

ständigt.

2.4.3 Darstellung abwägungsrelevanterAnpassungen des Planinhaltes

lm Sinne des $ 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und

privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen; dazu sind zunächst

die Belange, die frir die Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und

zu bewerten. Das Abwägungsgebot ist dann verletzt, wenn eine sachgerechte Abwägung über-

haupt nicht stattfindet, wenn in die Abwägung Belange nicht eingestellt werden, die nach Lage

der Dinge hätten eingestellt werden müssen, wenn die Bedeutung der betroffenen Belange ver-

kannt oder wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung berührten Belangen in einer

Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis

steht. lnnerhalb des so gezogenen Rahmens ist dem Abwägungserfordernis genügt, wenn sich

die Plangeberin im Widerstreit verschiedener Belange für die Bevozugung des einen und damit

notwendigerweise für die Zurückstellung des anderen Belangs entscheidet. (u. a. OVG NRW,

Urt. v. 19.07 .2013 - 10 D 107111 .NE -, juris).

Aus der erfolgten Abwägung der Anregungen durch die Gemeindevertretung, die seitens der

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung
nach $ 4 Abs. 1 BauGB vorgetragen wurden, ergaben sich alsdann folgende Auswirkungen

InfraPro lngenieur Gmbl-l & Co. KG
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auf die teilbereichsbezogene Anderung des Flächennutzungsplanes. Von Seiten der Öffentlich-

keit sind keine Stellungnahmen mit Hinweisen oder Anregungen eingegangen.

Die Planzeichnung zum Bebauungsplan wurde bereits parallel zur frühzeitigen Beteiligung der

Offentlichkeit (gem. $ 3 Abs. 1 BauGB) sowie der Behörden und der Träger öffentlicher Belange

(gem. S 4 Abs. 1 BauGB) folgendermaßen geändert:

. Differenzierung der Art der baulichen Nutzung bzw. Nutzungsart in ,,sonstiges Sonderge-

biet" sowie,,private - und öffentliche Grünflächen"

. Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Parkplatz

. Festsetzung einer Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-

men und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Gewässern; hier: Erhaltung

Bäume
¡ Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Wirtschaftsweg

Textteil zum Bebauungsplan:

. Ergänzung von Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen aus dem artenschutzrechtlichen

Screening im Abschnitt A
o Ergänzung einer Festsetzung für denkmalschutzrechtliche und genehmigungspflichtige

Maßnahmen im Abschnitt B
. Ergänzung eines Hinweises zum Thema Wald

. Ergänzung des Hinweises zur Versickerung von Niederschlagswassers

. Ergänzung des Hinweises zum Bodenschutz

. Ergänzung des Hinweises zum Brand- und Katastrophenschutz

Begründung:

. Ergänzung um das Kapitel 3.2.8,,Waldumwandlung"

. Ergänzung der lnformation der Lage des Gebietes außerhalb eines Wasserschutzgebie-

tes in Kapitel 3.3.1 ,,Oberflächengewässer und Hochwasserschutz"

. Ergänzung der lnformationen zu potentiell vorkommenden Arten im Kapitel3.2.2

. Ergänzung des Hinweises, dass keine Hinweise auf Altflächen, schädliche Bodenverän-

derungen und/oder Grundwasserschäden vorhanden sind, in Kapitel 3.2.4 ,,Altlasten"

o Ergänzung einer kurzen lnformation zum anfallenden Abwasser im Kapitels 3.1.1 ,,Techni-

sche Ver- und Entsorgung"
. Ergänzung von Ausführungen zum lmmissionsschutz in Kapitel 3.2.6

. Anpassung des Geltungsbereiches in den Abbildungen

lm Rahmen der Entwurfserarbeitung wurde der Umweltbericht mit einer EingriffsJAusgleichsbi-

lanzierung ergänzt.

Aus der erfolgten Abwägung der Anregungen durch die Gemeindevertretung, die seitens der

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung
nach g 4 Abs. 2 BauGB vorgetragen wurden, ergaben sich alsdann folgende Auswirkungen
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auf die teilbereichsbezogene Anderung des Flächennutzungsplanes. Von Seiten der Öffentlich-

keit sind keine Stellungnahmen mit Hinweisen oder Anregungen eingegangen.

Aus der o.g. erfolgten Abwägung der Anregungen ergaben sich keine Auswirkungen auf die

Planzeichnung.

Textteil:

o Ergänzung des Hinweises zum Schutz von Versorgungsleitungen um die lnformation zur

Kabelschutzrohre der Telekom sowie Betriebsmittel der E-Netz Südhessen bzw. Der EN-

TEGAAG
. Ergänzung des Hinweises zum Bodenschutz

. Konkretisierung der beiden Festsetzungen A.6.6 sowie A.6.8 zum Artenschutz (CEF-Maß-

nahmen zur Haselmaus und Zauneidechse)

. Êrgänzung um eine Flächenzuweisung zum Ausgleich im Abschnitt C

Begründung:

¡ Ergänzung der Begründung zu den CEF-Maßnahmen zur Haselmaus und Zauneidechse

Abschnitt 4.1.6

Umweltbericht:
. Ergänzung von lnformationen zum Waldumwandlungsantrag und in diesem Sinne zur Er-

satza ufforstu n gsfläche

. Ergänzung um eine Flächenzuweisung zum Ausgleich

Aus der o.g. erfolgten Abwägung der Anregungen ergaben sich keine Auswirkungen auf die

Bestands- oder Entwicklungskarte.
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3 FachplanungenundsonstigePlanungsgrundlagen

3.1 Erschließungsanlagen

Die Erschließung des Plangebietes ist durch bereits vorhandene Erschließungsanlagen in der

I nd ustriestraße vorgegeben.

3.1.1 Technische Ver- und Entsorgung

Eine Versorgung mit Trinkwasser als auch die Entsorgung des Schmutzwassers ist über den

vorhandenen Leitungsbestand im Bereich der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen ge-

sichert. Das anfallende Abwasser ist den kommunalen Abwasseranlagen zuzuführen. Die kom-

munale Abwassersatzung ist zu beachten.

Grundsätzlich ist anfallendes, nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser nach den

Maßgaben des Hessischen Wassergesetzes ($ 37 Abs. 4 HWG) innerhalb der privaten Grund-

stücke einer Verwertung zuzuführen, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange

nicht entgegenstehen. Die Verwertung kann hierbei durch geeignete Bewirtschaftungsanlagen,

z. B. nach MerkblattATV-DVWK M 153, in Mulden oder Mulden-Rigolen-Systemen gesammelt

und der Versickerung zugeführt werden.

3.1.2 Verkehrsanlagen

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die ,,lndustriestraße". Diese

schließt wiederum an die Darmstädter Straße an, welch in die B 26 mündet. Von hier aus ist

das überregionale Verkehrsnetz erreichbar. Großflächig betrachtet liegt das Plangebiet dem-

nach sehr verkehrsgünstig für den motorisierten lndividualverkehr.

Durch das Vorhaben wird untergeordnet ein Kfz-Mehrverkehr erzeugt, der jedoch ohne zusätz-

liche Maßnahmen vom bestehenden Straßenverkehrsnetz aufgenommen werden kann.

3.2 Umweltschützende Belange

Die Frage des naturschutzrechtlichen Eingriffs ist in die bauleitplanerische Abwägung einzustel-

len. Eingriffe aufgrund einer Bauleitplanung resultieren grundsätzlich durch eine geplante Über-

bauung bzw. Befestigung bislang unbefestigter Bodenflächen. Zur genauen Ermittlung des

naturschutzrechtlichen Eingriffes und des notwendigen Kompensationsbedarfs ist eine detail-

lierte Bilanzierung nach der geltenden Kompensationsverordnung (KompensationsVO) des

Hessischen Ministers für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz im Rahmen des

U mweltberichts vorzu neh men.

Weitere Ausführungen zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung befinden sich im, der Pla-

nung als separater Bestandteil, beigefügten Umweltbericht.
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3.2.1 Umweltprüfung

Mit lnkrafttreten des Europarechtsanpassungsgesetzes Bau (EAG Bau) am 20.07.2004 sind u.

a. Anderungen des Raumordnungsgesetzes (ROG) und des Gesetzes über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG)verbindlich geworden. Anlass für das EAG Bau ist die Umsetzung der

EU-Richtlinien über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme

(Richtlinie 200114218G des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001, Plan-

UP-Richtlinie).

Die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie im Bereich der Bauleitplanung erfolgt in der Weise, dass

grundsätzlich alle Bauleitpläne einer Umweltprüfung zu unterziehen sind mit Ausnahme der be-

standssichernden bzw. -ordnenden Bauleitpläne, die im vereinfachten Verfahren gemäß $'13
BaUGB aufgestellt bzw. geändert werden.

Nach $ 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB wird für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung

durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in ei-

nem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. $ 2 Abs. 4 Salz4 BaUGB bestimmt, dass

das Ergebnis der Umweltprüfung in der Abwägung zu berücksichtigen ist. Umfang und Detail-

lierungsgrad der Umweltprüfung hängen von der jeweiligen Planungssituation ab und werden

von der Stadt festgelegt ($ 2 Abs. 4 BauGB). Die im Rahmen der Umweltprüfung ermittelten

und bewerteten Umweltbelange sind im Umweltbericht als Teil der Begründung des Bauleitplans

darzulegen ($ 2a BauGB). Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Auf-

gabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden im Rahmen der frühzeitigen Be-

teiligung aufgefordert, Hinweise zum Detaillierungsgrad und Umfang des Umweltberichtes zu

geben. Daraufhin wurde der Umweltbericht der vorliegenden Begründung als separater Be-

standteil beigefügt.

3.2.2 Artenschutz

Eine Bewertung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Anforderungen des S 44 (1)

BNatSchG erfolgte auf Grundlage der Habitatpotenziale, die sich aus den kartierten Bestands-

strukturen ableiten.

ln der Artenschutzprüfung werden grundsätzlich drei verschiedene Artenschutzkategorien un-

terschieden ($ 7 Abs. 2Nr.12 bis 14 BNatSchG):
. besondersgeschützteArten(nationaleSchutzkategorie),
. streng geschützte Arten (national geschützt) inklusive der FFH-Anhang lV-Arten (euro-

päisch geschützt),
. europäischeVogelarten(europäischgeschützt).

Gemäß $ 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG sind die ausschließlich national geschützten Arten von

den artenschutzrechtlichen Verboten bei Planungs- und Zulassungsvorhaben freigestellt. Sie

sind wie alle nicht geschützten Arten nur im Rahmen der Eingriffsregelung zu berücksichtigen.

InfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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Grundlage der Bewertung in der artenschutzrechtlichen Prüfung im Bauleitplanverfahren sind

demnach die nach $ 44 Abs. '1 BNatSchG formulierten Zugriffsverbote für FFH-Anhang lV-Arten

und für alle europäischen Vogelarten. Demnach ist es verboten:

wild lebende Tiere zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Übenruinterungs-

und Wanderungszeiten so erheblich zu stören, dass sich der Erhaltungszustand der lo-

kalen Population verschlechtert,

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebender Tiere aus der Natur zu entnehmen, zu

beschädigen oder zu zerstören,

wild lebenden Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie

oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Ein Verbotstatbestand ist dann erfüllt,
. wenn sich das Tötungsrisiko trotz aller zumutbaren Vermeidungsmaßnahmen signifi-

kant erhöht,
. wenn sich der Erhaltungszustand der lokalen Population trotz aller zumutbaren Vermei-

dungsmaßnahmen durch Störungen verschlechtern könnte,
. wenn die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bzw. von Pflan-

zenstandorten im räumlichen Zusammenhang auch mit vorgezogenen Ausgleichsmaß-

nahmen nicht sichergestellt werden kann.

lm Rahmen eines faunistischen und artenschutzrechtlichem Screening zum Vorkommen von

Brutvogelarten und Arten des Anhangs lV der FFH-Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndust-

riestraße" wurde geprüft, ob die in $ 44 (1) BNatSchG genannten ,,Verbotstatbestände" ausge-

schlossen werden können, oder ob ggf. entsprechende Maßnahmen umzusetzen sind.

Diese Betrachtung erfolgt auf Basis einer faunistischen Potenzialabschätzung, die im Rahmen

einer Begehung am 30.9.2018 vor Ort durchgefrihrt wurde. Hierbei wurde aufgrund der vorhan-

denen Lebensräume abgeschätzt, welche der artenschutzrechtlich relevanten Arten (europäi-

sche Vogelarten, Arten des Anhanges lV der FFH-Richtlinie) im Bereich des Plangebietes inkl.

seines relevanten Umfeldes regelmäßig auftreten können und daher in das hier ebenfalls durch-

geführte artenschutzrechtliche Screening einzustellen sind. Dabei wurde der worst-case-Ansatz

zu Grunde gelegt.

Als Untersuchungsraum (UR) ist dabei aus artenschutzrechtlicher Sicht derjenige Bereich zu

betrachten, in dem es zu negativen Auswirkungen kommen kann. Da dies nicht nur den eigent-

lichen Planbereich (PB) betrifft, sondern darüber hinaus es auch zu Stör- oder Barrierewirkun-

gen kommen kann, die sich außerhalb des PG auswirken, wurde zusätzlich außerhalb des

Siedlungsraumes ein enrueiterter Raum von etwa 100 m berücksichtigt.
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Abb. 6: Lage des artenschutzrechtlich relevanten Untersuchungsraumes (gelbe Umrandung), Quelle: Faunistisches

und artenschutzrechtliches Screening zum Vorkommen von Brutvogelarten und Arten des Anhangs lV der FFH-

Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf) von Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg, 10. Oktober
2018.

Auf Basis einer Potenzialabschätzung zu möglichen Vorkommen artenschutzrechtlich relevan-

ter Arten mit Bezug zum Planungsraum (Plangebiet zzgl. eines erweiterten Untersuchungsrau-

mes von etwa 100 m) wurden im konservativen Ansatz 49 Vogelarten, Fledermäuse (nur)

Jagdhabitate sowie Haselmaus und Zauneidechse ermittelt.

Dabei kann es bei vollflächiger Nutzung bzw. Rodung des Plangebietes für drei Vogelarten (Gir-

litz, Klappergrasmücke, Stieglitz) sowie für die Haselmaus und die Zauneidechse zur Zerstörung

von Fortpflanzungsstätten kommen; für Haselmaus und Zauneidechse kann es darüber hinaus

auch zu einer Tötung von lndividuen kommen. Für Fledermäuse können artenschutzrechtliche

Verbotstatbestände sicher ausgeschlossen werden. Des Weiteren können für alle weiteren Ar-

ten des Anhanges lV Vorkommen mit Sicherheit ausgeschlossen werden, da entweder im er-

weiterten Umfeld keine Vorkommen und / oder keine geeigneten Habitate vorhanden sind.

Für alle betrachteten Vogelarten können erhebliche Störungen ausgeschlossen werden, da es

sich allesamt um nicht besonders störempfindliche Arten mit geringer bis sehr geringer Flucht
distanz handelt. Dies gilt insbesondere daher, weil das Plangebiet bereits durch angrenzende

Nutzungen stark anthropogen vorgeprägt ist, sodass zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur störun-

anfällige Arten vorkommen. Zu einer Zerstörung von Fortpflanzungsstätten kann es nur inner-

halb des Plangeltungsbereiches kommen, soweit die dort vorhandenen Gehölze gerodet

werden. ln diesem Fall wird zunächst angenommen, dass es zu einem Verlust von Fortpflan-

zungsstätten der drei potentiell vorkommenden Arten - Girlitz, Klappergrasmücke und Stieglitz
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- kommen kann. Die Prüfung auf den Erhalt der ökologischen Funktion im räumlichen Zusam-

menhang hat ergeben, dass dieser gewahrt werden kann, wenn ein etwa 10 m breiter Gehölz-

saum am Westrand des Plangeltungsbereiches im Sinne einer CEF-Maßnahme erhalten bleibt.

Für die potential vorkommenden Arten werden Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen abgeleitet,

die obligat umzusetzen sind, sofern nicht durch zukünft¡ge Erfassungen bzw. im Rahmen einer

ökologischen Baubegleitung nachgewiesen werden kann, dass diese Arten doch keine Vorkom-

men im Plangebiet aufweisen.

Die vorhandene Lebensraumstruktur als buschiger, sonniger und reich strukturierter Waldrand

mit Bereichen bieten grundsätzlich Haselmäusen sehr gute Bedingungen, so dass vorliegend

zunächst Vorkommen von Haselmäusen zu erwarten sind. Gleichwohl kommen Haselmäuse im

weiteren Umfeld eher selten vor. Mangels konkreter Erfassungen muss daher im konservativen

Ansatz von möglichen Vorkommen ausgegangen werden. Erhebliche Störungen können auf-
grund der Verhaltensökologie dieser Art jedoch weitgehend ausgeschlossen werden, da sich

der Erhaltungszustand der Population (insbesondere unter Berücksichtigung der umzusetzen-

den Maßnahmen) nicht verschlechtert.

Auch bietet die vorhandene Lebensraumstruktur den Zauneidechsen zunächst gute Bedingun-
gen, selbst wenn die aktuelle Ausprägung in Folge der Sukzession (Verbrachung) als subopti-

mal einzustufen ist. Trotzdem muss im konservativen Ansatz von möglichen Vorkommen

ausgegangen werden.

Zu den o.g. potential vorkommenden Arten werden Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen abge-

leitet, die obligat umzusetzen sind, sofern nicht durch zukünftige Erfassungen bzw. im Rahmen

einer ökologischen Baubegleitung nachgewiesen werden kann, dass diese Arten doch keine

Vorkommen im Plangebiet aufweisen.
Somit kommt die artenschutzrechtliche Prüfung zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung

der aufgeführten Maßnahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen für be-

sonders oder streng geschützte, europarechtlich relevante Arten zu erwarten sind. Eine Berüh-

rung der Verbotstatbestände des $ 44 BNatSchG ist damit nicht erkennbar.

Weitere Ausführungen zu potentiellen Arten befinden sich im gesonderten Umweltbericht sowie

im faunistischen und artenschutzrechtlichem Screening zum Vorkommen von Brutvogelarten

und Arten des Anhangs lV der FFH-Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roß-

dorf).

3.2.3 Bodenschutz

Zur Gewährleistung des Bodenschutzes, der u.a. im $ 202 BauGB gefordert wird, sind Maßnah-

men zur Erhaltung und zum Schutz des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernich-

tung oder Vergeudung vorzusehen. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des

Bodenschutzes wird hingewiesen. Die einschlägig bekannten Richtlinien, Verordnungen und

Regelwerke sind zu beachten.
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Bei eventuell erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Plangebietes darf der

Oberboden des ursprünglichen Geländes nicht überschüttet werden, sondern er ist zuvor abzu-

schieben. Für Auffüllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (natürlicher Boden) zu veruen-
den.

Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Oberboden

und Unterboden durchzuführen. Es wird daher empfohlen, den anfallenden Erdaushub nach

Möglichkeit auf den Baugrundstücken wieder zu veruvenden. lm Sinne einer behutsamen Um-

weltvorsorge ist die Vermeidung bzw. Venvertung von Erdaushub auf den Baugrundstücken

einer Depon¡erung vorzuziehen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Oberboden auf den

verbleibenden Freiflächen ist nicht zulässig.

Notwendige Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach-feuchtem Boden und bei nie-

derschlagsfreier Witterung erfolgen; dabei sind die Bearbeitbarkeitsgrenzen nach DIN 1891 5 zu

beachten.

3.2.4 Altlasten

Zum Planbereich liegen keine lnformationen über Altflächen oder Altlasten vor. lnwieweit sich

aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie Erkennt-

nrsse ergeben oder Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen (Altstandorte, Altablage-

rungen), schädlichen Bodenveränderungen und / oder Grundwasserschäden vorhanden sind,

wird im Zuge der förmlichen Beteiligung vom Regierungspräsidium Darmstadt mitgeteilt.

Dennoch wird darauf hingewiesen, dass bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den

Boden erfordern, auf sensorische Auffälligkeiten zu achten ist. Werden solche Auffälligkeiten

des Untergrundes festgestellt, die auf das Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderun-
gen hinweisen, ist umgehend das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Darm-

stadt (Dez. lVlDa 41.5), zu informieren.

lm Zuge der frühzeitigen Beteiligung zur vorliegenden Bauleitplanung wurden keine Hinweise

auf das Vorhandensein von Altflächen, schädlichen Bodenveränderungen und/oder Grundwas-

serschäden gegeben.

3.2.5 Denkmalschutz

lnnerhalb des Planbereiches und in dessen unmittelbarer Umgebung sind keine geschützten

Kulturgüter bekannt. Dennoch wird auch zu diesem Thema ein Texthinweis aufgenommen, wo-

nach aus heutiger Sicht nicht zu erwartende Bodenfunde der zuständigen Behörde zu melden

sind.

3.2.6 Immissionsschutz

Bei der geplanten Nutzungsart, hier: Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,,Hun-

deübungsplatz" handelt es sich um eine emissionsträchtige Nutzung. Allerdings befinden sich

in der Umgebung keine schutzbedürftigen Nutzungen. Unmittelbar an das Plangebiet grenzen
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ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb sowie Gewerbebetriebe an, welche ebenfalls zu den

emissionsträchtigen Nutzungen gezählt werden. Der Trennungsgrundsatz ist demnach einge-

halten. Dieser besagt, dass emissionsträchtige Nutzungen räumlich voneinander so zu trennen

sind, dass diese emissionsempfindliche und damit schutzbedürftige Nutzungen nicht negativ

beeinträchtigen können.
Wesentliche Auswirkungen des Vorhabens auf benachbarte Flächen sind grundsätzlich - mit

Ausnahme der üblichen Emissionen in der Phase der baulichen Realisierung sowie der Erhö-

hung verkehrs- und nutzungsbedingte Emissionen - in erster Linie durch die emissionsträchtige

Nutzung als Hundeübungsplatz mit einer erhöhten Lärmbelastung zu erwarten. Dennoch ist wie

bereits oben festgestellt, der Trennungsgrundsatz gemäß $ 50 Bundes-lmmissionsschutzge-

setz gewahrt. ln diesem Zusammenhang ergeben sich keine Konflikte durch das Nebeneinan-

der unverträglicher Nutzungen, da unmittelbar an das Plangebiet ein Einkaufsmarkt sowie

Gewerbebetriebe angrenzen und diese, genauso wie die Nutzung als Hundeübungsplatz, zu

den emissionsträchtigen Nutzungen zählen. Aufgrund der direkten Nachbarschaft zu einem be-

stehenden Gewerbegebiet und der deutlichen Entfernung zu Wohnbauflächen ergeben sich

keine Auswirkungen auf schutzbedürftige Räume entsprechend den ersten drei nebenstehen-

den aufgelisteten Punkten. Unmittelbar an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzen

zum einen ein Einkaufsmarkt sowie des weiteren Lagerflächen. Beide Nutzungen sind vielmehr

emissionsträchtige als schutzbedürftige Nutzungen. Büroräume, Sitzungsräume und ähnliche

Räume (gemäß nebenstehendem Punkt 4 der Aufzählung schutzbedürftiger Räume nach DIN

4109) sind lediglich in einem untergeordnetem Ausmaß vorhanden und befinden sich weitest-
gehend auf der Seite, die zur Straße ,,Arheiliger Weg" zugeordnet ist und somit dem Plangebiet

abgewandt ist. Daher ergibt sich ein räumlicher Puffervon Emissionsquelle und lmmissionsort.

Hinsichtlich der Betriebszeiten werden die Trainingszeiten, welche auf der Homepage des Hun-

desportvereins zu entnehmen sind, zu Grunde gelegt, da es sich lediglich um einen Standort-

wechsel handelt und dezeit keine Anderungen der Trainingseinheiten bekannt sind.

Diese Trainingszeiten verdeutlichen, dass die Nutzung des Hundeübungsplatzes nur zur Ta-
geszeit (von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) stattfindet. Daher sind Nachtzeiträume von der vorliegen-

den Nutzung nicht betroffen. Zudem werden die einzigen Schutzräume, die allerdings

weitestgehend abgewandt vom Plangebiet und untergeordnet vorhanden sind, in den Nachl
stunden üblicherweise nicht genutzt, da es sich hierbei um Büroräume (ausgenommen Groß-

raumbüros), Praxisräume, Sitzungsräume und ähnliche Arbeitsstätten handelt. Diese haben in

der Regel eine Kernarbeitszeit im üblichen Zeitraum von 08.00-18.00 Uhr. Aus diesem Grund

wird von einer Überschreitung der lmmissionsrichtwerte im Nachtzeitraum nicht ausgegangen.

Aufgrund der oben genannten Ausführungen werden lmmissionskonflikte durch die vorliegende

Bauleitplanung vermieden. ln diesem Zusammenhang wird auch festgestellt, dass weder sei-

tens der betroffenen Gewerbetreibenden noch seitens der Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-

Main Stellungnahmen im Rahmen der vorangegangenen frühzeitigen Beteiligung gemäß $$ 3,

4 Abs. 1 BaUGB zur vorliegenden Bauleitplanung eingingen. Die lndustrie- und Handelskammer

schrieb in ihrer Stellungnahme vom 25.08.2017, dass sie keine Anregungen oder Bedenken

vorbringen. Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung hat die IHK

ebenfalls keine Anregungen geäußert. Daher wird davon ausgegangen, dass deren Belange

ausreichend im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung Berücksichtigung finden.
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Demnach ist von schädlichen Beeinträchtigung der Umgebung durch NuÞungen innerhalb des

Plangebietes nicht auszugehen. Ferner ist eine lmmissionsbelastung durch Einwirken von Stör-

faktoren aus nachbarschaftlichen Nutzungen auf das Plangebiet nicht abzusehen. Eine immis-

sionsschutzrechtliche Beurteilung der Planungsabsicht durch einen Fachgutachter ist daher

nicht erforderlich.

3.2.7 EnergiewendeundKlimaschutz

lm Sinne des Klimaschutzes und dem gebotenen Umgang mit den Folgen des Klimawandels

wurde für die Kommunen und deren Bauleitplanungen mit Einführung zum 30.07.201 1 der sog.

,,Klimaschutznovelle" (Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den

Städten und Gemeinden, BGBI. l, S. 1509) nicht nur die Klimaschutzklausel in $ 1 Abs. 5 Satz

2 BauGB erweitert, sondern vor allem auch ein neuer Absatz 5 in $ 1a BaUGB eingefügt, der

die klimagerechte städtebauliche Entwicklung als Abwägungsbelang hervorhebt.

Die Kommunen sind in diesem Sinne sowohl Verbraucher und Vorbild als auch Berater für Bür-

gerinnen und Bürger und die Wirtschaft sowie Versorger mit Energie. Sie sind darüber hinaus

Planungsträger und haben die Möglichkeit, über das bestehende formale und informelle Pla-

nungsinstrumentarium möglichst früh den Weg für eine energieeffiziente Planung zu ebnen und

Hemmnisse abzubauen. Als Verantwortliche für die Flächennutzungs- und Bebauungspläne ha-

ben sie die Chance, wichtige Rahmenbedingungen ftir den Klimaschutz und die Umsetzung von

Energieeffizienzmaßnahmen in vielen Bereichen vorzugeben.

Zur konkreten Berücksichtigung des Klimaschutzaspektes sieht die Novellierung mit $ 5 Abs.

2b und c bzw. $ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 23b BauGB erweiterte Darstellungs- bzw. Festsetzungs-

möglichkeiten vor. Hiernach können
. ,,Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen (...) insbesondere zw dezentralen und

zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte

aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung" im Flächennutzungsplan darge-

stellt bzw.
. ,,Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Vertei-

lung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien

oder Kraft-Wärme-Kopplung" wie auch
. ,,Gebiete, in denen (...) bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen bauli-

chen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung,

Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder

Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen", im Bebauungsplan festgesetzt werden.

lm Rahmen der verbindlichen Bebauungsplanung ist es sodann möglich, mit den vorhandenen

lnstrumentarien z. B. eine flächensparende und energieoptimierte Siedlungs- und Gebäu-

destruktur zu schaffen und Möglichkeiten der städtebaulichen Optimierung hinsichtlich des

Energieverbrauchs auszuschöpfen und damit die Berücksichtigung des Klimaschutzes zu för-

dern.

So können u. a. folgende Festsetzungen im Bebauungsplan zu einer Verringerung des Hei-

zenergiebedarfes pro Quadratmeter bei gleicher Nutzung und gleichen Baustandards führen:
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. Dichte Bauweise (ie kompakter die Bauweise desto geringer der Heizenergiebedarf);

. Stellung der Gebäude (Südausrichtung größerer Gebäudeflächen ermöglicht aktive und pas-

sive Solarenergienutzung);

' Vermeidung von Verschattung der Gebäude durch andere Gebäude und Bepflanzung (Ver-

schattung behindert die passive Solarenergienutzung);
. Dachformen (die optimale Sonnenausbeute liegt bei Südausrichtung und 35 Grad).

Von den zuvor exemplarisch aufgezeigten Festsetzungsmöglichkeiten wurde vorliegend in Tei-

len Gebrauch gemacht. lnsbesondere die Stellung baulicher Anlagen wurde nicht explizit be-

schränkt und kann frei gewählt werden. Die Ausrichtung der überbaubaren Flächen lässt eine

Südausrichtung des künftigen Gebäudes und der Dachflächen zu, so dass die Nutzung solarer

Energie ermöglicht wird. Die Zulässigkeit von Solaranlagen und Solarkollektoren wird planungs-

rechtlich im Textteil zum Bebauungsplan geregelt.

Auf weitere verbindliche Festsetzung klimaschutzrelevanter Planungsgrundsätze, insbesondere

in Bezug auf Energieeinsparpotenziale und Förderung von erneuerbaren Energien, wurde hin-

gegen vezichtet, da die Bauleitpläne zum einen dem Abwägungsgebot genügen müssen ($1

Abs. 7 BauGB) und zum anderen hinsichtlich des planerischen Gestaltungsspielraums zu be-
achten ist, dass es keinen Vorrang für Klimaschutzbelange gibt. Verbindliche Festsetzungen im

Sinne des $ 9 BauGB dürfen nur aus städtebaulichen Gründen erfolgen. Bislang ist höchstrich-

terlich noch nicht für alle in Betracht kommenden Festsetzungsmöglichkeiten geklärt, ob hiezu
- aufgrund des $1 Abs. 5 Satz2 BauGB - der allgemeine Klimaschutz zählt. ln diesem Sinne

müssen die Festsetzungen auch begründbar sein; deshalb muss den Festsetzungen ein ,,Kli-

maschutzkonzept" zugrunde gelegt werden, welches den Zusammenhang zwischen dem allge-

meinen Klimaschutz und den kommunalen Planungsabsichten herstellt.

3.2.8 Waldumwandlung

Aufgrund des Planungsanlasses zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für

die Errichtung eines Hundeübungsplatzes wird auch ein Teilbereich in Anspruch genommen,

welcher gemäß $ 2 Hessisches Waldgesetz (HWaldG)Wald darstellt. Beijeglicher Rodung oder

Nutzungsänderung einer Waldfläche bedarf es einer Waldumwandlungsgenehmigung gemäß $

l2 Abs.2 HWaldG. Die hierfür zuständige Behörde ist der Kreisausschuss des Landkreises

DarmstadtDieburg.

3.3 Wassen¡virtschaftliche Belange

3.3.1 Oberflächengewässerund Hochwasserschutz

lnnerhalb des Geltungsbereiches und dessen unmittelbarer Nachbarschaft befinden sich keine

Oberflächengewässer. Hochwasserschutzgebiete sind somit ebenfalls nicht betroffen. Der Gel-

tungsbereich liegt außerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes im Sinne des $
46 Abs. 1 Hessisches Wassergesetz (HWG).
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3.3.2 Wasserschutzgebiete

Wasserschutzgebiete sind von der vorliegenden Bauleitplanung nicht betroffen
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4 Begründung der Festsetzungen und sonstigen Planinhalte

Der Bebauungsplan enthält rechtsverbindliche Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung.

Maßgebend hierbei ist der abschließende Festsetzungskatalog im $ 9 Abs.1 BauGB. Die nach-

folgend im Einzelnen erläuterten planungsrechtlichen sowie bauordnungsrechtlichen Festset-

zungen finden sich alsdann in der Planzeichnung als auch im Textteil zum Bebauungsplan

wieder.

4.1 Planungsrechtliche Festsetzungen

4.1.1 Art der baulichen Nutzung

Die zulässige Art der baulichen Nutzung wird im Planbereich als ,,Sonstiges Sondergebiet" ge-

mäß $ 1'1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit der Zweckbestimmung Hundeübungsplatz

festgesetzt.

Der $ 1 1 BauNVO ermöglicht über die Baugebiete nach den $$ 2 bis 10 hinaus eine Festsetzung

des sogenannten sonstigen Sondergebietes, ohne dass dieses nach den zulässigen Nutzungen

bereits durch die BauNVO eingeschränkt ist, wie dies für die restlichen Baugebiete nach den

$$ 2 bis 10 der Fall ist. Aus diesem Grund ist auch die Festsetzung einer Zweckbestimmung
gemäß $ 1 1 Abs. 2 Salz2 BaUNVO zwingend erforderlich.

Zur Festsetzung des sonstigen Sondergebietes muss allerdings auch das Erfordernis gegeben

sein, dass sich das Sondergebiet,,von den Baugebieten nach den $$ 2 bis 10 wesentlich unter-

scheidet. ln diesem Sinne liegt ein wesentlicher Unterschied vor, wenn ein Festsetzungsgehalt
gewollt ist, welcher sich in keinem der nach den $$ 2 bis 10 geregelten Gebietstypen zuordnen

und der sich deshalb auch mit einer auf sie gestützten Festsetzung nicht erreichen lässt. Aus

diesem Grund ist es entscheidend, dass das festgesetzte ,,Sonstige Sondergebiet" nach seiner

Zweckbestimmung einen Gebietscharakter aufweist, welcher nach den restlichen Gebietstypen

nicht festgesetzt werden kann und sich somit wesentlich unterscheidet.

Durch die beabsichtigte Nutzung sowie die Zweckbestimmung als Hundeübungsplatz unter-

scheidet sich das in Rede stehende Gebiet in der Nutzung eindeutig von denen die als Festset-

zung nach den $$ 2 bis 10 möglich sind. Zusätzlich ist die Nutzung als Hundeübungsplatz in

den zuvor genannten Gebieten nicht zulässig. Aus diesem Grund wurde für die vorliegende

Bauleitplanung das ,,Sonstige Sondergebiet" als Art der baulichen Nutzung festgesetzt.
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Die Zweckbestimmung wird dahingehend näher konkretisiert, dass innerhalb des sonstigen

Sondergebietes nur bauliche Anlagen, die der Ausübung des Hundesports dienen, sowie die

mit dem Hundesport verbundenen Nutzungen, zulässig sind. lnsbesondere gehören hiezu bau-

liche Anlagen, die dem Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen (Vereinsgebäude und Con-

tainer), Sanitärräume und -häuser, Schulungsräume für Trainer / Vereinsmitglieder sowie

bauliche Anlagen zur Lagerung von Übungsgeräten und Materialien sowie Hundeboxen.

Die Zulässigkeit der soeben genannten baulichen Anlagen und der damit verbundenen Nutzun-

gen erfolgt zur Optimierung der internen und externen Trainings- und Vereinsabläufe sowie zur

Gewährleistung der notwendigen Versorgung innerhalb des Trainingsgeländes.

4.1.2 Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird beschrieben durch die Festsetzung der Zahl der Vollge-

schosse, der zulässigen Grundfläche (GR) sowie der Gebäudehöhen, in diesem Fall spezifiziert

durch Bestimmung der Firsthöhe (FH) und der Traufwandhöhe (TWH).

Die zulässige Grundfläche (GR) gibt die maximale Grundfläche in m'an, welche durch bauliche

Anlagen überbaut werden darf. Weiterhin wird im Textteil zum Bebauungsplan bestimmt, dass

die GR durch die Grundflächen von den in $ 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO aufgeführten Garagen

und Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des $ 14 BauNVO bis zu

einer Gesamt-GR von maximal 1.050 m2 überschritten werden darf. Von einer Festsetzung der

maximalen GRZ wird, aufgrund der Lage im Außenbereich, abgesehen. Anstelle dessen wird

eine maximale GR zur Einschränkung der maximal überbaubaren Fläche festgesetzt. Durch die

exakte Angabe in m' kann eine genauere Einschränkung der überbaubare Fläche erfolgen.

Hierdurch wird ein harmonischer Übergang vom bestehenden Gewerbegebiet West bis hin zur

freien Flur gewahrt. Die zulässige Überschreitung der GR ist in erster Linie damit zu begründen,

dass innerhalb der Grundstücke Abstellflächen für Fahrzeuge (Nutz- und Betriebsfahrzeuge)

sowie Fahrzeuge des Personalverkehrs in ausreichender Anzahl und Größe bereit zu stellen

sind, um letztlich den öffentlichen Straßenraum hiervon freizuhalten.

Als weiterer Festsetzungsparameter des Maßes der baulichen Nutzung wird die höchst zuläs-

sige Zahl der Vollgeschosse gemäß Eintrag in der Nutzungsschablone auf ein Vollgeschoss

festgesetzt. Eine Festsetzung der maximal zulässigen Vollgeschosse sowie der GR gewährleis-

tet, dass die äußere Kubatur der Gebäude ein verträgliches Maß nicht überschreitet. Die zuläs-

sigen Gebäudekubaturen gewährleisten somit einen harmonischen Übergang vom südlich

angrenzenden Gewerbegebiet zur freien Flur. Als Bezugspunkt für Höhenfestsetzungen wird

die Oberkante der öffentlichen Verkehrsfläche (lndustriestraße) in Fahrbahnmitte, gemessen

senkrecht vor Gebäudemitte, festgesetzt. Hierdurch kann ein räumlicher Bezug zu der Festset-

zung der Traufwand- und der Firsthöhe erstellt und somit ausreichend ,,bestimmte" Höhenfest-

setzu n gen getroffen werden.
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Die Bauweise regelt das Verhältnis eines Gebäudes zu den seitlichen Grundstücksgrenzen.

Danach gibt es zwei grundsätzliche Varianten: die offene und die geschlossene Bauweise. ln

der offenen Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand errichtet, in der ge-

schlossenen Bauwe¡se werden sie ohne seitlichen Grenzabstand errichtet. Die Bauweise wurde

entsprechend der vorhandenen Gebäudestruktur in der Umgebung für den Geltungsbereich mit

der offenen Bauweise festgesetzt. Ferner werden keine Baugrenzen oder überbaubaren Grund-

stücksflächen festgesetzt. Somit sind innerhalb des gesamten,,Sonstigen Sondergebietes" bau-

liche Anlagen zulässig. Hierdurch soll eine größtmögliche Flexibilität bei der Errichtung und

Positionierung von baulichen Anlagen gewahrt bleiben. Dennoch sind die die maximal überbau-

baren Grundflächen durch die Festsetzung einer GR eingeschränkt, sodass ein zu hoher Ver-

siegelungsanteil verhindert werden kann. Über das sonstige Sondergebiet hinaus als auch

innerhalb der als ,,Private Grünfläche" festgesetzten Fläche sind Aufschüttungen und Abgrabun-
gen zur Geländemodellierung (vgl. TeilA, Nr. 5) sowie Einfriedungen (vgl. Teil B, Nr. 2)zulässig.
Baugenehmigungsfreie Anlagen sind ebenfalls zulässig. Hierdurch wird das Orts- und Land-

schaftsbild nicht negativ beeinträchtigt, da diese Nutzung dennoch den Charakter einer Grün-

fläche wahrt, indem keine Flächenversiegelung durch genehmigungsbedürftige bauliche

Hauptanlagen innerhalb der privaten Grünfläche zulässig ist.

4.1.4 Nebenanlagen sowie Stellplätze und Garagen

Baugenehmigungspflichtige Nebenanlagen i. S. d. $ 14 Abs. 1 BaUNVO sind nur innerhalb des

,,Sonstigen Sondergebietes" zulässig, insoweit sie dem Nutzungszweck ohne Einschränkung

entsprechen; baugenehmigungsfreie Vorhaben nach $ 63 HBO / Anlage zu $ 63 HBO sind hier-

von nicht betroffen. Stellplätze und Garagen i. S. d. $ 12 BauNVO sind nur innerhalb des,,Sons-

tigen Sondergebietes" zulässig. Stellplätze sind ebenfalls innerhalb der Verkehrsfläche mit der

Zweckbestimmung,,Parkplatz" zulässig.

Hierdurch soll ebenfalls eine gewisse Flexibilität auf den relativ großen Grundstücken im Plan-

geltungsbereich bei der Errichtung von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen erhalten blei-

ben. Allerdings wird auch hier, zur Vermeidung eines zu hohen Versiegelungsanteils, eine

Überschreitung der GR geregelt und durch die Festsetzung einer Gesamt-GR von maximal

1.050 zur Überschreitung der GR eingeschränkt.

4.1.5 Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Hundeübungsplatz

Für einen Großteil des Plangeltungsbereiches wird eine private Grünfläche festgesetzt. So kann

gewährleistet werden, dass sich die vorliegende Bauleitplanung in die umgebenden Nutzungs-

strukturen einfügt und ein harmonischer Übergang zur freien Flur gewahrt wird.

lnnerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Hundeübungsplatz sind Gelände-

modellierungen (Aufschüttungen und Abgrabungen) zur Herstellung von Rasen- und Übungs-

flächen, Auslaufstrecken (Hunderennbahn) sowie sonstige Gestaltungsmaßnahmen, die der

Zweckbestimmung als Hundeübungsplatz dienen, zulässig, wie z. B.:

lnfraPro lngenieur GmbH & Co KG



Begründung

Satzungsbeschluss

Gemeinde Roßdorf

Bebauungsplan,,Hundeübungsplatz I ndustrtestraße"

Fassung vom: '1 5.01.2019 Seite 26

. Baugenehmigungsfreie Anlagen zum Unterstellen von Geräte (Trainingsgeräte, Pflegege-

räte, Hilfsmittel),
. Außenmobiliar (2.8. Sitzelemente, Bänke und Tische),
. Beleuchtungseinrichtungen,
. Einfriedungen und Zaunanlagen,
. nicht selbstleuchtende und nicht angestrahlte Werbeanlagen.

Diese zuvor aufgezählten Gestaltungselemente sind zum einen für die Nutzung als Hunde-

übungsplatz erforderlich. Zum anderen erfolgt hierdurch keine großflächige Versiegelung, da

diese Elemente entweder grundsätzlich auch baugenehmigungsfrei errichtet werden könnten

oder nur sehr untergeordnet und üblicherweise innerhalb von Grünflächen eingesetzt werden.

Hierdurch kann der Charakter einer Grünfläche weiterhin gewahrt werden.

4.1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft ($ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Vermeidung von Lockeffekten für lnsekten, ist für die Außenbeleuchtung ausschließlich in-

sektenfreundliche, nach unten abstrahlende Beleuchtung zu verwenden. Die Beleuchtung der

Außenflächen hat in warmweißem Licht (niedrige Lichttemperatur von kleiner bis gleich 3.300

Kelvin)zu erfolgen, denn grelle und kalte Lichtquellen weisen meist einen hohen Blau- und UV-

Anteil auf und wirken daher als lnsektenfallen, denn lnsekten werden von diesem Licht angezo-

gen. Quantifiziertwird die Lichtfarbe über die sog. Farbtemperatur in Kelvin. lm Straßenbereich

sind aus Gründen der Verkehrssicherheit blendarme, nach unten abstrahlende Beleuchtungs-

systeme zu verwenden. Vorsorglich und zur Aufwertung der Lebensraumfunktion von Reptilien

wurde eine Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen, dass bei Zäunen ein Bodenab-

stand von mindestens 10 cm einzuhalten ist, um den Wechselvon Kleintieren zu ermöglichen.

Mindestens 20% der gesamten Freiflächen bzw. Grundstücksfreifläche ist durch heimische Ge-

hölze zu bepflanzen. Zur Ermittlung der Flächengröße von 20o/o wird die gesamte Fläche des

Geltungsbereiches herangezogen. Bereits vorhandener Gehölzbestand kann (bei der ermittel-

ten Flächengröße) angerechnet werden. Hierdurch soll gewährleistet werden, dass ein gewisser

Gehölzanteil weiterhin als Bestandteil der Nutzung als Hundeübungsplatz innerhalb des Plan-

geltungsbereiches bleibt.

Das faunistische und artenschutzrechtliche Screening kommt zu dem Ergebnis, dass unter Be-

rücksichtigung der (in der Untersuchung) aufgeführten Maßnahmen keine erheblichen oder

nachhaltigen Beeinträchtigungen für besonders oder streng geschützte, europarechtlich rele-

vante Arten zu erwarten sind. Eine Berührung der Verbotstatbestände des $ 44 BNatSchG ist

damit nicht erkennbar.

Folgende Vermeidungs- und GEF-Maßnahmen werden daher im Sinne des faunistischen
und artenschutzrechtlichem Screening zur Vermeidung der Auslösung von
Verbotstatbeständen des $ 44 BNatSchG festgesetzt:
. Um eine signifikante Erhöhung des baubedingten Tötungsrisikos von Haselmäusen

ausschließen zu können, ist folgende Maßnahmenkombination im Rahmen einer

ökologischen Baubegleitung im Bereich des Plangebietes umzusetzen. Vor Rodung ist eine
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Gehölzkontrolle (vor allem im Geäst und Stümpfe) bzw. Kontrolle sonstiger geeigneter

Überuvinterungsplätze für Haselmäuse, vor Baufeldfreimachung im Rahmen einer

ökologischen Baubegleitung, durchzuführen. Sofern Haselmäuse tatsächlich innerhalb des

Plangebietes vorhanden sind, ist das Umsetzen in Kästen erforderlich, die dann wiederum

im näheren Umfeld in geeignete Habitate umzusetzen sind.

Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang zu wahren, sind im nahen

Umfeld der Gehölze im Plangeltungsbereich, in geeigneten Bereichen, fünf Haselmaus-

Tubes anzubringen. Das Anbringen der Haselmaus-Tubes erfolgt als CEF-Maßnahme vor

Beginn der Baufeldfreimachung. Sollte durch zukünftige Erfassungen im Rahmen einer

ökologischen Baubegleitung fachkundig nachgewiesen werden, dass die Haselmaus keine

Vorkommen innerhalb des Plangeltungsbereiches aufweist, kann von dieser CEF-

Maßnahme abgesehen werden.

Soweit aber die für Vögel im Rahmen des faunistischen und artenschutzrechtlichem

Screening genannte CEF-Maßnahme (zeichnerisch festgesetzte Fläche zum Erhalt von

Bäumen) befolgt wird, werden darüber hinaus keine weiteren CEF-Maßnahmen benötigt.

Um eine signifikante Erhöhung des baubedingten Tötungsrisikos von Zauneidechsen

ausschließen zu können, ist folgende Maßnahmenkombination im Rahmen einer

ökologischen Baubegleitung im Bereich des Plangebietes umzusetzen. Vor Rodung bzw.

Baufeldräumung ist eine, im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung im Bereich des

Plangeltungsbereiches, Kontrolle hinsichtlich Zauneidechsen durchzuführen. Sofern

Zauneidechsen tatsächlich innerhalb des Plangeltungsbereiches nachgewiesen werden,

sind diese in geeignete Habitate in der näheren Umgebung umzusetzen.

Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang zu wahren und auch den ggf.

umgesetzten Tieren geeignete Habitate zur Verfügung zu stellen sind im nahen Umfeld,

bevorzugt an allen Grenzen des zukünftigen Geländes auf etwa 2 m Breite Gras- und

Brachsäume anzulegen, die nur einmaljährlich (im Herbst) zu mähen sind. Das Anlegen

der Gras- und Brachsäume erfolgt als CEF-Maßnahme vor Beginn der Baufeldfreimachung.

Sollte durch zukünftige Erfassungen im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung

fachkundig nachgewiesen werden, dass die Zauneidechse keine Vorkommen innerhalb des

Plangeltungsbereiches aufweist, kann von dieser CEF-Maßnahme abgesehen werden.

a

Sollte durch zukünftige Erfassungen im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung fachkundig

nachgewiesen werden, dass die Haselmaus oder die Zauneidechse keine Vorkommen

innerhalb des Plangeltungsbereiches aufweist, kann von der jeweiligen CEF-Maßnahme

(Anbringen von Haselmaus-Tubes oder Anlegen von Gras- und Brauchsäumen bei den

Fledermäusen) ausnahmsweise abgesehen werden. Sollte dies nicht der Fall sein, so sind die

Haselmaus-Tubes bzw. die Gras- und Brachsäume weiterhin rechtsverbindlich anzubringen.

Bei diesem Zusatz handelt es sich um eine Ausnahme, die nur gestattet werden kann, wenn

tatsächlich fachkundig nachgewiesen wird, dass die Haselmaus bzw. die Zauneidechse von

dem Vorhaben zur Nutzung als Hundeübungsplatz nicht betroffen ist. Demnach muss der

zukünftige Bauherr die o.g. Nachweise erbringen und eine Ausnahme bei der zuständigen

Behörde beantragen.
Grundsätzlich sollte davon abgesehen werden, ohne konkrete Betrachtung potentieller

Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote schlicht darauf abzustellen, dass bei
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der Umsetzung des Plans jedenfalls eine Ausnahme erteilt werden könne. Das

Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Beschluss vom 09.09.2009 - 4 BN 4.09 (und mit der

hiermit bestätigten Entscheidung vom Bayrischen Verwaltungsgerichtes, Urteil vom 30.'1 1.2008

- I N 05.112) entschieden, dass es sich im Verhältnis zum vorstehenden Satz anders verhält,

wenn potenzielle Verstöße als zutreffend unterstellt werden und hieran anknüpfend konkret das

Vorliegen einer objektiven Ausnahmelage an Hand der einschlägigen, nachfolgend stehenden

Ausführungen geprüft und zugelassen wird. Dies trifft vorliegend dahingehend zu, da im

Rahmen der Bauleitplanung das artenschutzrechtliche Screening erstellt wurde und auf dieser

Grundlage bereits CEF -Maßnahmen zum Anbringen von Haselmaus-Tubes bzw. zur Analge

von Gras- und Brachsäumen verbindlich festgesetzt wurden.

Nun kommen Ausnahmen der Bebauungsplanung in diesem Zusammenhang nur auf der

Grundlage von $ 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 4 und 5 BNatSchG in Betracht. Diese können im
lnteresse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der

Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen

Auswirkungen auf die Umwelt oder aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden

öffentlichen lnteresses, einschließlich sozialer oder wirtschaftlicher Art, sein. Nach Satz 2 der

o.g. Vorschrift darf eine Ausnahme ferner nur zugelassen werden, wenn ,,zumutbare
Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht

verschlechtert, soweit nach Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weiter gehende Anforderungen

enthä|t". Daher wird vorliegend eine Ausnahme planungsrechtlich im Abschnitt A, Nr. 6.6 und

Nr. 6.8 des Textteils zum Bebauungsplan ermöglicht. Durch diese Festsetzung ist gewährleistet,

dass die Ausnahme weiterhin den zuständigen Behörden vorgelegt und in diesem Zuge geprüft

wird. Über die Zulässigkeit der Ausnahme entscheidet weiterhin die zuständige Behörde.

Dennoch sollte durch die vorliegende Bauleitplanung nicht die Möglichkeit der in Rede

stehenden Ausnahme gänzlich ausgeschlossen werden.

4.1.7 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern; hier:
Erhaltung Bäume ($ 9 Abs. 1 Nr.25b BauGB)

Der vorhandene und standortgerechter Bewuchs ist innerhalb der zeichnerisch festgesetzten

Umgrenzung der Fläche für die ,,Erhaltung von Bäumen" (östlich der verlängerten

lndustriestraße) im Sinne einer CEF-Maßnahme zum Schutz der ökologischen Funktion zu

erhalten. Abgänge sind zu ersetzen (siehe empfohlene Pflanzenarten nach Hinweis im Abschnitt

C). Durch den Erhalt dieses Bereiches kann die ökologische Funktion im räumlichen

Zusammenhang für die drei Vogelarten - Girlitz, Klappergrasmücke und Stieglitz - gewahrt

werden. Denn zu einer Zerstörung der Fortpflanzungsstätten kann es, gemäß des faunistischen

und artenschutzrechtlichen Screenings, nur innerhalb des Plangeltungsbereiches kommen,

soweit die dort vorhandenen Gehölze gerodet werden. Dabei werden artenspezifisch

lebensraumaufwertenden Maßnahmen nur dann nicht benötigt, wenn zu erwarten ist, dass

innerhalb des Reviers des betroffenen Vorkommens ausreichend alternative Strukturen
vorhanden sind, die die Funktion als Fortpflanzungsstätte übernehmen können. Dies trifft auf

den o.g. zeichnerisch festgesetzten Bereich zu, daher wird dieser durch die vorliegende

zeichnerische und textliche Festsetzung planungsrechtlich gesichert.
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Gleichzeitig stellt dieser Bereich mit den vorhandenen Gehölzen eine Abstandsfläche zu den

angrenzenden Nutzungen innerhalb der Waldflächen im Westen dar. Dieser Bereich verbleibt

weiterhin in gemeindlicher Hand, aus diesem Grund ist die o.g. Festsetzung durch die

zeich nerisch festgesetzte öffentl i che G rü nf läche u nterlagert.
lnnerhalb von diesem, in Rede stehenden Bereich befinden sich bereits zum jetzigen Zeitpunkt

Stellplätze, welche von der westlich angrenzenden Nutzung als Grillplatz genutzt werden.

Dieser Bereich ist auch im Bestand durch den Bewuchs von Bäumen ausgespart. Aus diesem

Grund wird dieser kleinteilige Bereich im Süden des Geltungsbereich gemäß der

Bestandsnutzung als ,,Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Parkplatz" festgesetzt. Es

handelt sich hierbei um einen flächenmäßig dem ,,Abstandsgrün" untergeordneten Bereich. Da

dieser in Realität nicht durch Bäume bewachsen ist, ergeben sich hierdurch keine Auswirkungen

auf die ökologische Funktion in diesem räumlichen Zusammenhang.

4.2 Auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan

4.2.'l ört¡¡ctre Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen

Neben den vorgenannten planungsrechtlichen Festsetzungen wurden ergänzende bauord-

nungsrechtliche Festsetzungen zur Gestaltung der Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen

sowie der Freiflächen im Sinne $ 81 der Hessischen Bauordnung (HBO)aufgenommen.

Dabei wurde festgelegt, dass als Dachform ausschließlich Sattel-, Walm- oder Flachdach, zu-

lässig ist. Die Bestandsaufnahme (hier: Auswertung von Luftbildern)zeigt, dass diese drei Dach-

formen in der südlich angrenzenden Dachlandschaft dominieren. Diese sind auch gemäß dem

Bebauungsplan ,,Gewerbegebiet West ll", 3. Anderung zulässig. Damit greift die Festsetzung

der Dachformen die städtebauliche Umgebungsbebauung angemessen auf.

Zur Unterstützung der klimafreundlichen Energieerzeugung sind auf den Dächern Solarzellen

und Sonnenkollektoren innerhalb des Plangeltungsbereiches zulässig.

4.2.2 örtl¡ctre Bauvorschriften über die Gestaltung und Höhe von Einfriedungen

Neben planungsrechtlichen und gestalterischen Festsetzungen zu Gebäuden werden auch die

Zulässigkeit und die Ausgestaltung von Einfriedungen näher bestimmt. So sind Mauern als Ab-

grenzung der Grundstücke unzulässig. Notwendige Stützmauern zur Abfangung von Gelände-

versprüngen sind hiervon ausgenommen. Hierdurch soll ein landschaftlich harmonisches Bild

angrenzend an die freie Flur gewahrt werden.

Des Weiteren wurde eine Festsetzung über die Ausgestaltung von Zäunen als Einfriedung er-

lassen. Diese sind zu 50% als durchsichtige Einfriedungen zum Beispiel in Form von Maschen-

drahtzäunen oder Wildschutzzäunen auszubilden und sind bis zu einer Höhe von 2,00 m über

Geländeoberkante zulässig. Heckenpflanzungen zur Einfriedung sind zu mindestens 80% aus

einheimischen, standortgerechten Gehölzarten, z. B aus nachstehender Artenliste (Hinweis Teil

C)zulässig. Die Verwendung von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie von reinen Nadel-
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gehölzhecken ist unzulässig. Mit der Gestaltungsfestsetzung über die Einfriedungen soll in ers-

ter Linie sichergestellt werden, dass in sich geschlossene und durchgängige Ansichtsflächen

vermieden werden.

4.2.3 Örtlictre Bauvorschriften über die Gestaltung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge

Neben gestalterischen Festsetzungen zu Gebäuden wird auch die Oberflächengestaltung von

Stellplätzen näher bestimmt. Für die Oberflächengestaltung wird festgesetzt, dass diese im Hin-

blick auf die Abflusswirksamkeit der Flächen nur teilversiegelt ausgeftihrt werden dürfen.

Zur Verbesserung der zentralen Versickerung von Niederschlagswasser sind StellplätzelAb-
stellplätze für PKW mit wasserdurchlässiger oder teilbegrünter Oberfläche hezustellen, sofern

das auf ihnen anfallende Niederschlagswasser nicht anderweitig versickert werden kann. Was-

serundurchlässige Oberflächen sind dennoch ausnahmsweise für barrierefreie Stellplälze zu-

lässig. Das Niederschlagswasser ist dann seitlich abzuleiten und zu versickern. Durch diese

Festsetzung soll weiterhin der Anteil an vollständig versiegelten Flächen innerhalb des Plangel-

tungsbereiches reduziert werden und somit Wärmeinseleffekte minimiert werden. Gleichzeitig

ist Ziel dieser Festsetzung, die Abwasseranlagen (Kanäle und Kläranlage) sowie auch die Vor-

fluter nicht mit zusätzlichem Niederschlagswasser zu be- oder überlasten.

4.2.4 örtl¡ctre Bauvorschriften über die Begrünung von baulichen Anlagen sowie über

die Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen

Befestigte sowie vollständig versiegelte Flächen sind auf das erforderliche Mindestmaß zu be-
schränken, um somit ebenfalls zur Verbesserung der zentralen Versickerung von Nieder-

schlagswasser beizutragen. Auch durch diese Festsetzung soll ein vollständig versiegelter

Bodenanteil innerhalb des Plangebietes reduziert werden. Hierdurch wird nicht nur der Wär-

meinseleffekt minimiert, sondern auch optisch ein harmonischer Übergang von den bebauten

Strukturen bis in die freie Flur ermöglicht.

4.2.5 Verwendenvon Niederschlagswasser

Gemäß $ 37 Abs. 4 des hessischen WassergeseÞes soll Niederschlagswasser von der Person

bei der es anfällt verwendet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange

nicht entgegenstehen. Durch Festsetzung zur Ven¡vendung von Niederschlagswasser wird der

hessischen Gesetzgebung entsprochen. Gleichzeitig ist Ziel dieser Festsetzung, die Abwasser-

anlagen (Kanäle und Kläranlage)sowie auch die Vorfluter nicht mit zusätzlichem Niederschlags-

wasser zu be- oder überlasten.

4.2.6 Denkmalschutzrechtliche und genehmigungspflichte Maßnahmen

lm unmittelbaren Umfeld des Plangebiets befinden sich verschiedene Bodendenkmäler
(Roßdorf 1 1 und 46: vorgeschichtliche Siedlungen; Roßdorf 63: römische Siedlung).

Es muss gewährleisten werden, dass durch die mögliche Bebauung, die im Rahmen der

vorliegenden Bauleitplanung zugelassen wird, mögliche Kulturdenkmäler im Sinne von $ 2 Abs.
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2 HDSchG nicht zerstört werden. Aus diesem Grund wurde zunächst eine vorbereitende Un-

tersuchung im Rahmen einer geophysikalischen Prospektion des beplanten Geländes in

Envägung gezogen. ln diesem Zusammenhang fanden Abstimmungsgespräche mit einem

fachkundigen Büro statt. Als Grundlage zur Erstellung dieser vorbereitenden Untersuchung

muss die gesamte Fläche geräumt und frei von Bewuchs sein. Teile die bewaldet sind, und kein

Durchkommen mit dem Messgerät ermöglichen werden somit ausgespart. Weil allerdings das

Plangebiet recht stark durch Bäume und Gehölze bewachsen ist, entstehen in großen Teilen

des Geltungsbereiches Messlücken, sodass die in Rede stehende Untersuchung sehr viel an

Aussagekraft verlieren würde. Der Rodung von Bäumen und Räumung von Gehölzen stehen

naturschutzräumliche und landschaftliche Belange entgegen. Vor allem die, entlang westlicher

Geltungsbereichsgrenze, vorhandenen Bäume sollen jedoch erhalten werden, sodass eine

pauschale Rodung aller Bäume und Gehölze zur Durchführung der Untersuchung nicht

gerechtfertigt ist und daher nicht durchgeführt werden kann.

Daher wurden, seit der frühzeitigen Beteiligung, Abstimmungsgespräche mit dem Hundeverein

und der Gemeinde Roßdorf geführt mit dem Ziel die, einst auf den gesamten Geltungsbereich

ausgedehnte, Fläche für das sonstige Sondergebiet auf das notwendige Maß einzuschränken

und somit auch die Zulässigkeit von baulichen Hauptanlagen nur auf einen bestimmten

Teilbereich zu beschränken. Als Ergebnis dieser Gespräche wurde das Sonstige Sondergebiet

im Rahmen der Entwurfserarbeitung auf einen Bereich im Westen reduziert werden. Die

wesentlichen Eingriffe in den Boden können somit deutlich reduziert werden und werden

demnach auch innerhalb des, der Grünfläche räumlich deutlich untergeordneten, Sonstigen

Sondergebietes stattfinden. Die restliche Fläche wird als Grünfläche festgesetzt. Hier können

neben einer Hundeauslaufstrecke auch untergeordnete Nebenanlagen, wie z.B. kleine

Trainingshindernisse, entstehen. Der Teilbereich des Sonstigen Sondergebietes befindet sich

nun innerhalb des sehr stark (durch Gehölze) bewachsenen Bereiches, sodass vor allem an

dieser Stelle die geophysikalische Untersuchung deutlich erschwert wird. Aus diesem Grund

gab es dahingehend eine Einigung mit Denkmalbehörde, dass die ggf. erforderliche

vorbereitende Untersuchung bzw. geophysikalische Prospektion auf die Bauantragsebene

verschoben wird und die Situation im Rahmen einer denkmalrechtlichen Genehmigung neu

bewertet wird. Dies wird durch die verbindliche Festsetzung im Abschnitt B, Nr. 6 des Textteils

zum Bebauungsplan gesichert. Demnach sind erst nach einer denkmalschutzrechtlichen

Genehmigung Eingriffe in den Boden innerhalb des vorliegenden Geltungsbereiches zulässig.

Somit wäre dennoch gewährleistet, dass durch die Bebauung Kulturdenkmäler im Sinne von $
2 Abs. 2 HDSchG gesichert werden können. lnsgesamt können durch diese mit der zuständigen

Behörde abgestimmten Lösung, die Belange des Denkmalschutzes ausreichend

Berücksichtigung finden.
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Auf folgende Sachbelange wird hingewiesen

Seite 32

' Denkmalschutz
. Schutz von Versorgungsleitungen
. Bodenschutz
. Verwenden von Niederschlagswasser
. Pflanzlisten
. Kampfmittel
. Artenschutz
. Wald
. Brand- und Katastrophenschutz
. Eingriffskompensation

5 Auswirkungen des Bebauungsplanes

5.1 EigentumsverhältnisseundbodenordnendeMaßnahmen

Mit der Umsetzung des Planvorhabens zur Errichtung eines Hundeübungsplatzes wird eine

Grundstücksneuaufteilung erforderlich. Eine verbindliche Vorgabe resultiert hieraus jedoch

nicht, da der Festsetzungsgehalt des Bebauungsplanes letztlich dazu keine abschließend
rechtsverbindliche Regelung treffen kann.

5.2 Kosten der vorgesehenen städtebaulichen Maßnahmen

Haushaltswirksame Kosten entstehen der Gemeinde Roßdorf im Stadium der Bauleitplanung

durch Übernahme der üblichen Verwaltungskosten.
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6

Mit Umsetzung der Planung erg¡bt sich folgende Flächenbilanz (Werte im Rahmen der grafi-

schen Ungenauigkeit ermittelt):

7 Anlagen und Quellen

7.'l Weitere Bestandteile der Bauleitplanung

Neben der Begründung sind folgende Unterlagen als Bestandteil der vorliegenden Bauleitpla-

nung beigefügt:

. Planzeichnung Bebauungsplan

. Textteil zum Bebauungsplan

' Planzeichnung Flächennutzungsplan
. Umweltbericht

o Bestandsplan

o Entwicklungsplan
. Anlage: Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum Vorkommen von Brutvo-

gelarten und Arten des An-hangs lV der FFH-Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndustrie-

straße" (Roßdorf)von Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg, 10. Oktober 2018.

Aufgestellt:

Lorsch, im Januar 2019

M.Eng. Katharina Mack

Sondergebiet

Private Grünfläche

Öffentliche Grünfläche

Verkehrsfläche, hier: Wirtschaftsweg

ca.

ca.

ca.

ca.
ee

1.060 m'?

5.173 m2

568 m2

76 m2

166 m2Verkehrsfläche. hier:

Größe des Geltungsbereiches ca. 7.043 m2
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Textteil zum Bebauungsplan

Der nachstehende Textteil zum Bebauungsplan ist hinsichtlich seines räumlichen und

rechtlichen Geltungsbereichs deckungsgleich mit dem in der Planzeichnung durch

Planzeichen (S 9 Abs. 7 BauGB) festgesetzten Geltungsbereich des Bebauungsplanes

,,Hundeübungsplatz lndustriestraße". Die zeichnerischen und sonstigen Planfestsetzungen
werden durch den nachfolgenden Textteil ergänzt.

Abküzungen: BauGB (Baugesetzbuch)

HBO (Hessische Bauordnung)
i. V. m. (in Verbindung mit)

BaUNVO (Baunutzungsverordnung)

i. S. d. (im Sinne des)

A Planungsrechtliche Festsetzungen ($ 9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1

1.1.1

Es wird ,,Sonstiges Sondergebiet" (SO) im Sinne des $ 11 Baunutzungsverordnung
(Bau NVO) mit der Zweckbesti mmung,,H u ndeübungsplatz" festgesetzt.

Die Zweckbestimmung wird dahingehend näher konkretisiert, dass innerhalb des

sonstigen Sondergebietes nur bauliche Anlagen, die der Ausübung des Hundesports

dienen, sowie die mit dem Hundesport verbundenen Nutzungen, zulässig sind.

lnsbesondere gehören hierzu bauliche Anlagen, die dem Aufenthalt von Menschen und

Tieren dienen (Vereinsgebäude und Container), Sanitärräume und -häuser,

Schulungsräume für Trainer / Vereinsmitglieder sowie bauliche Anlagen zur Lagerung

von Übungsgeräten und Materialien sowie Hundeboxen.

2. Maß der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.2

Das Maß der baulichen Nutzung im Sinne des $ 9 Abs. 1 Nr. I BauGB i. V. m. $ 16

BauNVO wird bestimmt durch die in der Nutzungsschablone angegebenen

Obergrenzen zur Zahl der Vollgeschosse, zur maximal zulässigen Grundfläche (GR)

sowie zur Traufwandhöhe (THW) und Firsthöhe (FH). Die Nutzungsschablone wird

hiermit Bestandteil der Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Die maximal zulässige Grundfläche wird als der nach $ 19 Abs. 1 BauNVO errechneter

Anteil des Baugrundstückes, der von hochbaulichen Hauptanlagen überdeckt werden

darf, festgesetzt.

Abweichende Bestimmung für die Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch

bestimmte Anlagen ($ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO):

Die GR darf durch die Grundflächen von den in $ 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO

aufgeführten Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im

2.3

2.1
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Textteil zum Bebauungsplan

Der nachstehende Textteil zum Bebauungsplan ist hinsichtlich seines räumlichen und

rechtl¡chen Geltungsbereichs deckungsgleich mit dem in der Planzeichnung durch

Planzeichen (S 9 Abs. 7 BauGB) festgesetzten Geltungsbereich des Bebauungsplanes

,,Hundeübungsplatz lndustriestraße". Die zeichnerischen und sonstigen Planfestsetzungen

werden durch den nachfolgenden Textteil ergänzt.

Abkürzungen: BaUGB (Baugesetzbuch)

HBO (Hessische Bauordnung)
i. V. m. (in Verbindung mit)

BaUNVO (Baunutzungsverordnung)

i. S. d. (im Sinne des)

1.1

1.1.1

A Planungsrechtliche Festsetzungen ($ 9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung (S 9 Abs. 1 Nr. I BauGB)

Es wird ,,Sonstiges Sondergebiet" (SO) im Sinne des $ 11 Baunutzungsverordnung

(Bau NVO) mit der Zweckbesti mmu ng,,H undeübungsplatz" festgesetzt.

Die Zweckbestimmung wird dahingehend näher konkretisiert, dass innerhalb des

sonstigen Sondergebietes nur bauliche Anlagen, die der Ausübung des Hundesports

dienen, sowie die mit dem Hundesport verbundenen Nutzungen, zulässig sind.

lnsbesondere gehören hiezu bauliche Anlagen, die dem Aufenthalt von Menschen und

Tieren dienen (Vereinsgebäude und Container), Sanitärräume und -häuser,

Schulungsräume für Trainer / Vereinsmitglieder sowie bauliche Anlagen zur Lagerung

von Übungsgeräten und Materialien sowie Hundeboxen.

2. Maß der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. 1 Nr. I BauGB)

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung im Sinne des $ 9 Abs. I Nr. 1 BauGB i. V. m. $ 16

BauNVO wird bestimmt durch die in der Nutzungsschablone angegebenen

Obergrenzen zur Zahl der Vollgeschosse, zur maximal zulässigen Grundfläche (GR)

sowie zur Traufwandhöhe (THW) und Firsthöhe (FH). Die Nutzungsschablone wird

hiermit Bestandteil der Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Die maximal zulässige Grundfläche wird als der nach $ 19 Abs. I BaUNVO errechneter

Anteil des Baugrundstückes, der von hochbaulichen Hauptanlagen überdeckt werden

darf, festgesetzt.

Abweichende Bestimmung für die Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch

bestimmte Anlagen ($ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO):

Die GR darf durch die Grundflächen von den in $ 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO

aufgeführten Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im

2.2

2.3
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Sinne des $ 14 BauNVO bis zu einer Gesamt-GR von maximal 1.050 m'überschritten

werden.

Die TWH wird bestimmt als Maß zwischen dem Bezugspunkt und der Schnittlinie der

Wand mit der Dachhaut. Die Firsthöhe beschreibt jeweils den höchsten Punkt eines

Gebäudes.

Bei Flachdächern oderflach geneigten Dächern bis zu einer Dachneigung von 10'ist
die festgesetzte TWH als höchster Punkt der Tragkonstruktion anzunehmen, die

Festsetzung der FH entfällt in diesem Fall. Darüber hinausgehend ist bei Flachdächern

eine Attika mit einer maximalen Aufbauhöhe von 30 cm zulässig.

Bezugspunkt für Höhenfestsetzungen :

Als Bezugspunkt wird die Oberkante der öffentlichen Verkehrsfläche (lndustriestraße)

in Fahrbahnmitte, gemessen senkrecht vor Gebäudemitte, festgelegt.

Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
($9Abs. l Nr.2BauGB)

Bauweise ($ 22 BauNVO):

Es wird offene Bauweise festgesetzt.

Ü berbaubare Gru ndstücksflächen :

Ortsfeste, baugenehmigungspflichtige bauliche Anlagen sind ausschließlich innerhalb

der umgrenzten Fläche für das ,,Sonstige Sondergebiet" zulässig. Darüber hinaus als

auch innerhalb der als ,,Private Grünfläche" festgesetzten Fläche sind Aufschüttungen

und Abgrabungen zur Geländemodellierung (vgl. Teil A, Nr. 5) sowie Einfriedungen

(vgl. Teil B, Nr. 2) zulässig. Baugenehmigungsfreie Anlagen sind ebenfalls zulässig.

4. Nebenanlagen sowie Stellplätze und Garagen ($ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

3.

2.4

2.5

3.1

3.2

4.1

4.2

4.3

5.1

Baugenehmigungspflichtige Nebenanlagen i. S. d. $ 14 Abs. 1 BauNVO sind nur

innerhalb des ,,sonstigen Sondergebietes" zulässig, insoweit sie dem Nutzungszweck

ohne Einschränkung entsprechen; baugenehmigungsfreie Vorhaben nach S 63 HBO /

Anlage zu $ 63 HBO sind hiervon nicht betroffen.

Stellplätze und Garagen i. S. d. S 12 BaUNVO sind nur innerhalb des ,,Sonstigen

Sondergebietes" zu lässig.

Stellplätze sind ebenfalls innerhalb der Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung

,,Parkplatz" zu lässig.

Private G rünfläche mit Zweckbesti mmu ng H undeübun gsplatz
($ 9 Abs. I Nr. 15 BauGB)

lnnerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Hundeübungsplatz sind

Geländemodellierungen (Aufschüttungen und Abgrabungen) zur Herstellung von

Rasen- und Übungsflächen, Auslaufstrecken (Hunderennbahn) sowie sonstige

Gestaltungsmaßnahmen, die der Zweckbestimmung als Hundeübungsplatz dienen,

zulässig, wie z. B.:

5.
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. Baugenehmigungsfreie Anlagen zum Unterstellen von Geräte (Trainingsgeräte,

Pflegegeräte, H i lfsm ittel ),

. Außenmobiliar (2.B. Sitzelemente, Bänke und Tische),

o Beleuchtungseinrichtungen,

o Einfriedungen und Zaunanlagen,
. nicht selbstleuchtende und nicht angestrahlte Werbeanlagen.

Ffächen oder Maßnahmen zum Schuk, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft ($ 9 Abs. I Nr. 20 BauGB)

Für die Beleuchtung der Grundstücksfreiflächen ist ausschließlich insektenfreundliche,

nach unten abstrahlende, mit einer niedrigen Lichttemperatur von kleiner bis gleich

3.300 Kelvin (warmweißes Licht) Beleuchtung zu verwenden.

lm Straßenbereich sind blendarme Beleuchtungssysteme zu venvenden. Der

Abstrahlwinkel ist in Richtung der Straßenverkehrsfläche auszurichten.

Bei Zäunen ist ein Bodenabstand von mindestens 10 cm einzuhalten, um den Wechsel

von Kleintieren zu ermöglichen. Bei der Errichtung von Zäunen sind die örtlichen

Bauvorschriften über die Gestaltung und Höhe von Einfriedungen (siehe hiezu
Abschnitt B) zu beachten.

Mindestens 20o/o der gesamten Freiflächen bzw. Grundstücksfreifläche ist durch

heimische Gehölze (2.8. gemäß Artenliste unter Pkt. C,ZifÍer 5) zu bepflanzen. Bereits

vorhandener Gehölzbestand kann angerechnet werden.

Vor Rodung ist eine Gehölzkontrolle (vor allem im Geäst und Stümpfe) bzw. Kontrolle

sonstiger geeigneter Üben¡vinterungsplätze für Haselmäuse, vor Baufeldfreimachung

im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung, durchzuführen. Sofern Haselmäuse

tatsächlich innerhalb des Plangebietes vorhanden sind, ist das Umsetzen in Kästen

erforderlich, die dann wiederum im näheren Umfeld in geeignete Habitate umzusetzen

sind.

Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang zu wahren, sind im nahen

Umfeld der Gehölze im Plangeltungsbereich, in geeigneten Bereichen, fünf

Haselmaus-Tubes anzubringen. Das Anbringen der Haselmaus-Tubes erfolgt als CEF-

Maßnahme vor Beginn der Baufeldfreimachung.

Sollte durch zukünftige Erfassungen im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung

fachkundig nachgewiesen werden, dass die Haselmaus keine Vorkommen innerhalb

des Plangeltungsbereiches aufweist, kann von dieser CEF-Maßnahme

ausnahmsweise abgesehen werden.

Vor Rodung bzw. Baufeldräumung ist eine, im Rahmen einer ökologischen

Baubegleitung im Bereich des Plangeltungsbereiches, Kontrolle hinsichtlich

Zauneidechsen durchzuführen. Sofern Zauneidechsen tatsächlich innerhalb des

Plangeltungsbereiches nachgewiesen werden, sind diese in geeignete Habitate in der

näheren Umgebung umzusetzen.

Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang zu wahren und auch den

ggf. umgesetzten Tieren geeignete Habitate zur Verfügung zu stellen sind im nahen

Umfeld, bevorzugt an allen Grenzen des zukünftigen Geländes auf elwa 2 m Breite

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

6.7

6.8
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Gras- und Brachsäume anzulegen, die nur einmal jährlich (im Herbst) zu mähen sind.

Das Anlegen der Gras- und Brachsäume erfolgt als CEF-Maßnahme vor Beginn der

Baufeldfreimachung.

Sollte durch zukünftige Erfassungen im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung

fachkundig nachgew¡esen werden, dass die Zauneidechse keine Vorkommen

innerhalb des Plangeltungsbereiches aufweist, kann ausnahmsweise von dieser CEF-

Maßnahme abgesehen werden.

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von
Gewässern; hier: Erhaltung Bäume ($ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Der vorhandene und standortgerechter Bewuchs ist innerhalb der zeichnerisch

festgesetzten Umgrenzung der Fläche für die ,,Erhaltung von Bäumen" (östlich der

verlängerten lndustriestraße) im Sinne einer CEF-Maßnahme zum Schutz der

ökologischen Funktion zu erhalten. Abgänge sind zu ersetzen (siehe empfohlene

Pflanzenarten nach Hinweis im Abschnitt C).

Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den

Bebauungsplan ($ 9 Abs. 4 BauGB)

Ortliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen

($ 91 Abs. I Nr. I HBO)

Es sind ausschließlich Sattel-, Walm- und Flachdächer zulässig. Als Flachdächer

gelten Dächer mit einer maximalen Dachneigung bis einschließlich 10'.

Die Materialwahl für die Dachflächen sowie die Dachrinnen und Regenfallrohre ist so

zu gestalten, dass das Niederschlagswasser nicht schädlich verunreinigt wird. Die

Verwendung von Kupfer zur Dacheindeckung einschließlich der Dachrinnen und

Regenfallrohre als auch zur Fassadengestaltung ist unzulässig.

Geneigte Dächer sind mit nicht spiegelnden Ziegel- oder Betonwerksteinprodukten

einzudecken.

Solazellen und Sonnenkollektoren sind zulässig.

Ortliche Bauvorschriften über die Gestaltung und Höhe von Einfriedungen
($ 91 Abs. I Nr. 3 HBO)

Mauern als Grundstückseinfriedungen sind unzulässig. Notwendige Stützmauern zur

Abfangung von Geländeversprüngen sind hiervon ausgenommen.

B

1

7.1

1.1

1.2

1.3

2.1

2
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Einfriedungen sind zu 50o/o als durchsichtige Einfriedungen (beispielweise in Form von

Maschendrahtzäunen oder Wildschutzzäunen) auszubilden. Diese sind bis zu einer

Höhe von 2,00 m über Geländeoberkante zulässig.

Heckenpflanzungen zur Einfriedung sind zu mindestens 80% aus einheimischen,

standortgerechten Gehölzarten, z. B aus nachstehender Artenliste (Hinweis Teil C)

zulässig. Die Verwendung von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie von reinen

Nadelgehölzhecken ist unzulässig.

ört¡¡ctre Bauvorschriften über die Gestaltung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge

($ 91 Abs. 1 Nr.4 HBO)

Stellplätze / Abstellplätze für Pkw sind grundsätzlich mit wasserdurchlässiger oder

teilbegrünter Oberfläche (Rasengitter, Breitfugenpflaster oder andere

versickerungsaktive Materialien) herzustellen, sofern eine Gefährdung des

Grundwassers durch schädliche Einträge ausgeschlossen ist.

Ausnahmsweise können diese wasserundurchlässig befestigt werden, wenn Gründe

des Grundwasserschutzes oder des barrierefreien Ausbaus dies erfordern. Nicht-

schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser ist beim barrierefreien Ausbau seitlich

abzuleiten und zu versickern. Die Ableitung von schädlich verunreinigtem

Niederschlagswasser hat über eine Regenwasserkanalisation zu erfolgen.

ört¡¡clre Bauvorschriften über die Begrünung von baulichen Anlagen sowie über

die Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen (S 91 Abs.

I Nr.5 HBO)

Befestigte sowie vollständig versiegelte Flächen sind auf das erforderliche Mindestmaß

zu beschränken. Sofern eine Gefährdung des Grundwassers durch schädliche

Einträge ausgeschlossen ist, sind Oberflächenbeläge wasserdurchlässig auszubilden

(2.8. Breitfugenpflaster, Rasengittersteine etc.).

5. Verwenden von Niederschlagswasser ($ 37 Abs. 4 HWG)

5.1 Niederschlagswasser von den Grundstücken, auf denen es anfällt soll vorrangig als

Betriebswasser veruvertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche

Belange nicht entgegenstehen ($ 37 Abs.4 HWG). Das anfallende Oberflächenwasser

ist über ein getrenntes Leitungsnetz in eine Zisterne auf dem Grundstück abzuleiten.

Bei einer entsprechenden Prüfung des Baugrundes kann die Zisterne auch mit einer

Sickereinrichtung kombiniert werden. Es ist sichezustellen, dass der Zisternenüberlauf

in geeigneter Weise abgeleitet werden kann.

lnfraPro Ingenieur GmbH & Co. KG
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6

6.1 Zur Überprüfung der Qualität und Quantität von archäolog¡schen Befunden bedürfen

Eingriffe in den Boden sowie die damit verbundene Errichtung von baulichen Anlagen

einem denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach $ 18 HDSchG. Erst

nach einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung sind Eingriffe in den Boden

innerhalb des vorliegenden Geltungsbereiches zulässig. Während des

Mutterbodenabtrages im Bereich des Bodeneingriffes ist eine Baubegleitung durch

eine in Hessen zugelassene archäologische Fachfirma durchzuführen.

G Hinweise

1. Denkmalschutz (S 21 HDSchG)

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler wie

Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z.B. Scherben,

Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden können. Diese sind nach $ 21 HDSchG

unvezüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Archäologische

Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und

Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise zu

schützen.

2. SchutzvonVersorgungsleitungen

Vor der Ausführung von Bauvorhaben oder Pflanzarbeiten im Nahbereich der Straßen

haben sich der Bauherr oder dessen Baufirmen über die genaue Lage von Ver- und

Entsorgungsleitungen bei den Versorgungsunternehmen zu informieren um

Beschädigungen am Kabel- und Leitungsbestand zu vermeiden.

lm Planbereich befinden sich Kabelschutzrohre der Telekom. Die Aufwendungen der

Telekom müssen bei der Verwirklichung des Bebauungsplans so gering wie möglich

gehalten werden.

lnnerhalb des Geltungsbereiches befinden sich Betriebsmittel der E-Netz Südhessen

bzw. Der ENTEGA AG. Bei einer Entwidmung von Wegeparzellen sind die

Betriebsmittel im Grundbuch dinglich zu sichern. Notwendige Leitungsumlegungen

gehen ggf. zu Lasten des Veranlassers bzw. werden nach geltenden Verträgen

geregelt und sind rechtzeitige mit den o.g. Unternehmen abzustimmen.

Die erforderlichen Sicherheitsabstände zu bestehenden Leitungen sind bei

Baumpflanzungen zu beachten. Bei Unterschreitung eines Abstandes von 2,50 m zu

bestehenden Versorgungsleitungen sind bei Neupflanzung von Bäumen geeignete

Schutzmaßnahmen nach geltender technischer Norm zu treffen.

lnlraPro lngenleur GmbH & Co. KG
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3.

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf

organoleptische Auffälligkeiten zu achten. Werden diese festgestellt, ist umgehend das

Regierungspräsid¡um Darmstadt, Abteilung Umwelt Darmstadt (Dezernat 41.5\, sowie

die zuständige Fachbehörde des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu informieren.

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des $ 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz

sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche

Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit

herbeizuführen. Das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser ist erlaubnispflichtig.

Der Bodenschutzbehörde ist mitzuteilen wenn Materialien von über 600 m3 auf oder in

den Boden eingebracht werden. Bei der Verwendung und Einbringen von Materialien,

insbesondere von Fremdmaterialien ist das Auf- und Einbringen auf oder in eine

durchwurzel bare Bodensch icht oder Herstellen ei ner d u rchwurzelbaren Bodensch icht

und die Verwertung außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht zu unterscheiden.

Dabei sind das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur

Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) in Verbindung mit

der Vollzugshilfe zum Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)

sowie die LAGA-Mitteilung 20 zu beachten.

4. Verwendung von Niederschlagswasser

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

Die Verwertung von Niederschlagswasser kann durch geeignete

Bewirtschaftungsanlagen, z. B. nach Merkblatt ATV-DVWK M 153 und Arbeitsblatt

DWA-A 138, in Mulden oder Mulden-Rigolen-Systemen gesammelt und der

Versickeru ng zu geführt werden.

Bei einer gezielten Versickerung von Niederschlagswasser soll ein entsprechender

Antrag bei der unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Darmstadt

Dieburg eingereicht werden.

Wird eine gezielte Versickerung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück

vorgesehen, so ist vorab zu prüfen, ob eine Versickerung auf den Grundstücken

aufgrund der hydrologischen Gegebenheiten möglich ist. Die für eine Versickerung

erforderlichen Durchlässigkeitsbeiwerte und Sickerstrecken müssen am Standort

vorliegen.

Ein Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage kann als Ausnahme zugelassen

werden, wenn eine Versickerung aufgrund ungünstiger Bodenverhältnisse nach den

allgemein anerkannten Regeln der Technik oder aufgrund wasserrechtlichen

Bestimmungen nicht möglich ist. Über das Erfordernis einer wasserrechtlichen

Erlaubnis wird in einem wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren durch die

zuständige Untere Wasserbehörde des Landkreises Darmstadt-Dieburg entschieden.

Eine Versickerung ist nur zulässig, wenn die hydrogeologischen Gegebenheiten

(Durchlässigkeit, Grundwasserflurabstand) eingehalten werden und das zu

versickernde Niederschlagswasser schadlos versickert werden kann. Daher wird

empfohlen die hydrogeologischen Gegebenheiten im Vorfeld zu untersuchen.

lnfraPro lngenìeur GmbH & Co. KG
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Niederschlagswasser für die

5. Pflanzenlisten

Die Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern hat mit standortgerechten Arten

(beispielhaft gemäß nachstehender Pflanzliste) zu erfolgen.

Bäume:

Acer campestre

Acer platanoides

Acer pseudoplatanus

Betula pendula

Carpinus betulus

Castanea sativa

Plnus sy/vesfns

Prunus padus

Prunus avium

Salix auretaria

Salix caprea

Sorbus aucuparia

Tilia cordata

Tilia platyphyllos

Juglans regia

alte, regionale
Obstbaumsorten
(Hochstämme)

Feldahorn

Spitzahorn

Bergahorn

Birke

Hainbuche

Ess-Kastanie

Waldkiefer

Traubenkirsche

Vogelkirsche

Ohr-Weide

Salweide

Eberesche

Winter-Linde

Sommer-Linde

Walnuss

Sträucher:
Berberis vulgaris

Cornus mas

Cornus sanguinea

Corylus avellana

Crataegus spp.

Lonicera xylosteum

Prunus sprnosa

Prunus spinosa

Rosa canina

Sambucus nigra

Sorbus aria

Sarothamnus scoparius

Berberitze

Kornelkirsche

Roter Hartriegel

Haselnuss

Weißdorn-Arten

Heckenkirsche

Schlehe

Schlehe

Hundsrose

Schwarzer
Holunder
Mehlbeere

Besenginster

Geeignete Bäume für Verkehrsanlagen / Stellplätze:

Fraxinus angustifolia Schmalblättrige Esche
'Raywood'

FraxinusExcelsior'Atlas' Esche

Pyrus calleryana Stadtbirne,Chinesische'Chanticleer' Wildbirne

Tiliatomentosa'Brabant' Silberlinde

Schling- und Kletterpflanzen:

Lonicerapericlymenum Waldgeißblatt

Lonicera caprifolium Jelängerjelieber

Parthen. tricuspidata Wilder Wein

Polygonum aubertii Schlingknöterich

Pflanzqualitäten:
Bäume:StU mind. 16/18,

Heister: 2-3xv, mind. 200-250,

Obstbäume StUmind. 8/1 0

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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6.

Der Gemeinde Roßdorf liegen keine Kenntnisse über begründete Verdachtsmomente

oder über eine mögliche Munitionsbelastung vor. Dies entbindet bei künftigen

Bauvorhaben die Bauherrschaft jedoch nicht, sich vor Beginn der Baumaßnahmen

über Verdachtsmomente zu informieren und Auskunft über e¡ne mögliche

Munitionsbelastung einzuholen. Erforderlichenfalls ist vor Baubeginn das Baufeld

durch eine systematische Flächenabsuche zu untersuchen. Soweit im Zuge von

Bauarbeiten ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der

Kampfmittelräumd ienst unverzüg lich zu verständigen

7. Artenschutz

7.1 Bei der Umsetzung des Bebauungsplans oder auch bei späteren Umbau oder

Sanierungsarbeiten darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) (2.

Zt. S 44 BNatSchG) geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden, die unter

anderem für alle europäisch geschützte Arten gelten (2. B. für alle einheimischen

Vogelarten, alle Fledermausarten, Zauneidechse). Nach $ 44 Abs. I BNatSchG ist es

unter anderem verboten, Tiere dieser Arten zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu

stören oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören.

Bei Zuwiderhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der $$ 69 und 71 a

BNatSchG. Die artenschutzrechtlichen Verbote gelten unabhängig davon, ob die

bauliche Maßnahme genehmigungspflichtig ist oder nicht.

Auf die Erfordernis einer möglichen Ausnahmegenehmigung von den Verboten des

$ 44 BNatSchG bei Vorliegen artenschutzrechtlicher Belange wird hingewiesen.

Rodungsarbeiten sind nur außerhalb der Brul und Setzzeit zwischen dem 01. Oktober

und dem 28. bzw.29. Februar des Folgejahres zulässig. Sollte eine zeitliche Befristung

erforderlicher Gehölzrodungen und Baufeldfreimachung bautechnisch und / oder

planerisch nicht einzuhalten sein, müssen die Gehölze unmittelbar vor der Fällung bzw.

Baufeldfreimachung durch eine fachlich qualifizierte Person auf das Vorhandensein

von Nestern überprüft werden; bei nachgewiesenen Nestern mit Gelegen, brütenden

Vögeln oder noch nicht flüggen Jungvögeln muss das Ausfliegen der Jungvögel

abgewartet werden und danach unmittelbar die Fällung durchgeführt werden.

Eine extensive Dachbegrünung (Substratstärke 10 cm) mit einer artenreichen

heimischen Bepflanzung für Flachdächer und flach geneigte Dächer (Dachneigung bis

10')wird empfohlen.

7.2

7.3

8. Wald

Bei Eingriffen in Waldflächen gemäß $ 2 Hessisches Waldgesetz bedarf es einer

Genehmigung nach $ 12 Abs. 2 Hess. Waldgesetz. Zuständige Behörde ist der

Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg.

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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lm Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine Löschwasserversorgung von 800

Liter pro Minute bei mindestens 2 Bar Fließdruck erforderlich. Die Löschwassermenge

muss für eine Löschzeit von mindestens 2 Stunden aus dem öffentlichen

Wasserversorgungsnetz zur V erf ügu ng stehen.

Die Straßen sind für eine Achslast von mindestens 10 t zu befestigen und so

anzulegen, dass der Einsatz von Lösch- und Rettungsfahrzeugen ohne

Schwierigkeiten möglich ist.

Zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der rechtzeitigen

Erreichbarkeit durch Rettungsdienst und Feuerwehr sind straßenseitig Hausnummern
gut sichtbar und dauerhaft anzubringen. Es wird die Empfehlung gegeben, dass die

Hausnummern beleuchtet sein sollten.

10. Eingriffskompensation

Dem Bebauungsplan ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" werden die nachfolgend

dargestellten Flächen aus dem Ökokonto von Hessen Forst entsprechend eines

Biotopwertes in Höhe von 112.060 BWP als Kompensationsflächen zugeordnet. Die

Flächen werden entsprechend der Maßnahmenkonzeption von HessenForst durch

N utzu n g sve rzicht I Flächensti I I leg u n g als Natu rwaldf läche entwickelt.

Abbildung l: Gemeinde Groß-Umstadt, Gemarkung Frau-Nauses, Flur 1 Nr. 1, Auszug aus

dem amtlichen Liegenschaftskataster mit Eintragung der zugeordneten Kompensationsfläche

(Quelle: Hessen Forst, schwarze Umrandung: lnfraPro)
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Abbildung 2: Gemeinde Groß-Umstadt, Gemarkung Dorndiel, Flur 3 Nr. 43, Auszug aus dem

amtlichen Liegenschaftskataster mit Eintragung der zugeordneten Kompensationsfläche

(Quelle: Hessen Forst, schwarze Umrandung: lnfraPro)

Abbildung 3: Gemeinde Messel, Gemarkung Messel, Flur 5 Nr. 29 tlw., Auszug aus dem

amtlichen Liegenschaftskataster mit Eintragung der zugeordneten Kompensationsfläche

(Quelle: Hessen Forst, schwarze Umrandung: lnfraPro)
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ANLAGE I

Behandlung der eingegangenen Anregungen aus der förmlichen

Beteiligung am Entwurf gemäß SS 3, 4 Abs. 2 BauGB

zu r Aufstel lu n g des Bebau u ngsplanes,,H u ndeü bu n gs platz I nd ustriestraße"
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Aufstelluno des Bebauunqsplanes..Hundeübunosplatz lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung i. S. d SS 3, 4 Abs. 2 BauGB

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben / Mail

vom 29. November 2018 des von der Gemeinde im Sinne des $ 4b BaUGB als
Venrvaltungs-helfer ohne Entscheidungsbefugnis beauftragten Planungsbüros lnfraPro
lngenieur GmbH & Co. KG von der Planung unterrichtet und um Stellungnahme gebeten:

Nr Behörde i Träger Offentlicher Belange Ort

1 AMPRION GmbH Dortmund

2 Amt für Bodenmanagement Heppenheim, FB 22 Heppenheim

3 Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e. V Wettenberg

4 BUND Landesverband Hessen e. V Frankfurt

5. DAD I NA Darmstadt-Diebu rger Nahverkehrsorgan isation Darmstadt

6 Deutsche Telekom AG T-Com, Tl NL Mitte Eschborn

7 e-Netz Südhessen GmbH & Co. KG Darmstadt

8 Gemei ndeverwaltu n g G roß-Zi m mern Groß-Zimmern

I Handwerkskammer Rhein-Main Darmstadt

10 Hess. Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e. V Echzell

11 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Darmstadt

12 hessenArchäologie Darmstadt

13 Hessen-Forst Dieburg

14 Hessenwasser GmbH & Co. KG Groß-Gerau

15 lndustrie- und Handelskammer Darmstadt

16 Landesamt für Denkmalpflege Hessen;
Abt. Archäoloqische Denkmalpflege, Schloss/Glockenbau

Darmstadt

17 Landesamt für Denkmalpflege; Schloss Biebrich Wiesbaden

1B Landesjagdverband Hessen e. V Bad Nauheim

19 Land kreis DarmstadtDieburg Darmstadt

20 Magistrat der Stadt Darmstadt Darmstadt

21 Magistrat der Stadt Ober-Ramstadt Ober-Ramstadt

22 Magistrat der Stadt Reinheim Reinheim

23 Naturschutzbund Deutschland (NABU) Landesverband
Hessen e. V.

Wetzlar

24 Ortslandwirt

25 PLEdoc GmbH Essen

26 Polizeipräsidium Darmstadt Darmstadt

27 Regierungspräsidium Darmstadt Darmstadt

28 Schutzgem. Deutscher Wald Landesverband Hessen e. V Wiesbaden

29 Unitymedia Hessen GmbH& Co. KG Frankfurt

30 Wasserverband Gersprenzgebiet Erbach/Odw

31 Wehrbereichsverwaltung West Wiesbaden
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Aufstelluno des Bebauunosolanes ..Hundeübunqs lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung i. S. d SS 3, 4 Abs. 2 BauGB

A. Stellungnahmen aus der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonst¡gen Träger
öffentlicher Belange gemäß $ 4 Abs. 2 BauGB ohne Hinwe¡se oder Anregungen

Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Zuge der

Stellungnahme keine Anregungen vorgebracht bzw. mitgeteilt, dass ihre Belange nicht berührt

werden. Eine weitergehende städtebauliche Stellungnahme und ein dazugehöriger

Beschlussvorschlag können daher entfallen. Die sachlich kurz gefassten und inhaltlich auf den

jeweiligen Aufgabenbereich bezogenen Stellungnahmen werden im Hinblick auf eine effiziente

Verfahrensabwicklung begrüßt.

Nr Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme

vom

A1 Bundesamt für lnfrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen

der Bundeswehr

11j2.2018

A2 Darmstadt D ieburger Nahverkeh rsorgan isation 10.12.2018

A3 HWK Frankfu rt-Rhein-Main 20.12.2018

A4 IHK Darmstadt 03.12.2018

A5 Stadt Reinheim 10.12.2018

A6 Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG 17.08.2017

A7 Wasserverbände Mümling & Gersprenzgebiet 30.'1 1 .2018

B. Stellungnahmen aus der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gemäß $ 4 Abs. 2 BauGB mit Hinweisen oder Anregungen

Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen mit

Hinweisen oder Anregungen eingegangen; diese werden gemäß der Anlage I zur weitergehenden

Behandlung vorgeschlagen.

Nr Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme
vom

B1 Amprion GmbH 05.12.2018

B2 Deutsche Telekom Technik GmbH 28.12.2018

B3 E-Netz Südhessen 19.12.2018

B4 Hessen Forst 21.12.2018

B5 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement 11.12.2018

B6 Landesamt für Denkmalpflege 11.12.2018

B7 Landkreis Darmstadt-Diebu rg 09.01 .20'19

B8 PLEdoc GmbH 29.11.2018

B9 Regierungspräsidium Darmstadt (verspäteter Eingang) 14.01.2019
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Aufstellunq des Bebauunosplanes.,Hundeübunosplatz lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung i. S. d SS 3, 4 Abs. 2 BauGB

C. Stellungnahmen der öffentlichkeit aus der förmlichen Beteiligung gemäß $ 3 Abs.2
BauGB mit Hinweisen oder Anregungen

Von Seiten der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen mit Hinweisen oder Anregungen

eingegangen.

Nachdem die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen abgelaufen ist und keine weiteren

Stellungnahmen verspätet eingegangen sind, kann davon ausgegangen werden, dass die

Öffentlichkeit, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die keine Stellungnahmen

abgegeben haben, auch keine Anregungen zum lnhalt dervorgelegten Bauleitplanung im Rahmen

der frühzeitigen Beteiligung geltend machen oder deren Belange bereits angemessen in der

Planung berücksichtigt wurden.
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Bauleitplanunq der Gemeinde Roßdorf: Aufstellunq des Bebauunqsplanes ,,Hundeübunosplatz lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach
$ 4 Abs.2 BauGB

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Der Textteil zum Bebauungsplan ist im
Hinweisteil C, Nr. 2 ,,Schutz von
Versorgungsleitungen" folgendermaßen zt)
ergänzen:

,,lm Planbereich befinden sich
Kabelschutzrohre der Telekom. Die
Aufwendunqen der Telekom m¿issen bei der

Städtebau liche Stellungnahme

Es wird festgestellt, dass keine
Höchstspannungsleitungen der Anregungsträgerin im
vorliegenden Geltungsbereich verlaufen und, dass
keine Planungen von Höchstspannungsleitungen für
diesen Bereich vorliegenden. Daher ergeben sich keine
Auswirkungen auf den vorliegenden Bebauungsplan.

Unmittelbar im Plangebiet betroffene
Versorgungsunternehmen wurden am Planverfahren
beteiligt. Eine weitergehende städtebauliche
Stellungnahme sowie ein darauf abgestellter
Beschlussvorschlag können entfallen.

Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis
genommen. Es wird festgestellt, dass sich im
Plangebiet Kabelschutzrohre der Telekom befinden.
Daher sollte diesbezüglich ein Hinweis im Textteil zum
Bebauungsplan im Abschnitt C aufgenommen werden.
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich hieraus
nicht.

lnhalt der Stellungnahme

Amprion
Stelf ungnahme vom 05.12.2018

lm Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine
Höchstspannungsleitungen unseres Unternehmens.
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen
Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht vor.

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer
Versorgungsleitungen die zuständigen Unternehmen
beteiligt haben.

Deutsche Telekom Technik GmbH
Stell u n gnahme vom 28.12.2018

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom
genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsbe-
rechtigte i. S. v. $ 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt,
alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g.

Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
lm Planbereich befinden sich Kabelschutzrohre der

Nr

B

B1

B2
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Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB
ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Verwirklichung des Bebauungsplans so gering
wie möglich gehalten werden."...

Keine

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine.

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Kenntnisnahme. Eine erneute Auslegung i. S. d. $ 4a
Abs. 3 BauGB, wonach der Entwurf erneut auszulegen
ist, wenn der Bauleitplan nach dem Verfahren nach $ 3
Abs. 2 oder $ 4 Abs. 2 geändert oder ergänzt wird, ist
nicht abzusehen und daher vorliegend nicht geplant. Als
nächster Verfahrensschritt im Rahmen der Aufstellung
des Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz
lndustriestraße" erfolgt der Satzungsbeschluss gemäß

$ 10 Abs. 1 BauGB. Daher ergeben sich hieraus weder
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt noch auf die
Verfahrensdurchführung zum vorliegenden
Bebauungsplan.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.

Es wird festgestellt, dass gegen die vorliegende
Planunq keine Bedenken bestehen.

lnhalt der Stellungnahme

Telekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind
Die Aufwendungen der Telekom müssen bei
Verwirklichung des Bebauungsplans so gering
möglich gehalten werden.

der
wie

Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu
beteiligen.

E-Netz Südhessen
Stellungnahme vom 19.12.2018

Vielen Dank für die Zusendung der Unterlagen.
Wir nehmen dazu Stellung für die Netze der ENTEGA
AG und der ENTEGA Netz AG sowie deren
Tochterunternehmen e-netz Südhessen GmbH & Co.
KG und ENTEGA Medianet GmbH. Je nach Areal
beinhaltet die Stellungnahme die Medien Strom, Gas,
Trinkwasser, Fernwärme, Straßenbeleuchtung,
Telekommunikation und/oder Fernwirktechnik.

ln Roßdorf sind wir Netzbetreiber der Sparte Strom,
Telekommunikation sowie Fernwirktechnik und Gas.

Gegen die vorliegende Planung bestehen keine
Bedenken.

Nr

B3
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Bauleitplanunq der Gemeinde Roßdorf: Aufstelluno des Bebauunqsplanes ..Hundeübunosplatz lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ a (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Der Textteil zum Bebauungsplan ist im
Hinweisteil C, Nr. 2 ,,Schutz von
Versorgungsleitungen" folgendermaßen zt)
ergänzen:
...,,lnnerhalb des Geltungsbereiches befinden
sicl¡ Befriebsmittel der E-Nefz Südhessen bzw.
der ENTEGA AG. Bei einer Entwidmung von
Wegeparzellen sind die Betriebsmiftel im
Grundbuch dinglich zu sichern. Notwendige
Leitungsumlegungen gehen ggf. zu Lasfen des
Veranlassers bzw. werden nach geltenden
Verträgen geregelt und sind rechtzeitige mit
den o.g. Unternehmen abzustimmen."...

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Das von der Anregungsträgerin genannte Schreiben
vom 18.07.2018 wurde im Rahmen der förmlichen
Beteiligung zur teilbereichsbezogenen Änderung des
Flächennutzungsplanes im Geltungsbereich des
vorliegenden Bebauungsplanes abgegeben. Hierin
schrieb die Anregungsträgerin ebenfalls, dass keine
Bedenken gegen die vorliegende Bauleitplanung
bestehen. Gleichzeitig hatte sie darauf hingewiesen,
dass sich innerhalb des Geltungsbereiches
Betriebsmittel ihres Unternehmens bzw. der ENTEGA
AG. Bei einer Entwidmung von Wegeparzellen sind
gemäß Stellungnahme vom 18.07.2018 zut
teilbereichsbezogenen Anderung des
Flächennutzungsplanes die Betriebsmittel im
Grundbuch dinglich zu sichern. Notwendige
Leitungsumlegungen gehen SSf. zu Lasten des
Veranlassers bzw. werden nach geltenden Verträgen
geregelt und sind rechtzeitig mit der Anregungsträgerin
abzusprechen. Die Entwidmung von Wegeparzellen ist
zum jetzigen Zeitpunkt nicht geplant. Dennoch sollte der
zuvor aufgeführte Hinweis im Textteil zum
Bebauungsplan, im Teil C, Nr. 2 Schutz von
Versorgungsleitungen, ergänzt werden. Auswirkungen
auf den Festsetzungsgehalt der vorliegenden
Bauleitplanung ergeben sich hieraus nicht.

Kenntnisnahme. Eine erneute Auslegung i. S. d. $ 4a
Abs. 3 BauGB, wonach der Entwurf erneut auszulegen
ist, wenn der Bauleitplan nach dem Verfahren nach $ 3
Abs. 2 oder $ 4 Abs. 2 geändert oder ergänzt wird, ist
nicht abzusehen und daher vorliegend nicht geplant. Als
nächster Verfahrensschritt im Rahmen der Aufstellung
des Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz
lndustriestraße" erfolot der Satzunqsbeschluss qemäß

lnhalt der Stellungnahme

Wir verweisen auf unser Schreiben vom 18.07.2018

Unterrichten Sie uns bitte auch über den weiteren
Verlauf lhrer Planungen.

Nr
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Bauleitplanunq der Gemeinde Roßdorf: Aufstellunq des Bebauunqsplanes ,.Hundeübunqsplatz lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß S 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine.

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

g 10 Abs. 1 BauGB. Daher ergeben sich hieraus weder
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt noch auf die
Verfahrensdurchführung zum vorliegenden
Bebauungsplan.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass die seitens der Anregungsträgerin, in
vorangegangenen Verfahrensschritten des
vorliegenden Bauleitplanverfahrens, vorgetragenen
Punkte seitens der Plangeberin aufgegriffen und
berücksichtigt wurden. Daher wird den Aussagen in der
Begründung und im Umweltbericht zugestimmt.

Kenntnisnahme. Der Antrag zur forstrechtlichen
Waldumwandlung und somit die Berücksichtigung der
Kompensation erfolgt vor Satzungsbeschluss.
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich hieraus
nicht.

Es wird festgestellt,
Anregungsträgerin keine
Bebauungsplan bestehen.

dass von
Einwände

Seiten der
gegen den

Kenntnisnahme. Klassifizierte Straßen befinden sich

lnhalt der Stellungnahme

Hessen Forst
Stelf ungnahme vom 21.12.2018

Die in meinen Stellungnahmen vom 08.08.2017 und
04.07.2018 vorgetragenen Punkte wurden nun
aufgegriffen. lnsofern stimme ich den Aussagen S. 20
der Begründung und auf S. 38 des Umweltberichtes zu.

Zwischenzeitlich steht in Aussicht, dass die forstrechtl.
Kompensation auf einem gemeindeeigenem
Grundstück bewältigt werden kann. Dies würde dann
auch ein Teil der naturschutzrechtlichen Kompensation
abdecken.

Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement
Stellungnahme vom 11. Dezember 2018

Gegen den oben genannten Bebauungsplan der
Gemeinde Roßdorf bestehen seitens Hessen Mobil
weiterhin grundsätzlich keine Einwände.

Fachlicher Hinweis:
Geoen den straßenbaulastträqer von klassifizierten

Nr.

B4

B5
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Bauleitolanuno der Gemeinde Roßdorf: Aufstelluno des Bebauunosolanes .-Hundeübunosolatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $   (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Keine

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

weder innerhalb des vorliegenden Geltungsbereiches
noch sind solche Straßen durch die vorliegende
Bauleitplanung betroffen. Auswirkungen auf die
vorliegende Bauleitplanung ergeben sich daher hieraus
nicht.

Es wird festgestellt, dass seitens der Anregungsträgerin
keine grundsätzlichen Bedenken oder
Anderungswünsche vorgebracht werden.

Es wird festgestellt, dass die Belange der
Anregungsträgerin ausreichend berücksichtigt werden.
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich daher nicht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass die untere Denkmalschutzbehörde
sowohl im Rahmen der vorangegangenen frühzeitigen
Beteiligung gemäß $ 4 Abs. '1 BauGB, als auch im
Rahmen der förmlichen Beteiligung gemäß $ 4 Abs. 2
BauGB, beteiligt wurde. Bereits im Rahmen der
frühzeitigen Beteiligung der Behörden gemäß $ 4 Abs.
1 BauGB wurden seitens der unteren
Denkmalschutzbehörde keine Bedenken und
Anregungen vorgetragen. Auswirkungen auf die
vorliegende Bauleitplanung ergeben sich hieraus nicht.

lnhalt der Stellungnahme

Straßen bestehen keine Ansprüche auf Durchführung
von Schutzmaßnahmen aufgrund des BlmSchG.

Landesamt für Denkmalpflege
Stellungnahme vom 11. Dezember 2018

Gegen die Aufstellung Bebauungsplanes werden von
Seiten unserer Behörde keine grundsätzlichen
Bedenken oder Anderungswünsche vorgebracht.

Die Belange der hessenArchäologie sind ausreichend
berücksichtigt (Seite 6 B 6.1 und C1 der textlichen
Festsetzung und Seite 16 Punkt 11.2.7 der Begründung).

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich
ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des
Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege.
Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behält
sich die Denkmalfachbehörde vor.

Nr

B6
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Bauleitolanunq der Gemeinde Roßdorf: Aufstellunq des Bebauunqsplanes .,Hundeübunqsplatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Die von den Fachstellen zu ihrem
Aufgabenbereich vorgetragenen Anregungen
werden im Sinne der jeweils nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahmen in die
Abwägung eingestellt. Daraus sich ergebende
Auswirkungen auf den Bebauungsplan sind
den betroffenen Fachstellen zugeordnet und
werden an betreffender Slelle zur Behandlung
und Beschlussfassung vorgeschlagen. Dazu
wird festgestellt, dass es sich hierbei um keine
Planänderung im materiell-rechtlichen Sinn
handelt, sondern lediglich um eine
redaktionelle Ergänzung bzw. positive
Konkretisierung eines bereits bestehenden
Festsetzungsgehaltes. Von der erneuten
Auslegung i. S. d. $ 4a Abs. 3 BauGB, wonach
der Entwurf erneut auszulegen ist, wenn der
Bauleitplan nach dem Verfahren nach $ 3 Abs.
2 oder $ 4 Abs. 2 geändert oder ergänzt wird,
ist daher abzusehen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine

Städtebauliche Stellungnahme

Es wird festgestellt, dass diese lnformationen bereits in
der Begrürdung (Kapitel 3.3.'l & 3.3.2) enthalten ist.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die
Anregungsträgerin gibt den Sachverhalt korrekt wieder.
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich hieraus
nicht.

lnhalt der Stellungnahme

Landkreis Darmstadt-Dieburg
Stellungnahme vom 09.01.2019

Seitens des Landkreises Darmstadt-Dieburg wird in
vorstehender Angelegenheit wie folgt Stellung
genommen:

Gewässer und Bodenschutz
Das Vorhaben liegt außerhalb eines
Wasserschutzgebietes. Das Vorhaben liegt außerhalb
eines festgesetáen Úberschwemmungsgebietes im
Sinne des $ 46 Abs. I des Hessischen Wassergesetzes
(HWG).

Niederschlagswasser sollte in geeigneten Fällen
verwertet, ortsnah versickert oder direkt über eine
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche
Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange
entqeqenstehen (A 37 Abs. 4 Hessisches

Nr.

B7

87.1
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Durchführung der förmlichen Beteiligung der ntlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowþ der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß g 4 (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Der Textteil zum Bebauungsplan ist im
Abschnitt C, Nr. 3 ,,Bodenschutz"
folgendermaßen zu ergänzen:

,,Das Einbringen von Sfoffen in das
Grundwasser ist erlaubnispflichtig."...

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass ein Hinweis
zum Bodenschutz bereits im Textteil zum
Bebauungsplan, im Abschnitt C, Nr. 3, Bestandteil des
Hinweisteils ist. Dieser sollte um die nebenstehende
lnformation ergänzt werden. Auswirkungen auf den
Festsetzungsgehalt der vorliegenden Bauleitplanung
ergeben sich daher keine.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt dass der nebenstehende Hinweis zum
Brand- unc Katastrophenschutz bereits Bestandteil des
Textteils zum Bebauungsplan im Abschnitt C, Nr. 9, ist.
Daher ergeben sich hieraus keine Auswirkungen auf
den vorliegenden Bebauungsplan.

lnhalt der Stellungnahme

Wassergesetz, S 55 Abs. 2 des
Wasserhaushaltsgesetzes). Entsprechende Vorgaben
zur Niederschlagsversickerung wurden in den Text des
Bebauungsplanes aufgenommen.

Das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser ist
erlaubnispflichtig. Auf die textlichen Festsetzungen zum
Bodenschutz im Textentwurf wird verwiesen.

Brand- und Katastrophenschutz
lm Geltungsbereich des Bebauungsplans
,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" in Roßdorf ist die
Bereitstellung der Löschwasserversorgung von 800
Litern pro Minute bei 2 bar Fließdruck ausreichend.
Begründung:
Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich
aus $ 3 Abs. 1 Nr. 4 Hessisches Gesetzes über den
Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz - HBKG-, aus $ 13 der Hessischen
Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach
dem DVGW Arbeitsblatt W 405. Die Differenzierung
nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend S 17
der Baunutzungsverordnung -BauNVO-.
Die Löschwassermenge muss für eine Löschzeit von
mindestens 2 Stunden aus dem öffentlichen
Wasseryersorgungsnetz zur Verfügung stehen. Beim
Einbau von Hydranten nach DIN 3221 zur
Löschwasserentnahme ist das DVGW-Regelwerk W
331 zu beachten. Die Hydranten sind mit
Hinweisschildern nach DIN 4066 gut sichtbar zu
kennzeichnen.

Nr

87.2
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Bauleitolanuno der Gemeinde Roßdorf: Aufstelluno des Bebauunosolanes ..Hundeübunosolatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Es wird festgestellt, dass von der nebenstehenden
Fachstelle keine Bedenken und Anregungen
vorgetrager werden. Das Landesamt für
Denkmalpfìege teilte mit der Stellungnahme vom
11.12.2018 hinsichtlich der Belange von
hessenArchäologie mit, dass diese ausreichend
berücksichtigt (Seite 6 B 6.1 und C1 der textlichen
Festsetzurg und Seite 16 Punkt 11.2.7 der Begründung)
sind. Dahs ergeben sich hieraus keine Auswirkungen
auf die vorliegende Bauleitplanung.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass seitens der
nebenstehenden Fachstelle keine grundsätzlichen
Bedenken vorgetragen werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei dem
zeichnerisch festgesetzten Parkplatz (,,Verkehrsfläche

lnhalt der Stellungnahme

Kann die jeweils angegebene Löschwassermenge vom
öffentlichen Wasserversorgungsnetz nicht erbracht
werden und/oder stehen keine unerschöpflichen
Wasserquellen (2.8. aus offenen Gewässern) zur
Verfügung, so ist der Wasservorrat durch eine andere
geeignete Maßnahme (Löschwasserteiche,
Löschwasserbrunnen oder Löschwasserbehälter)
sicherzustellen.
Die Straßen sind für eine Achslast von mindestens 10 t
zu befestigen und so anzulegen, dass der Einsatz von
Lösch- und Rettungsfahrzeugen ohne Schwierigkeiten
möglich ist.

U nterer Denkmalschutzbehörde
Baudenkmalpflegerische Stellungnahme:
Es bestehen keine baudenkmalpflegerischen
Bedenken.
Hinweis:
Die vorliegende Stellungnahme verhält sich
ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege.
Zur gesonderten Stellungnahme zu den Belangen des
Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege
verweisen wir auf die Stellungnahme der
hessenArchäologie im Landesamt für Denkmalpflege
als Träger öffentlicher Belange gemäß $ 5 Abs. 2 Punkt
2 HDSchG.

Untere Verkehrsbehörde
Gegen die vorliegende Planung bestehen aus
straßenrechtlicher und straßenverkehrsrechtlicher Sicht
keine grundsätzlichen Bedenken.

Allerdings ist festzustellen, dass im vorliegenden Plan
zwischen den,,befestigten Flächen (Verkehrsfläche,

Nr

B 7.3

t37.4
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Durchführung der förmlichen Beteiligung der Offentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

mit der Zweckbestimmung Parkplatz") handelt es sich
um bereits bestehende Stellplätze, welche über den
bestehenden Waldweg erschlossen und von der
westlich angrenzenden Nutzung als Grillplatz genutzt
werden. Die Festsetzung des bestehenden Parkplatzes
hat vorliegend eine bestandssichernde Funktion. Eine
entsprechende Begründung zum festgesetzten
Parkplatz und der Aussparung durch die Bindungen für
Bepflanzungen ist in der Begründung im Kapitel 4.1.7
bereits vorhanden. DerWaldweg liegt jedoch außerhalb
des Plangeltungsbereiches und grenzt in Realität im
Westen an diesen an. Daher werden für diesen auch
weder zeichnerische noch textliche Festsetzungen
getroffen. Eine Zufahrt zu dem Parkplatz über die
öffentliche Grünfläche ist nicht vorgesehen und auch
weiterhin nicht geplant. Daher soll der nebenstehenden
Anregung nicht gefolgt werden. Auswirkungen auf den
Festsetzungsgehalt der vorliegenden Bauleitplanung
ergeben sich hieraus nicht.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass seitens der
nebenstehenden Fachstelle keine grundlegenden
Bedenken oestehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie die
Anregungsträgerin in ihrer Stellungnahme schreibt, sind
die Grenzabstände zu landwirtschaftlichen Flächen in
den SS 38 - 40 und 45 des Hessischen
Nachbarschaftsgesetzes (HNRG) bereits ausreichend
geregelt. Dieses muss, auch unabhängig von einer
Aufstellung von Bebauungsplänen, berücksichtigt
werden. Daher ist die Einhaltung von Abstandsflächen
zu landwirtschaftlichen Flächen ausreichend qesetzlich

lnhalt der Stellungnahme

grau) und den ,,teilversiegelten Schotterflächen"
(Parkplatz, gelb) keine direkte Anbindung besteht. Die
Parkplätze wären demnach nur über die als ,,öffentliche
Grünfläche" bezeichnete Teilfläche oder über nicht im
vorliegenden Bebauungsplan enthaltene angrenzende
Flächen zu erreichen.
Hier ist die vorliegende Planung entsprechend
abzuändern.

Ländlicher Raum
Aus Sicht der vom Fachgebiet Ländlicher Raum zu
wahrenden öffentlichen Belange der Landwirtschaft /
Feldflur bestehen gegen o.g. Planung keine
grundlegenden Bedenken.

Wir weisen darauf hin, dass bei der Einzäunung bzw.
Eingrünung/ Bepflanzung in dem Planungsgebiet die
Grenzabstånde zu den angrenzenden landwirtschaftlich
genutfen Flächen einzuhalten sind ($$ 38 - 40 und 45
Hessisches Nachbarschaftsgesetz - HNRG).

Nr

B 7.5
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ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

geregelt, sodass sich hieraus keine Auswirkungen auf
die vorliegende Bauleitplanung ergeben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß $ 12
Abs. 4 des Hessischen Waldgesetztes (HWaldG) kann
grundsätzlich die Genehmigung von Maßnahmen
hinsichtlich eines Waldumwandlungsantrages davon
abhängig gemacht werden, dass die Antragstellerin
flächengleiche Ersatzaufforstungen in dem betroffenen
Naturraum oder waldarmen Gebieten unter
Berücksichtigung der agrarstrukturellen Belange
nachweist. Eine Walderhaltungsabgabe ist gemäß $ 12
Abs. 5 HWaldG erst dann zu entrichten, soweit
nachteilige Wirkungen einer Waldumwandlung nicht
durch Ersatzaufforstungen ausgeglichen werden
können. Zunächst wird an dieser Stelle festgestellt,
dass sich die oben aufgeführten gesetzlichen
Grundlagen grundsätzlich auf die Waldumwandlung
beziehen und nicht auf die Waldumwandlung eines
Schutz- oder Bannwaldes. lm vorliegenden Fall wäre
durch die Ersatzaufforstung eine bereits relativ kleine
Aufforstungsfläche zusätzlich noch mal zerstückelt
worden. Zudem wäre ein Teil mit einer Aufwertung
(Ökopunkte) verbunden gewesen und eine Teilfläche
nicht, was wiederrum zu einem undurchsichtigen und
erhöhten Aufwand führt. Deswegen und weil keine
Ersatzaufforstungsfläche in der Gemarkung Roßdorf
zur Verfügung steht, ist die Plangeberin zum Entschluss
gekommen, dass die Berechnung der
Walderhaltungsabgabe im vorliegenden Fall sinnvoller
ist. Hierdurch wird auch im Zusammenhang mit der
Waldumwandlung die lnanspruchnahme weiterer
landwirtschaftlicher Flächen vermieden und der
nebenstehenden Anregungen kann somit gefolgt
werden. Darüber hinaus ist im Zusammenhano mit der

lnhalt der Stellungnahme

Als Ausgleich für den Waldeingriff bevorzugen wir eine
Walderhaltungsabgabe aus Sicht des öffentlichen
Belanges Landwirtschaft / Feldflur und unter
Berücksichtigung agrarstruktureller Belange und des
gesetzlichen Gebots eines sparsamen Umgangs mit
Grund und Boden. Eine Ersatzaufforstung auf
landwirtschaftlichen Flächen lehnen wir grundsätzlich
ab, da es sich nicht um einen Eingriff in einen Schutz-
oder Bannwald handelt.

Nr
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Bauleitplanunq der Gemeinde Roßdorf: Aufstellunq des Bebauunqsplanes ,.Hundeübunosolatz lndustriestraße" ANLAGE I

Durchführung der förmlichen Beteiligung der Offentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ a (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Vermeidung von einer Flächeninanspruchnahme zu
berücksichtigen, dass die Plangeberin bereits eine
weitere lnanspruchnahme von landwirtschaftlichen
Flächen vermeidet, indem der naturschutzrechtliche
Ausgleich zum Teil intern innerhalb des Plangebietes
und darüber hinaus über das Ökokonto von Hessen
Forst erfolgt. Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt
der vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich keine.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die
Anregungsträgerin gibt den Sachverhalt korrekt wieder.
lm Nachfoþenden wird auf die jeweilige, den von der
Anregungsträgerin genannten Punkten 1 - 3
zugeord nete, städtebauliche Stellungnahme verwiesen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die von der
Anregungsträgerin genannte Festsetzung zur Erhaltung
der Bäume, erfolgt auf Grundlage der bereits vor Ort
bestehenden Bäume, welche die Abgrenzung zu den
landwirtschaftlichen Flächen bzw. der
Gehölzsukzession im Plangebiet bilden. Das
Artenschutzgutachten spricht zwar von einem etwa
'10,00 m breiten Streifen. Der Waldbestand hat an
seiner schmalsten Stelle ca. 12,00 m Breite. Das
Bauqrundstück wird im direkten Anschluss an

lnhalt der Stellungnahme

Untere Naturschutzbehörde
Zu o.g. Bebauungsplan haben wir im Rahmen der
frühzeitigen Beteiligung aufgrund der Bio-
topausstattung des Planungsraumes auf das Erfordernis
einer artenschutzrechtlichen Untersuchung
hingewiesen.
Dies wurde nun durch ein faunistisches und
artenschutzrechtliches Screening des Büros Dr.
Kreuziger erbracht. Es handelt sich hier lediglich um
eine faunistische Potentialabschätzung (worst-case-
Ansatz), da die erwarteten Arten Ende September nicht
mehr kartiert werden konnten.
Für folgende potentiell im PG vorkommende Arten
wurden daher im Gutachten Artenschutzmaßnahmen
formuliert:

1. Vogelarten im ungünstigen oder schlechten EHZ,
hier: Stieglitz, Klappergrasmücke und Girlitz Erhalt eines
10 m breiten Gehölzstreifens am Westrand des
Plangebietes (als CEF-Maßnahme) Diese Maßnahme
wird nicht vollständig planungsrechtlich im
Bebauungsplan festgesetzt. Auf ca. 113 der Fläche ist
ein Parkplatz vorgesehen. Zudem ist die Fläche laut
zeichnerischer Darstellung im Bebauungsplan
wesentlich schmaler. lm Bereich der vorgesehenen
Parkfläche ist der Streifen nur noch ca. 3 m breit. Die

Nr

B 7.6
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Bauleitolanuno der Gemeinde Roßdorf: Aufstelluno des Bebauunosolanes ..Hundeübunosolatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowi= der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

bestehende Gewerbeflächen und die lndustriestraße
festgesetzt. Die Prüfung von Flächenalternativen
innerhalb des gewählten Standorts hatte zum Ergebnis,
dass die kompakte Flächenausweisung im
südwestlichen Teilbereich des Plangebiets als
zweckmäßigste und wegen der vertretbaren Eingriffe in
die Umweltbelange die günstigste Standortoption
darstellt. Mit einer Anbindung des Plangebietes an die
lndustriestraße kann das geplante Baugrundstück
nördlich des großflächigen Einzelhandels festgesetzt
werden und somit erfolgt eine kleinflächige Erweiterung
des Siedlungsrands nach Norden. Zudem kann
hierdurch ein großer Anteil der Gehölzflächen östlich
der verlängerten lndustriestraße planungsrechtlich
gesichert werden und die als private Grünflächen
festgesetzten Flächen können, aufgrund ihrer geplanten
Nutzung (Hundeübungsplatz), als begrünte
Flächenanteile verbleiben. Der Gehölzbestand wird in
diesem Teilbereich durch die Pionierbaumart
Gewöhnliche Robinie (Robinia pseudoacacia)
dominiert, mit einem Übergangsbereich zur östlichen
Wiese über jüngere Sukzessionsstadien mit starker
Verbuschung. Der Erhalt eines durchgängigen
Gehölzstreifens von etwa 10 m Breite ist aufgrund der
benannten städtebaulichen und ökologischen Aspekte
erst ab der Parkplatzfläche in nördliche Richtung, wie in
der Planzeichnung zum Bebauungsplan festgesetzt,
sinnvoll. Hier ragt der tatsächliche Baumbestand
westlich der Geltungsbereichsgrenze in den Bereich der
verlängerten lndustriestraße, so dass eine Breite von
etwa 10,0 m erreicht wird, mit Anschluss an das westlich
folgende Waldgebiet.
lm Bereich des zeichnerisch festgesetzten Parkplatzes
sind bereits zum aktuellen Zeitpunkt keine Bäume

ANLAGE I

BeschlussvorschlagStädtebauliche Stellungnahmelnhalt der Stellungnahme

ökologische Funktion, die der Gehölzstreifen
übernehmen soll, ist so kaum mehr gegeben. Die
getroffene planungsrechtliche Festsetzung,,Öffentliche
Grünfläche mit Zweckbestimmung Abslandsgrün" (mit
Erhaltungsgebot der vorh. Bäume) im Bebauungsplan
ist hier u.E. nicht zutreffend. Es handelt sich hier um eine
Maßnahmenfläche (CEF-Maßnahme), die auch als
solche entsprechend planungsrechtlich benannt werden
und durchgängig die im Gutachten geforderte Breite von
10 m aufweisen sollte.

Nr

vorhanden. sondern Stell Daher wurde dieser
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Bauleitolanunq der GelÏreinde Roßdorf; Aufstellunq des Bebauunqsplanes ,,Hundeübunqsplatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß g 4 (2) BauGB

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass die von der
Anregungsträgerin genannte CEF-Maßnahme und die
Festsetzurg einer ökologischen Baubegleitung im
Abschnitt A, Nr. 6.5 und Nr. 6.6, bereits Bestandteil des
Textteils zum Bebauungsplan ist. Darüber hinaus wurde
festgesetzt, dass von dieser Maßnahme nur dann
abgesehen werden kann, wenn im Rahmen einer
ökologischen Baubegleitung fachkundig nachgewiesen
wird, dass die Haselmaus keine Vorkommen innerhalb
des Plangebietes aufweist. Sollte dies nicht der Fall
sein, so sind die Haselmaus-Tubes weiterhin
rechtsverbindlich anzubringen. Bei diesem Zusalz
handelt es sich um eine Ausnahme, die nur gestattet
werden kann, wenn tatsächlich fachkundig
nachgewiesen wird, dass die Haselmaus von dem
Vorhaben zur Nutzung als Hundeübungsplatz nicht
betroffen ist. Demnach muss der zukünftige Bauherr
den o.g. Nachweis erbringen und eine Ausnahme bei
der zuständigen Behörde beantragen. Grundsätzlich
sollte davon abgesehen werden, ohne konkrete
Betrachtung potentieller Verstöße gegen die

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Die Festsetzung Nr. 6.6 im Abschnitt A, des
Textteils zum Bebauungsplan ist
folgendermaßen zu konkretisieren:
... Sollte durch zukünftige Erfassungen im
Rahmen einer ökologischen Baubegleitung
fachkundig nachgewiesen werden, dass die
Haselmaus keine Vorkommen innerhalb des
Plangeltungsbereiches aufweist, kann von
dieser CEF-Maßnahme ausnahmsweise
abgesehen werden."

Die Begründung ist im Abschnitt 4.1.6 gemäß
den nebenstehenden Ausführungen der
städtebaulichen Stellungnahme a)t
konkretisieren.

Städtebauliche Stellungnahme

Bereich entsprechend als ,,Verkehrsfläche mit der
Zweckbestimmung Parkplalz" in der Planzeichnung
zum Bebauungsplan festgesetzt. Die zeichnerisch
festgesetzt: Fläche zum Erhalt von Bäumen überlagert
die öffentliche Grünfläche und stellt gleichzeitig eine
Maßnahmenfläche im Sinne einer CEF Maßnahme dar.
Hierzu ist bereits im Textteil zum Bebauungsplan, im
Abschnitt A mit der Nr. 7 eine entsprechende
Festsetzung vorhanden. Daher ergeben sich hieraus
keine Ausrvirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung.

lnhalt der Stellungnahme

2. Haselmaus
Für die potentiell im Plangebiet vorkommende
Haselmaus sollen laut Gutachten als CEF-Maßnahme
(zum Erhalt der ökologischen Funktion im räumlichen
Zusammenhang) 5 Haselmaus-Tubes an geeigneter
Stelle im nahen Umfeld angebracht werden. Aufgrund
der relativ hohen Eignung des Planungsraumes für die
Haselmaus, halten wir eine intensive Kontrolle auf ein
Vorkommen der Haselmaus (vor Baufeldfreimachung
mit intensiver Gehölzkontrolle vor der Rodung) im
Rahmen der ökologischen Baubegleitung für unbedingt
erforderlich. Die vorgesehenen Haselmaus-Tubes im
Umfeld sollten auch dann angebracht werden, wenn bei
der Kontrolle keine lndividuen der Haselmaus gefunden
werden, da nicht immer alle lndividuen erfasst werden
können und diesen so Ausweichmöglichkeiten im
Umfeld angeboten werden können.

Nr

artenschutzrechtlichen Z riffsverbote schlicht darauf
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ANLAGE I

BeschlussvorschlagStädtebauliche Stellungnahme

abzustellen, dass bei der Umsetzung des Plans
jedenfalls eine Ausnahme erteilt werden könne. Das
Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Beschluss
vom 09.09.2009 - 4 BN 4.09 (und mit der hiermit
bestätigten Entscheidung vom Bayrischen
Verwaltunçgerichtes, Urteil vom 30.11.2008 - I N

05.112) entschieden, dass es sich im Verhältnis zum
vorstehenden Satz anders verhält, wenn potenzielle
Verstöße als zutreffend unterstellt werden und hieran
anknüpfend konkret das Vorliegen einer objektiven
Ausnahmelage an Hand der einschlägigen,
nachfolgenC stehenden Ausführungen geprüft und
zugelassen wird. Dies trifft vorliegend dahingehend zu,
da im Rahmen der Bauleitplanung das, von der
Anregungsirägerin genannte, artenschutzrechtliche
Screening erstellt wurde und auf dieser Grundlage
bereits eine CEF -Maßnahme zum Anbringen von
Haselmaus-Tubes verbindl ich festgesetzt wurde.
Nun kommen Ausnahmen der Bebauungsplanung in
diesem Zusammenhang nur auf der Grundlage von $ 45
Abs.7 Satz 1 Nrn.4 und 5 BNatSchG in Betracht. Diese
können im lnteresse der Gesundheit des Menschen, der
öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung
und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der
maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt
oder aus anderen zwingenden Gründen des
überwiegenden öffentlichen lnteresses, einschließlich
sozialer oder wirtschaftlicher Art, sein. Nach Satz 2 der
o.g. Vorschrift darf eine Ausnahme ferner nur
zugelassen werden, wenn,,zumutbare Alternativen
nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der
Population einer Art nicht verschlechtert, soweit nach
Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weiter gehende
Anforderungen enthä|t". Daher wird vorliegend eine
Ausnahme planunqsrechtlich im Abschnitt A, Nr. 6.6

lnhalt der StellungnahmeNr
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EI

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Die Festsetzung Nr. 6.8 im Abschnitt A, des
Textteils zum Bebauungsplan ist
folgendermaßen zu konkretisieren:
..."Sollte durch zukünftige Erfassungen im
Rahmen einer ökologischen Baubegleitung
fachkundig nachgewiesen werden, dass die
Zauneidechse keine Vorkommen innerhalb des
Plangeltungsbereiches aufweist, kann
ausnahmsweise von dieser CEF-Maßnahme
abgesehen werden."

Die Begründung ist im Abschnitt 4.1.6 gemäß
den nebenstehenden und zu vorstehenden
Ausführungen der städtebaulichen
Stellungnahme zur konkretisieren.

Städtebauliche Stellungnahme

des Textte ls zum Bebauungsplan ermöglicht. Durch
diese Festsetzung ist gewährleistet, dass die
Ausnahme weiterhin den zuständigen Behörden
vorgelegt und in diesem Zuge geprüft wird. Über die
Zulässigkeit der Ausnahme entscheidet weiterhin die
zuständige Behörde. Dennoch sollte durch die
vorliegende Bauleitplanung nicht die Möglichkeit der in
Rede stehenden Ausnahme gänzlich ausgeschlossen
werden. Daher wird vorliegend an der bestehenden
Festsetzung festgehalten. Trotzdem sollte der
obenstehende Sachverhalt in der Begründung und im
Textteil konkretisiert werden. Auswirkungen auf den
Festsetzungsgehalt ergeben sich hieraus nicht, da es
sich hierbei um keine Anderung im materiell-rechtlichem
Sinne handelt, sondern lediglich um eine positive
Konkretisierung. Der lnhalt der in Rede stehenden
Festsetzung bleibt weiterhin unverändert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass die von der
Anregungsträgerin genannte CEF-Maßnahme und die
Festsetzung einer ökologischen Baubegleitung im
Abschnitt A, Nr. 6.7 und Nr. 6.8, bereits Bestandteil des
Textteils zum Bebauungsplan ist. Darüber hinaus wurde
festgesetzt, dass von dieser Maßnahme nur dann
abgesehen werden kann, wenn im Rahmen einer
ökologischen Baubegleitung fachkundig nachgewiesen
wird, dass Zauneidechsen keine Vorkommen innerhalb
des Plangebietes aufweist. Sollte dies nicht der Fall
sein, so sind die 2 m breiten Gras- und Brachsäume
weiterhin rechtsverbindlich anzulegen. Bei diesem
Zusatz handelt es sich um eine Ausnahme, die nur
gestattet werden kann, wenn tatsächlich fachkundig
nachgewiesen wird, dass die Zauneidechse von dem

lnhalt der Stellungnahme

3. Zauneidechse
Für die potentiell im Plangebiet vorkommende Art
,,Zauneidechse" sollen als CEF-Maßnahme Gras- und
Brachsäume an den Rändern des Plangebietes
angelegt werden.
Diese Maßnahme soll laut Gutachten jedoch obsolet
sein, wenn im Zuge einer ökologischen Baubegleitung
nachgewiesen wird, dass die Art nicht im Plangebiet
vorkommt.
Die vorgesehenen Gras- und Brachsäume sollten aus
unserer Sicht in jedem Fall angelegt werden, da bei
einer Begehung oftmals nicht alle lndividuen erfasst
werden können und so Ausweichhabitate angeboten
werden können.
Aufgrund der doch sehr hohen Wahrscheinlichkeit des
Vorkommens der Zauneidechse im PG und im
angrenzenden Umfeld halten wir das Absuchen des

Nr
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Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Die lnformationen zum
Waldumwandlungsantrag und in diesem Sinne
die lnformation, dass eine
Walderhaltungsabgabe erfolgt, sind im
Umweltbericht zu ergänzen.

Städtebauliche Stellungnahme

Vorhaben zur Nutzung als Hundeübungsplatz nicht
betroffen ist. Demnach muss der zukünftige Bauherr
den o.g. Nachweis erbringen und eine Ausnahme bei
der zuständigen Behörde beantragen. lm Übrigen wird
auf die obenstehenden Ausführungen der
städtebaulichen Stellungnahme zum Punkt 2 der
Anregungsträgerin verwiesen. Trotzdem sollte der
obenstehende Sachverhalt in der Begründung und im
Textteil ko'lkretisiert werden. Auswirkungen auf den
Festsetzungsgehalt ergeben sich hieraus nicht, da es
sich hierbei um keine Anderung im materiell-rechtlichem
Sinne handelt, sondern lediglich um eine positive
Konkretisierung. Der lnhalt der in Rede stehenden
Festsetzung bleibt weiterhin unverändert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Mit der
Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes werden
für einen Teilbereich des Plangebiets Waldflächen im
Sinne des $ 2 Hessisches Waldgesetz beansprucht. Für
den Waldbestand sind daher vor Satzungsbeschluss
die forstrechtlichen Belange nach $ 12 Abs. 2 Hess.
Waldgesetz im Sinne einer
Waldumwandlungsgenehmigung zu berücksichtigen.
lm Zuge der Bauleitplanung ist innerhalb des
Plangebietes ein ,,Hundeübungsplatz" geplant, bei dem
rund 85 % der Gesamtfläche als Grundstücksfreifläche
festgesetzt wird. Teile des Waldbestands sollen gerodet
werden, um eine ausreichend große Fläche für die mit
dem Hundesport verbundenen Nutzungen
gewährleisien z) können. Der im Westen
planungsrechtlich gesicherte Gehölzbestand dient der
visuellen Einbindung des geplanten
Hundeübungsplatzes in die Umgebung und übernimmt
Funktionen für den Arten- und lmmissionsschutz. Für
die teilweise Umwidmuno der Waldfläche und die

lnhalt der Stellungnahme

Plangebietes vor Baufeldfreimachung im Rahmen der
ökologischen Baubegleitung für unbedingt erforderlich.

Die Bilanzierung gem. KV Hessen ergibt ein
Biotopwertdefizit von I 10.860 WP.
Ein Teil des PG ist Wald im Sinne des Hess.
Waldgesetzes. Der erforderliche forstrechtliche Antrag
zur Waldumwandlung wurde noch nicht eingereicht.
Dieser ist uns rechtzeitig vor Satzungsbeschluss
vorzulegen. Eine mögliche Ersatzaufforstungsfläche in
der Gemarkung Gundernhausen Flur 4 Nr. 811

(Eigentum der Gemeinde Roßdorf) wurde gemeinsam
mit einem Vertreter der Gemeinde begutachtet. Diese
wird jedoch aus naturschutzfachlicher Sicht wegen
seiner relativ hohen ökologischen Wertigkeit als
ungeeignet angesehen. Die Fläche wurde im Rahmen
der Biotopkartierung (RP) mit der Bezeichnung
,,Silgenwiese Röhrerwiese nordwestl. Gundernhausen"
als Grünland feuchter bis nasser Standorte kartiert.
Sollte keine andere Ersatzaufforstungsfläche zur
Verfügung stehen, ist eine Walderhaltungsgabe zu
entrichten.

Nr

Seite 20



Bauleitplanunq der Gemeinde Roßdorf: Aufstellunq des Bebauunqsplanes *Hundeübunosplatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Der Umweltbericht und der Hinweisteil des
Textteils zum Bebauungsplan sind um eine
Flächenzuweisung zur naturschutzrechtlichen
Kompensation zu ergänzen.

Städtebauliche Stellungnahme

teilweise Rodung des Baumbestands wird seitens der
Plangeberin der o.g. Waldumwandlungsantrag gestellt.
Es wird zunächst festgestellt, dass dieser erforderliche
forstrechtliche Antrag zur Waldumwandlung nach $ 12
Abs. 2 Hess. Waldgesetz von der Plangeberin vor
Satzungsbeschluss der vorliegenden Bauleitplanung
eingereicht werden sollte. Hierfür wird nicht, die
nebenstehend von der Anregungsträgerin genannte
Fläche in Anspruch genommen. Vielmehr erfolgt der
forstrechtliche Ausgleich durch eine
Walderhaltungsabgabe. Hierdurch werden die
Erhaltung des Waldes und die Waldvermehrung, zum
Ausgleich von dem, durch die vorliegende
Bauleitplanung einhergehenden, Waldverlust,
gefördert. Die lnformationen zum
Waldumwandlungsantrag und in diesem Sinne die
lnformation, dass eine Walderhaltungsabgabe erfolgt,
sollten im Umweltbericht ergänzt werden.
Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich hieraus
nicht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass der Ausgleich ebenfalls vor
Satzungsbeschuss ausreichend geregelt sein muss.
Für den verbleibenden Kompensationsbedarf soll eine
entsprechende Agentur nach $ 5 Abs. 5 der KV
eingeschal:et werden oder Maßnahmenflächen eines
dritten Ökopunkteanbieters für den Bebauungsplan
genutf werden. Die Kompensation erfolgt über das
Forstamt Dieburg im Rahmen des Ökokontos und
konkrete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Die
Vorgehensweise wurde mit der unteren
Naturschutzbehörde abgestimmt, die
Freistellunqserklärunq bzw. die vertraqliche

lnhalt der Stellungnahme

Der verbleibende Kompensationsbedarf soll evtl. über
die Ökoagentur bzw. das FA Dieburg umgesetzt
werden. Wir weisen darauf hin, dass der Ausgleich bis
Satzungsbeschluss abschließend geregelt sein muss.

Nr
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bu
Durchführung der förmlichen Beteiligung der ichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß g a (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Vereinbarung sollte zum Satzungsbeschluss bzw. vor
Rechtskraft des Bebauungsplanes erfolgen. Eine
entsprechende, vorlaufend durchgeführte
Kompensa:ionsmaßnahme wird dann im Sinne des $ 7
Abs. 1 und 2 HAGBNatSchG zugeordnet. Dies wird der
Genehmigungsbehörde durch Hessen Forst schriftlich
angezeigt. Die erfolgte Zuordnung wird auch der
Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Darm-
stadtDieburg zeitnah zur Kenntnis gebracht, damit die
Behörde die zugeordneten Flächen und Maßnahmen
dann ordnungsgemäß in das Naturschutzregister
(NATUREG) der Naturschutzbehörden einpflegen
kann. Für die naturschutzrechtlichen
Kompensationsmaßnahmen liegt von Seiten des
Forstamts Dieburg der Nachweis über eine aus-
reichende Flächenverfügbarkeit vor. Der Umweltbericht
und der Hinweisteil des Textteils zum Bebauungsplan
sollten um eine Flächenzuweisung zum
naturschutzrechtlichen Ausgleich ergänzt werden. Der
Festsetzurgsgehalt der vorliegenden Bauleitplanung ist
hiervon nicht betroffen, da es sich hierbei lediglich um
eine konkretisierende lnformation zum Ausgleich
handelt.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass seitens der
nebenstehenden Fachbehörden keine Bedenken und
Anregungen vorgetragen werden.

lnhalt der Stellungnahme

Altlasten
Fischerei
Sportkreis
Es werden keine Bedenken und Anregungen
vorgetragen.

Nr

87.7

Seite 22



Bauleitolanuno der Gemeinde Roßdorf: Aufstelluno des Bebauunosolanes ..Hundeübunosolatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise
werden im Sinne der nebenstehenden
städtebaulichen Stellungnahme zur Kenntnis
genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine.

Keine

Der Hinweis wir zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass sich im, nebenstehend genannten,
Übersichtsplan keine Leitungsverläufe befinden bzw.
dargestellt werden. Daher ergeben sich hieraus keine
Auswirkungen auf die vorliegende Bauleitplanung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine erneute
förmliche Beteiligung gemäß $ 4a Abs. 3 BaUGB ist
weder von der Plangeberin geplant noch
planungsrechtlich erforderlich. Daher erfolgt als
nächster Verfahrensschritt im vorliegenden
Bebauu ngsplanverfahren der Satzungsbeschluss.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass im
Geltungsbereich keine Versorgungsanlagen der
Anregungsträgerin sowie der nebenstehend genannten
Versorgungsunternehmen vorhanden sind.

PLEdoc GmbH
Stellungnahme vom 29. November 2018

Mit Bezug auf lhre o.g. Maßnahme teilen wir lhnen
Nachfolgendes mit. Maßgeblich für unsere Auskunft ist
der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben
Übersicht.

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des
Projektbereichs bedarf immer einer erneuten
Abstimmung mit uns.

Von uns verwaltete Versorgungsanlagen der
nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber
sind von der geplanten Maßnahme nicht betroffen:
. Open Grid Europe GmbH, Essen
. Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen
. Ferngas Nordbayern GmbH (FG), Netzbetrieb
Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg. Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH
(MEGAL), Essen. Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft
mbH (METG), Essen. Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft
mbH & Co. KG (NETG), Dortmund
. Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen
. GasLlNE Telekommunikationsnetzgesellschaft
deutscher Gasversorgungsunternehmen mbH & Co.
KG, Straelen (hier So/ofrassen in Zuständigkeit der
PLEdoc GmbH)
. Viatel GmbH, Frankfurt

B8
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Bauleitplanunq der Gemeinde Roßdorf; Aufstellunq des Bebauunqsplanes ,,Hundeübunqsplatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemåß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Keine

Keine

Die von den Dezernaten zu ihren
Aufgabenbereichen vorgetragenen
Anregungen werden im Sinne der jeweils
nebenstehenden städtebaulichen
Stellungnahmen in die Abwägung eingestellt.
Daraus sich ergebende Auswirkungen auf den
Bebauungsplan sind den betroffenen
Dezernaten zugeordnet und werden an
betreffender Stelle zur Behandlung und
Beschlussfassung vorgeschlagen. Dazu wird
festgestellt, dass es sich hierbei um keine
Planänderung im materiell-rechtlichen Sinn
handelt, sondern lediglich um eine
redaktionelle Ergänzung bzw. positive
Konkretisierunq eines bereits bestehenden

Städtebauliche Stellungnahme

Unmittelbar im Plangebiet betroffene
Versorgungsunternehmen wurden am Planverfahren
beteiligt. Eine weitergehende städtebauliche
Stellungnahme sowie ein darauf abgestellter
Beschlussr¡orschlag können entfallen.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass der
notwendige naturschutzrechtliche Ausgleich über ein
Ökokonto von Hessen Forst erbracht wird. Eine
Zuordnung der ggf. für die Maßnahmen notwendigen
Flächen erfolgt beiBedarf vertraglich. Da es sich hierbei
um einen Ausgleich über ein Ökokonto handelt und
dieser bereits erbracht und verbucht wurde, kann eine
Betroffenheit der Anregungsträgerin ausgeschlossen
werden. Daher ergeben sich hieraus keine
Auswirkungen auf den vorliegenden Bebauungsplan.

lnhalt der Stellungnahme

Diese Auskunft bezieht sich ausschließlich auf die
Versorgungsanlagen der hier aufgelisteten
Versorgungsunternehmen. Auskünfte zu Anlagen
sonstiger Netzbetreiber sind bei den jeweiligen
Versorgungsunternehmen bzw. Konzerngesellschaften
oder Regionalcentern gesondert einzuholen.

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum
Ersatz der Eingriffsfolgen entnehmen wir den
Unterlagen, dass die Kompensationsmaßnahmen erst
im weiteren Verfahren festgelegt werden bzw. keine
Erwähnung finden.
Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung
planexterner Ausgleichsflächen eine Betroffenheit von
uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht
auszuschließen ist. Wir bitten um Mitteilung der
planexternen Flächen bzw. um weitere Beteiligung an
diesem Verfahren.

Regierungspräsidium Darmstadt
Stellungnahme vom 1 4.01.2019

Nr
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Bauleitolanuno der Gemeinde Roßdorf: Aufstellunq des Bebauunqsplanes ,,Hundeübunqsolatz lndustriestraße"
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß $ 4 (2) BauGB

ANLAGE I

Beschlussvorschlag

Festsetzungsgehaltes. Von der erneuten
Auslegung i. S. d. $ 4a Abs. 3 BauGB, wonach
der Entwurf erneut auszulegen ist, wenn der
Bauleitplan nach dem Verfahren nach $ 3 Abs.
2 oder $ 4 Abs. 2 geändert oder ergänzt wird,
ist daher abzusehen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

Keine.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Städtebauliche Stellungnahme

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass der vorliegende
Bebauungsplanentwurf als an die Ziele der
Raumordnung und Landesplanung angepasst gilt und
im Einklang mit regionalplanerischen Zielsetzungen
steht. Ausvrirkungen auf den Festsetzungsgehalt der
vorliegenden Bauleitplanung ergeben sich daher nicht.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass durch den
vorliegenden Plangeltungsbereich keine Naturschutz-
oder Landschaftsschutzgebiete betroffen sind. Daher
ergeben sich keine Auswirkungen auf den vorliegenden
Bebauungçlan.

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme der unteren
Naturschutzbehörde vom 09.01.2019 wurde im
Rahmen der vorliegenden Behandlung der
eingegangenen Stellungnahmen aus der förmlichen
Beteiligung gemäß SS 3, 4 Abs. 2 BauGB berücksichtigt
und behandelt. Auswirkungen auf den
Festsetzungsgehalt der vorliegenden Bauleitplanung
ergaben sich hieraus nicht.

Kenntnisnahme. Es wird festgestellt, dass seitens des
nebenstehenden Dezernates keine grundsätzlichen
Bedenken vorgetragen werden. Darüber hinaus wird
der erfo'derliche forstrechtliche Antrag zur
Waldumwandlunq nach S 12 Abs. 2 Hess. Waldgesetz

lnhalt der Stellungnahme

Unter Hinweis auf $ '1 Abs. 4 BauGB teile ich lhnen mit,
dass der o.g. Bebauungsplanentwurf weiterhin an die
Ziele der Raumordnung und Landesplanung
angepasst ist. Die geänderte Planung, die eine
reduzierte Sondergebietsfläche und die Festsetzung
von öffentlicher und privater Grünfläche vorsieht, steht
im Einklang mit regionalplanerischen Zielsetzungen.

Aus der Sicht des Naturschutzes und der
Landschaftspflege teile ich lhnen mit, dass von dem
Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanentwurfes kein
Natur- oder Landschaftsschutzgebiet betroffen ist.

Bezüglich der zu vertretenden naturschutzfachlichen
Belange verweise ich auf die Stellungnahme der
zuständigen unteren Naturschutzbehörde.

Gegen die vorgelegte Planung bestehen aus forstlicher
Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. Durch die
Bauleitplanung,,Hundeübungsplatz lndustriestraße"
werden jedoch 1.665 m2 Waldfläche beansprucht. Für
diese Nutzunqsänderunq ist eine

Nr
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Bauleitolanunq der Gemeinde Roßdorf: 4,ufstellunq des Bebauunosolanes ,.Hundeübunqsplatz lndustriestraße" ANLAGE I
Durchführung der fcirmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß g a (2) BauGB

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Städtebau Eche Stellungnahme

vor Satzungsbeschluss eingereicht. Auswirkungen auf
den Festsetzungsgehalt der vorliegenden
Bauleitplanung ergeben sich hieraus nicht.

Kenntnisnahme. lm Nachfolgenden werden die Belange
der Anregungsträgerin jeweils zu den einzelnen
Dezernaten zugeordnet und im Rahmen der
städtebaulichen Stellungnahme behandelt.

Es wird festgestellt, dass sich keine Hinweise aus der
Altflächendatei ALTIS auf das Vorhandensein von
Altflächen, schädlichen Bodenveränderungen oder
Grundwasserschäden ergeben. Daher bestehen
seitens der Anregungsträgerin nach derzeitigem
Kenntnisstand gegen die vorliegende Bauleitplanung
keine Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass insgesaml die Belange des
Bodenschutzes ausreichend Berücksichtigung finden.
Zudem wird festgestellt, dass seitens der
Anregungslrägerin ein Ausgleich der Einwirkungen auf
die natürlichen Bodenfunktionen aufgrund der geringen
Ausdehnurg der betroffenen Fläche als nicht
erforderlich erachtet wird. Auswirkungen auf den
vorliegenden Bebauungsplan ergeben sich daher nicht.

lnhalt der Stellungnahme

Waldumwandlungsgenehmigung nach S12 HWaldG
einzuholen. Die hierfür zuständige Behörde ist der
Kreisausschuss des Landkreises DarmstadlDieburg.

Aus der Sicht meiner Abteilung Arbeitsschutz und
Umwelt Darmstadt teile ich lhnen folgendes mit:

Nachsorqender Bodenschutz
Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen
Landesamtes für Umwelt und Geologie ergeben sich für
den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das
Vorhandensein von Altflächen (Altstandorte,
Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen
und/oder Grundwasserschäden. Von meiner Seite
bestehen somit nach derzeitigem Kenntnisstand
hinsichtlich der Altlastensituation keine Bedenken gegen
das o. a. Vorhaben.

Vorsorqender Bodenschutz
Der Umweltbericht geht auf die Belange des
vorsorgenden Bodenschutzes ein. Eine Boden-
beschreibung des lst-Zustandes mit bodenfunktionaler
Bewertung wird erfüllt und ergab einen geringen
Bodenfunktionsgrad für den Geltungsbereich.
lnsgesamt werden im Bebauungsplanentwurf sowie in
den Darlegungen im Umweltbericht die Belange des
Bodenschutzes ausreichend berücksichtigt.
Ein Ausgleich der Einwirkungen auf die natürlichen
Bodenfunktionen durch entsprechende
bodenfunktionale Kompensationsmaßnahmen erachte
ich aufgrund der geringen Ausdehnung der betroffenen
Fläche hier nicht für erforderlich.
Weitere Anmerkungen und Hinweise werden nicht

Nr.
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Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß g   (2) BauGB

Aufgestellt:

AN lÂêFl

Roßdorf, den 21.01.2019
Gemeindevorstand der Gemeinde Roßdorf

- Bauamt -

Lorsch, den 21.01.2019
lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
M.Eng. Katharina Mack

Beschlussvorschlag

Auswirkungen auf den Bebauungsplan
Keine.

Keine

Städtebauliche Stellungnahme

Die Stellungnahme vom 30.08.2017 wurde im Rahmen
der Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen
aus der frühzeitigen Beteiligung gemäß SS 3, 4 Abs. I
BaUGB berücksichtigt. Nach erfolgter Auswertung der
damals genannten Quellen kam die
Bergaufsichtsbehörde zu dem Ergebnis, dass keine von
lhr vertretenen Belange betroffen sind und der
vorliegenden Bauleitplanung keine Sachverhalte
entgegenstehen. Daher ergeben sich keine
Auswirkungen auf den vorliegenden Bebauungsplan.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen

tnhalt der Stellungnahme

vorgebracht.

Aus der Sicht meines Dezernates Beroaufsicht verweise
ich auf meine o.g. Stellungnahme vom 30. August 2017.

Die späte Abgabe meiner Stellungnahme bitte ich zu
entschuldigen.

Nr.

Seite 27



rtt

I

N
R AF

GEMEINDE

ROSSDORF

Bebauungsplan

,, Hundeübungsplatz I ndustriestraße"

Umweltbericht

Januar 2019

lrurRAPno
Ingenieur GmbH & Go. KG

mail@infrapro.de
www.infrapro.de



Umweltbericht Gerneinde Roßdorf

Bebauungsplan,,Hundeübungsplatz I ndustriestraße"

Fassung vom'. 21.01.201 9 Seite 2 von 43

lnhaltsverzeichnis:
II. UMWELTBERICHT. .......3
ll.1 Allgemeines................ .........3

11.1.1 lnhalt und wichtigste Ziele des Bebauungsplanes .....................3

11.1.2 Beschreibung der Festsetzungen des Bebauungsplanes (Kurzdarstellung) ..................4

11.1.3 Prüfung anden¡leitiger Planungsmöglichkeiten........ ..................4

1/.1.4 Berücksichtigung der in Fachgesetzen und -plänen festgelegten 2ie1e..........................4

11.1.5 Angewandte Untersuchungsmethoden....... .............6
11.1.6 Techmscñes Verfahren und Hinwe¡se auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung

der ertorderlichen lnformationen......... .....................6

|.2

il.2.1
il.2.2
il.2.3
il.2.4
il.2.5
il.2.6
il.2.7
il.2.8
il.2.9

Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen - Bestandsaufnahme und
Bewertung des Umweltzustandes (Basisszenario) ............

Lage und naturräumliche Einordnung des Bearbeitungsbererches.

Schutzgut Boden und A|tlasten ...............

Schutzgut Kima ........

Sch utzgut Wasser ......

Schutzgüter Flora, Fauna und biologische Vielfalt

Schutzgut Landschaft
Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter.................

Schutzgut Mensch, Gesundheit, Bevölkerung ...............

Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern ..............

ll,3 Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes

11.3.1 Übersicht über die voraussichttiche Entwicklung des lJmweltzustandes
bei Nichtdurchführung der Planung

11.3.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes
bei Durchführung der Planung

1 1. 3. 3 Au sw i rk u n ge n Ba u p h a se, Betri e b s ph ase, Abrssa rbe ite n, Abfäl l e, e i n g e setzte
Techniken und Stoffe

I l. 3. 4 E rn e ue rb a re E n e rg.ie n u n d effi zi e nte En e rg ie n utzu n g

ll.4 Störfallbetrachtung und Kumulation............

I 1.4.1 Sñrtailrisiken......
1/.4.2 Kumulation und Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern

ll.5 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung...........
I l. 5. 1 I nterne Ausgleich smaßnahmen ..............

I l. 5.2 Exte rne Au sg leich sm aßnah m en..............

ll.6 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die
Umwelt beiVollzug des Bebauungsplanes (Monitoring) .

ll.7 Zusammenfassung

..7

..7

..7

,.9

10

10

15

16

16

17

18

18

1B

32

32

33

33

34

36

36

3B

40

41

InfraPro lngenieur Gmbll & Co. KG



Umweltbericht Gemeinde Roßdorf

Bebauungsplan,,Hundeübungsplatz lndusiriestraße"

Fassung vom'.21 .01 .2019 Seite 3 von 43

ll. Umweltbericht
ll.1 Allgemeines

Der Begründung zum Bauleitplan ist nach $ 2a Satz 2Nr.2 BauGB ein Umweltbericht nach

der Anlage 1 zum BauGB beizufügen, der die auf Grund der Umweltprüfung nach $ 2 Abs.4
BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darlegt.

ll.l.l lnhalt und wichtigste Ziele'des Bebauungsplanes

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" sollen die bau-

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Hundeübungsplatzes geschaf-

fen werden. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,,Roßdorf-Ost" wurde der bisherige

Hundeübungsplatz planungsrechtlich überplant.

Es wird ,,sonstiges Sondergebiet" (SO) im Sinne des $ 11 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) mit der Zweckbestimmung ,,Hundeübungsplatz" festgesetzt. Die Zweckbestimmung
wird dahingehend näher konkretisiert, dass innerhalb des sonstigen Sondergebietes bauliche

Anlagen, die der Austibung des Hundesports dienen, sowie die mit dem Hundesport verbun-

denen Nutzungen, zulässig sind. lnsbesondere gehören hiezu bauliche Anlagen, die dem

Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen (Vereinsgebäude) sowie bauliche Anlagen zur

Lagerung von Übungsgeräten und Materialien.

Die Fläche ist bislang frei von jeglicher Bebauung und schließt unmittelbar an gewerbliche

Bauflächen und somit an den sogenannten lnnenbereich an.

Da gemäß $ I Abs. 2 BauGB Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln

sind, der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Roßdorf den Planbereich je-

doch als Fläche für die Landwirtschaft darstellt, wird zur Realisierung des Vorhabens eine

teilbereichsbezogene Anderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes notwendig.

Abbildung 1 Übersichtskarte - Luftbildauszug mit Eintragung der Grenzen für den räumlichen Geltungsbereich

der FNP Anderung (rot) (Luftbild Quelle: Map data @2016 GeoBasis-DE/BKG (@2009), Google),

Google, Abfrage: Mai 2018

(
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Aufgrund der Lage im sog. Außenbereich erfolgt die Aufstellung der Bauleitplanung im zwei-

stufigen Regelverfahren. Gemäß $ 2a BauGB ist im weiteren Verfahren ein Umweltbericht als

Teil der Begründung anzufertigen.

Der Geltungsbereich des Plangebiets umfasst eine unbebaute Grünfläche von ca. 0,7 ha. lm

Süden grenzt an den Plangeltungsbereich das bestehende Gewerbegebiet an. Auf die aus-
führliche Darstellung in der Begründung wird verwiesen.

a1.1.2 Beschreibung der Festsetzungen des Bebauungsplanes

Es wird auf die ausführliche Darstellung in der Begründung verwiesen

I1.1.3 Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten

Die Prüfung von Flächenalternativen innerhalb des Gemeindegebietes Roßdorf erfolgte auf

Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung und hatte zum Ergebnis, dass im Bereich der Orts-
lagen Roßdorf und Gundernhausen keine für die geplante Sondergebietsausweisung geeig-

neten Flächen zur Verfügung stehen.

Die Prüfung von Flächenalternativen innerhalb des gewählten Standorts hatte zum Ergebnis,

dass die kompakte Flächenausweisung im südwestlichen Teilbereich des Plangebiets als

zweckmåßigste und wegen der vertretbaren Eingriffe in die Umweltbelange die günstigste

Standortoption darstellt. Mit einer Anbindung an die lndustriestraße

- kann das geplante Baugrundstück nördlich des großflächigen Einzelhandels festge-
setzt werden.

- erfolgt eine kleinflächige Enveiterung des Siedlungsrands nach Norden.

- kann ein großerAnteil der Gehölzflächen östlich der verlängerten lndustriestraße pla-

nungsrechtlich gesichert werden.
- können die als private Grünflächen festgesetzten Flächen aufgrund ihrer geplanten

Nutzung (Hundeübungsplatz) als begrünte Flächenanteile verbleiben

11.1.4 Berücksichtigung der in Fachgesetzen und -plänen festgelegtenZiele

lm Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ist der Planbereich als

,,Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft" dargestellt. Aufgrund des relativ geringen Flächenum-
griffs und einer lnanspruchnahme von weniger als 5 ha ,,Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft"

steht das geplante Sondergebiet,,Hundeübungsplatz" daher nicht im Widerspruch zu regional-
planerischen Zielsetzungen, so dass die Bauleitplanung gemäß $ 1 Abs. 4 BaUGB als an die

Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst gelten kann.1

ln dem seit September 2006 wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) mit integriertem Land-

schaftsplan der Gemeinde Roßdorf ist das Plangebiet als ,,Landwirtschaftliche Fläche" darge-

stellt. Die Fläche kann somit nur durch ein Bauleitplanverfahren mit paralleler FNP-Anderung

entwickelt werden.

Es sind keine landschaftsplanerischen Entwicklungsziele ftir den Plangeltungsbereich festge-

setzt.

1 Stellungnahmen zur frühzeitigen und förmlichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, Regieru ngspräsidium

Darmstadt, Raumordnung und Landesplanung, 30.08.2017

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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Abbildung 2:

Auszug aus dem
rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan mit
integriertem Land-
schaftsplan der Ge-
meinde Roßdorf, mit

Darstellung des Gel-
tungsbereichs

Abbildung 3:

Auszug aus dem Ent-

wicklungskonzept des
Landschaftsplans der
Gemeinde Roßdorf I mit
Darstellung des Gel-
tungsbereichs
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Die Entwicklungskonzeption des Landschaftsplans der Gemeinde Roßdorf 2 stellt im Plange-

biet entsprechend der Bestandssituation überwiegend Grünlandbrache und Gehölzstrukturen

dar. Für den Biotopverbund relevante Vernetzungsstrukturen wie der alte Bahndamm ('18) und

der Vernetzungskorr¡dor vom Hühnerbusch zum Wald befinden sich außerhalb des Plangel-

tungsbereichs. Darüber hinaus si nd keine Entwicklungsziele formuliert.

Für den Planbereich gibt es bislang keine verbindlichen Bauleitplanungen (Bebauungspläne).

Das Plangebiet liegt außerhalb von Natura 2000 Gebieten. Relevante funktionale Wechselbe-

ziehungen zu Natura 2000 Gebieten sind ebenfalls nicht erkennbar.

2 LANDSCHAFTSBüRO PIRKL-R|EDEL-THEURER (2001): Landschaftsplan Gemeinde Roßdorf. Darmstadt

Wfæ¿
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Rund 500 m östlich des Plangebietes befindet sich eine Teilfläche des Landschaftsschutzge-
biets ,,Auenverbund Untere Gersprenz" an. Sie wird von der Planung nicht in Anspruch ge-

nommen.

Für einen Teilbereich des Plangebiets werden Waldflächen im Sinne des $ 2 Hessisches
Waldgesetz beansprucht. Für den Waldbestand sind vor Satzungsbeschluss die forstrechtli-
chen Belange nach $ 12 Abs. 2 Hess. Waldgesetz im Sinne einerWaldumwandlungsgeneh-
migung zu berücksichtigen.

Das Vorhaben liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes und außerhalb eines festgesetz-
ten Überschwemmungsgebietes im Sinne des $ 46 Abs. I des Hessischen Wassergesetzes
(HWG).

Sonstige Schutzgebiete sind nach Kenntnisstand der Gemeinde ebenfalls nicht betroffen.

11.1.5 Angewandte Untersuchungsmethoden
. Auswertung vorhandener Unterlagen

. Bestandserhebung der Biotop- und Nutzungstypen vor Ort

. Verbal-argumentative Eingriffs- und Ausgleichsbewertung für die verschiedenen Land-

schaftspotenziale

. sowie rechnerische Bilanzierung analog zur hessischen Kompensationsverordnung

11.1.6 Technisches Verfahren und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammen-
stellung der erforderlichen Informationen

Bei der Zusammenstellung der lnformationen wurde bzw. wird auf folgende Unterlagen und

Materialien zu rückgegriffen :

- Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010

- Flächennutzungsplan der Gemeinde Roßdorf mit integriertem Landschaftsplan

- LANDSCHAFTSBÜRO PIRKL-RIEDEL-THEURER (2001): Landschaftsplan Gemeinde
Roßdorf. Darmstadt

- lnternetseite des Kreis DarmstadtDieburg
- Luftbilder (google maps)
- Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
- Ermittlung naturschutfachlicher Grundlagendaten auf Basis von lnternetabruf verlinkter

Themenseiten über http://www.qeoportal.hessen.de/portal/themen/umwelt.html, Bodenvie-
wer, Landesgrundwasserdienst (LGD), GruSchu-Viewer, WRRL-Viewer, NATUREG Vie-
wer, Abruf 11.05.2018

- Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum Vorkommen von Brutvogelarten
und Arten des Anhangs lV der FFH-Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße"
(Roßdorf), Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg, 10. Oktober 2018

Es ergaben sich keine besonderen Anforderungen an die zu prüfenden Umweltbelange und

ihre lntensität. Neben dem Bericht zum Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ist die Notwendig-
keit weiterer besonderer Fachuntersuchungen bzw. -gutachten nach derzeitigem Stand nicht

erkennbar. Die Datenlage war ausreichend. Es sind bei der Zusammenstellung der erforderli-
chen lnformationen keine Schwierigkeiten aufgetreten.

lnfraPro ingenieur GmbH & Co. KG
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ll.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen - Bestandsaufnahme und
Bewertung des Umweltzustandes (Basisszenar¡o)

11.2.1 Lage und naturräumliche Einordnung des Bearbeitungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich in im südlichen Teildes Rhein-Main-Tieflandes in der naturräum-
lichen Einheit ,,Reinheimer Hügelland" (231), das vom Nordrand des Odenwaldes zur Un-

termainebene überleitet. Es handelt sich um eine nahezu waldfreie Lößhügellandschaft, die

aufgrund der fruchtbaren Böden voruviegend durch Ackerbau in großen Nutzungseinheiten ge-

prägt ist 3.

L.2.2 Schutzgut Boden und Altlasten

Der natürlich gewachsene Boden erfüllt nach S 2 (2) BBodSchG eine Vielzahlvon Funktionen
im Naturhaushalt. Da der Boden ein endliches Gut darstellt und seine Funktionen nicht ersetz-
bar sind, kommt ihm grundsätzlich eine hohe Bedeutung im Naturhaushaltzu.

lnnerhalb des Geltungsbereichs bilden flugsandreiche Solifluktionsdecken das Ausgangssub-
strat für die Bodenbildung, die im Zuge der Bodenbildung zu Braunerden mit Bänder-Para-
braunerden und örtlich Podsol-Braunerden verwittern.

Die flugsanddominierten Böden im Untersuchungsraum besitzen aufgrund des geringeren

Sorptions- und Wasserspeichervermögens sowie der schlechten Basenversorgung und gerin-
gen nutzbaren Feldkapazität ein geringes Ertragspotenziala.

Die Bewertung von Bodenfunktionen nach Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) ist von

besonderer Relevanz in verschiedenen Planungsverfahren. Die Beurteilung der Bodenfunk-
tion als Gesamtbewertung für die Raum- und Bauleitplanung (Abb.4) beruht auf der Aggregie-
rung der Kriterien ,,standorttypisierung für die Biotopentwicklung", "Ertragspotenzial",
"Wâsserhaushalt" sowle "Nltratrückhalt" und ordnet den daraus resultierenden Stufen die Klas-
sen des Gesamt-Bodenfunktionserfüllungsgrades von 1 -5 zu.

Für das Plangebiet selbst sind nicht flächendeckend Bodendaten abrufbar, um die Datenlü-
cke zu schließen erfolgt eine Übertragung der lnformationen der Nachbarflächen, unter Be-

rücksichtigung der Bodenflächendaten 1: 50 000 für Hessen (BFD50):

Standorttypisierung 3 mittel

Ertragspotenzial 3 mittel

Feldkapazität 2 gering

Nitratrückhaltevermögen 2 gering

Zusammenfassend wird die Bewertung des Planungsraums im Hinblick auf seine Boden-
funktionen als gering eingestuft.

3 Klausing, O. (1988): Die Naturräume Hessens, Hrsg. Hessische Landesanstalt für Umwelt, Wiesbaden

a Bodenviewer Hessen - Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie, link: http://bodenvie-
wer.hessen.de

InfraPro Inç¡enieur Grnbl-.1 & Co. KG
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Abbildung 4: Bodenviewer Hessen - Beurteilung der Bodenfunktion als Gesamtbewertung für die Raum- und Bau-

leitplanung

Vorbelastungen für das Schutzgut Boden ergeben sich durch die ehemals intensive landwirt-

schaftliche Nutzung, aus der sich folgende Beeinträchtigungen ergeben können:

. Gefügezerstörung und Bodenverdichtung durch Bearbeitung mit schweren Maschinen

. Ökologische Verarmung der Bodenfauna und Flora

. Potenzieller Eintrag von Agrochemikalien in das System BodenMasser

Aus der Altflächendatei ALTIS des Hess. Landesamtes für Umwelt und Geologie ergaben sich

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Fachbehörden keine Hinweise auf das Vorhan-

densein von Altflächen, schädlichen Bodenveränderungen.

Altlasten

Der Gemeinde sind bislang keine Hinweise auf mögliche Altflächen, Boden- oder Grundwas-

serverunreinigungen im Plangebiet bekannt. Aufgrund der bisherigen Grünlandnutzung sind

entsprechende Verunreinigungen auch nicht zu erwarten. Aus der Altflächendatei ALTIS des

Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie ergeben sich für den Plangeltungsbereich
keine Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schäd-
liche Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschäden. Von Seiten der für den Belang

Gewässer und Bodenschutz zuständigen Behörde bestehen somit nach dezeitigem Kennt-

nisstand keine Bedenken gegen das o. a. Vorhaben.

InfraPro lngenieur GmbFì & Co. KG
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11.2.3 Schutzgut Klima

Regionalklimatisch ist das Untersuchungsgebiet dem Klimabezirk,,Westlicher Odenwald" zu-
gehörig. Kennzeichnend ist ein schwach subkontinental geprägtes gemäßigtes Klima bei mil-

den Wintern mit selten auftretenden längeren Frostperioden und geschlossener Schneedecke
und mäßig warmen Sommern. Die Hauptwindrichtung ist West bzw. Südwest.

Die lokalklimatische Situation wird durch Relief, Vegetationsbedeckung und Bodennutzung
bestimmt. lnsbesondere bei windschwachen, austauscharmen Wetterlagen entstehen durch

Aufheizung und Abkühlung von Oberflächen unterschiedlicher Eigenschaften kleinräumige
Luftdruckunterschiede, die in Abhängigkeit des Reliefs zu lokalen Luftmassentransporten und

Ausgleichsströmungen führen.

Die dicht bebauten Siedlungsflächen und Verkehrsflächen stellen dabei aufgrund des hohen

Versiegelungsgrades Flächen der Wärmespeicherung bzw. verstärkte Aufheizung dar. Die

Wald- und Offenlandflächen nördlich des Geltungsbereichs sind durch ihre hohe nächtliche

Ausstrahlung potenzielle Produktionsflächen für Kaltluft, die in Gefällerichtung abfließt. Der

Geltungsbereich ist somit auch Teil eines Kaltluftentstehungsgebiets, wobei der Kaltluftabfluss
und die Eindringtiefe in die Siedlungsfläche durch die schwache Reliefenergie insgesamt als

gering einzustufen ist.

lm Rahmen des Forschungsprojekts ,,Netzwerk zur Klimaadaption in der Region Starkenburg

- KLARA-NeI" und der darauf basierenden Konkretisierung für den Landkreis Darmstadt-Die-

burg ,,KlaDaDi" wurden die Auswirkungen des prognostizierten Klimawandels in der Region

ermittelt und Handlungskonzepte für die Städte und Gemeinden entwickelt.
(
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Aufgrund des globalen Klimawandels wird zukünftig eine Zunahme von extremen Wetterereig-
nissen prognostiziert, die sich im Planungsraum voraussichtlich durch ausgeprägte Hitze-/Tro-

ckenperioden und eine Zunahme von Stürmen und lokaler Starkregenereignisse zeigt.
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Hierdurch entstehen zunehmend Probleme durch Trockenstress bei Bäumen und landwirt-

schaftlichen Kulturen, Windwurf im Bereich derWaldflächen nördlich und westlich von Roßdorf

und bei Straßenbäumen, Überschwemmungen (insb. am Erbsenbach zv,t. Roßdorf und Gun-

dershausen) sowie Oberbodenabtrag durch Erosion.

a1.2.4 Schutzgut Wasser

Es befinden sich keine Oberflächengewässer im Untersuchungsgebiet. Das Plangebiet gehört

zum Einzugsgebiet des Rheins, befindet sich jedoch in unmittelbarer Nähe zur Wasserscheide

und somit zur Grenze des Einzugsgebietes des Mains.

Das Plangebiet ist Teil der hydrogeologischen Einheit des Kristallin und Rotliegenden des

Odenwaldes (Kluftwasserleiter), welches den Grundgebirgssockel bildet. Unter Abgleich mit

der nächstgelegenen Grundwassermessstelle Nr. 527 068 Darmstadt 5, die bei einer Gelän-

dehöhe von 196,80 einen Grundwasserstand von max. 1 ,0 m unter aufweist, ist innerhalb des

Plangebiets mit Geländehöhen zwischen 208 m und 215 m ü.NN nicht mit einem hohen Grund-

wasserstand zu rechnen. Für den rund 1,5 km südöstlich Bebauungsplan ,,Roßdorf Ost" 6

wurde trotz geringerer Geländehöhen im Rahmen der Bodenuntersuchungen zur Baugrund-

untersuchung kein oberflächennahes Grundwasser angetroffen.

Die Sedimentgesteine des Untersuchungsgebietes verfügen gemäß hydrogeologischer Über-

sichtskarte 5 über eine mittlere bis mäßige Durchlässigkeitsklassen von >10-5 bis 10-3. Die

großmaßstäblichen Bodenkarte (BFD5L, Bodenviewer Hessen)stellt im Bereich des Plange-

biets Böden mit einer geringen Feldkapazität dar. Bei den flugsanddominierten Böden im Un-

tersuchungsraum handelt es sich um Böden mit einer hohen Wasserdurchlässigkeit, so dass

die Versickerungsfähigkeit (Kf-Wert)gem. DIN 18130-1 als,,durchlässig" anzunehmen ist.

Auls der Altflächendatei ALTIS des Hess. Landesamtes frir Umwelt und Geologie ergaben sich

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Fachbehörden keine Hinweise auf das Vorhan-

densein von von Altflächen, schädlichen Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschä-

den.

II.2.5 Schutzgüter Flora, Fauna und biologische Vielfalt

Die potentiell natürliche Vegetation im Gemarkungsgebiet Roßdorf, die sich ohne Eingriff des

Menschen bis zu ihrem Endzustand (Klimaxstadium) entwickeln würde, wäre in der Regel

Wald in unterschiedlichen Gesellschaftsformen. Der Vordere Odenwald ist ein ganz charakte-

ristisches Buchenwaldgebiet, in dem Buchen- und Edellaubmischwälder und deren Ersatzfor-

mationen dominieren. ln den Bereichen des Planungsgebietes würde sich ein Hainsimsen-

Buchenwald-Wald einstellen.T

Biotoptypen
Die Bestandssituation im Geltungsbereich ist, wie aus der anliegenden Bestandskarte ersicht-

lich wird, durch eine Wiesenbrache, intensiv genutzte Frischwiese und Gehölzbestände ge-

kennzeichnet.

5 Fachinformationssystem Grundwasser- und Trinkwasserschutz Hessen (GruSchu), (HLNUG)
6 lnfrapro (2017): Umweltbericht zum Bebauungsplanverfahren ,,Roßdorf-Ost", Lorsch
7 Standortkarte der Vegetation in Hessen, O.Klausing, A. Weiss, 1986 Wiesbaden

ìnfraPro Ingenieur GmbH & Co. KG
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Abbildung 6: Wiesenbrache mit Gehölzbeständen intensiv genutzter Frischwiese

und anschließender Gewerbebebauung

DieWiese im Kernbereich des Plangebieteswurde übereinen längeren Zeitraum nichtgemäht
und befindet sich im Zustand der Sukzession m¡t standortgerechter Ruderalvegetation. Aber
auch Neophyten mit invasiven Arten wie der Kanadische Goldrute (Solidago canadenis) bil-

den auf gesamten Wiesenbrache große Dominanzbestände und verdrängen die einheimische
Flora. lnnerhalb der Gehölzsukzession hat sich vielfach die Armenische Brombeere (Rubus
armeniacus) ausgebreitet. lnsgesamt dominieren Nutzungstypen von mittlerem Biotopwert.

Das Planungsgebiet ist gemäß seiner Parzellenstruktur in Bereiche unterschiedlicher Nutzun-
gen gegliedert 8. Es finden sich folgende Nutzungs- und Biotoptypen e (Bestandsplan in An-
lage):

Typ - Nr. Standard-Nutzungstyp Fotodokumentation

09.130 Wiesenbrache

01.152 Gehölzsukzession im und am
Wald

02.100 Gebüsche, Säume, verbuschte
Gehölzsukzession

8 Bestandsaufnahme vom I 1.05.2018 mit Fotodokumentation, Christina Nolden, lnfrapro, 12.05.2Q18
s HMULV, Kompensationsverordnung-KV, 01. September 2005, Wiesbaden

InfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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06.320 lntensivgenutzteFrischwiese

10.610 bewachsene Feldwege

10.530 Schotter-, Kies- u. Sandwege,
wassergebundene Decke paral-
lel zur verlängerten lndustrie-
straße, Stellplatzflächen
südöstlich des asphaltierten
Wirtschaftswegs.

Während die nördlich des Plangebiets folgenden Waldbestände dem Biotoptyp des 01.122
Eichenmischwald mit einem etablierten, älteren Eichenbestand zugeordnet werden können,

stellt der als Wald gekennzeichnete Bereich innerhalb des Plangebiets überwiegend Sukzes-
sionsstadien von Wald dar mit einer Durchmischung verschiedener Laubbaumarten.

Angrenzende Flächen:

Blick in die lndustriestraße in Richtung Sü-
den mit an das Plangebiet anschließen-
dem asphaltierten Wirtschaft sweg

Gewerblich genutzte Flächen des südlich
an den Plangeltungsbereich angrenzenden
Bauungsplans,,Gewerbegebiet West ll".

Die gewerblich genutzten Flächen des Ge-
werbegebiet sind großflächig versiegelt mit
einem geringen Anteil ziergartenartiger
Flächen.

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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Freizeitanlage westlich des Plangebiets
mit Baumreihe nordwestlich des Wirt-
schaftsweg, hier: von¡riegend Eichenbe-
stand

Nach Nordosten folgt die freie Feldflur mit
stru ktu rfreien la n dwi rtsch aftl i ch gen utzten
Flächen.

Waldbestand nordwestlich des Plange-
biets
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Fauna

Für den B-Plan ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" wurde eine artenschutzrechtliche Be-

trachtunglo bezüglich der Erfordernisse des $ 44 BNatSchG durchgeführt. Es wurde geprüft,

ob die nach S 44 (1\ BNatSchG genannten ,,Verbotstatbestände" ausgeschlossen werden kön-

nen, oder ob entsprechende Maßnahmen umzusetzen sind, um dies zu gewährleisten. Die

Betrachtung erfolgte auf Basis einer faunistischen Potenzialabschätzung, die im Rahmen einer

Begehung am 30.9.2018 vor Ort durchgeführt wurde. Hierbei wurde aufgrund der vorhandenen
Lebensräume abgeschätzt, welche der artenschutzrechtlich relevanten Arten (europäische

Vogelarten, Arten des Anhanges lV der FFH-Richtlinie) im Bereich des Plangebietes inkl. sei-

nes relevanten Umfeldes regelmäßig auftreten können und daher in das ebenfalls durchge-
führte artenschutzrechtliche Screening einzustellen sind. Dabei wurde der worst-case-Ansatz

zu Grunde gelegt. Die Ergebnisse sind ausführlich dargestellt in der Anlage ,,Faunistisches
und artenschutzrechtliches Screening zum Vorkommen von Brutvogelarten und Arten des An-

hangs lV der FFH-Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf), Dr. Josef
Kreuziger, Zwingenberg, Stand '10. Oktober 2018.

Der Untersuchungsraum der Kartierung umfasste als Kernzone den Geltungsbereich des Be-

bauungsplanes. ln die Erfassung wurden allerdings auch die unmittelbaren bzw. direkt funkti-

onal eingebundenen Umgebungsflächen miteinbezogen.

Der Fachgutachter Dr. Josef Kreuziger kommt im Rahmen seines faunistischen Screenings zu

folgender Ei nschätzung :

Vöqel

Aufgrund der vorhandenen Lebensraumstruktur ist davon auszugehen, dass im Plangebiet 19

Brutvogelarten und im angrenzenden erweiterten Untersuchungsraum weitere 24 Brutvogel-

arten vorkommen können. Bedeutsame Gastvogelarten (Durchzügler, Wintergäste)sind nicht

zu en¡varten.

Bei den insgesamt 43 Arten handelt es sich zumeist um häufige und ungefährdete Brutvogel-

arten der Wälder und Gehölze sowie deren Ränder. Nur eine Art (Grauspecht) wird auf der
Roten Liste als ,,stark gefährdet" geführt, sechs weitere Arten auf der Vorwarnliste, die aber
nicht zur eigentlichen Roten Liste zählt. lnnerhalb des Plangebietes sind davon nur drei Arten

der Vorwarnliste ggf. zu erwarten (Girlitz, Klappergrasmücke, Stieglitz). Bezüglich des arten-

schutzrechtlich relevanten Erhaltungszustandes (EHZ)zeigen 32 Arten einen günstigen EHZ,

zehn Arten einen ungünstigen EHZ und eine Art einen schlechten EHZ.

Gemäß hessischem Artenschutzleitfaden sind hiervon alle Arten mit ungünstigem bzw.

schlechtem EHZ vertiefend zu betrachten. So verbleiben die elf Arten mit ungünstigem bzw.

schlechten EHZ,fùr die noch zu pnifen ist, ob es zu erheblichen Störungen im Sinne des $ 44

(1) Nr.2 BNatSchG oderzu einerZerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne

des $ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG kommen kann. Für diese Arten können erhebliche Störungen

ausgeschlossen werden, da es sich allesamt um nicht besonders störungsempfindliche Arten

mit geringer bis sehr geringer Fluchtdistanz handelt. Dies gilt insbesondere daher, weil das

Plangebiet bereits jetzt durch den direkt angrenzenden Siedlungsraum wie auch der Grillplatz

10 Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum Vorkommen von Brutvogelarten und Arten des An-

hangs tV der FFH-Richtlinie zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdofl, Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg,

10. Oktober 2018
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und Freize¡tnutzung sehr stark anthropogen beeinflusst wird, so dass auch zum gegenwärtigen

Zeitpunkt nur störungsunanfällige Arten vorkommen.

Das artenschutzrechtliche Screening hat zum Ergebnis, dass folgende Arten vertiefend zu

betrachten sind: Girlitz, Klappergrasmücke, Stieglitz.

Vorkommen von Arten des Anhanoes lV der FFH-Richtlinie

Die Begehungen im Rahmen der artenschutzfachlichen Potenzialabschätzung zeigten, dass

aufgrund der vorhandenen Lebensraumstruktur folgende Arten ggf. vorkommen bzw. das

Plangebiet nutzen können:

- Fledermäuse (PG nur als Jagdhabitat geeignet; Quartiere nur im UR möglich)
- Haselmaus (möglich, aber unwahrscheinlich)
- Zauneidechse (möglich, aberunwahrscheinlich)

Der Fachgutachter Herr Dr. Josef Kreuziger kommt im Rahmen seiner Prüfung zu der Ein-

schätzung, das für alle weiteren Arten des Anhanges lV Vorkommen mit Sicherheit ausge-

schlossen werden können, da keine Vorkommen und/oder keine geeigneten Habitate

vorhanden sind.

Biologische Vielfalt
Für alle intensiv bewirtschafteten landwirtschaftlichen Nutzflächen ergibt sich grundsätzlich

eine eingeschränkte Biodiversität. Der nördliche Teil des Geltungsbereichs und seine angren-
zenden Bereiche sind gekennzeichnet durch eine geringe Vielfalt der Biotoptypen aufgrund

der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und dem geringen Anteil extensiver Strukturen mit

Vernetzungsfunktion. Der Kernbereich des Plangebiets ist jedoch gekennzeichnet durch rude-

ralisierte Wiesenflächen mit Gehölzsukzession, die sich nach Aufgabe der intensiven landwirt-

schaftllchen Nutzung entwickelt haben und êlne höhere Blodlversität aufweisen. Aufgrund
großer Neophytenbestände ist die Wertigkeit der Biotoptypen jedoch als beeinträchtigt zu be-

urteilen.

Bedeutsame Biotopwechselbeziehungen zu strukturreicheren Flächen sind nicht erkennbar,

zumal die die Siedlungsrandlage zum südlich anschließenden Gewerbegebiet eine Barriere

im Biotopverbund darstellen.

11.2.6 Schutzgut Landschaft

Der Landschaftscharakter ist geprägt durch eine offene Agrarlandschaft mit Ackerbau und

Grünland in großflächigen Nutzungseinheiten, die nach Norden von Waldbestand arrondiert

wird und nach Süden zur Ortslage überleitet. Der Landschaftsraum ist traditionell intensiv be-

wirtschaftet und bietet aufgrund seiner Ausstattung nur geringen Erlebnis- und Erholungswert.

Aufgrund der siedlungsnahen Lage und dem bestehenden Feldwegenetz ist die Umgebung

des Plangebiets Teil des ortsnahen Erholungsraums für die Anwohner.

lnfraPro lngenieur GmbH & Co. KG
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11.2.7 Schutzgut Kultur und sonst¡ge Sachgüter

Als Sachgüter sind die ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen im Geltungsbereich als
potentielle Produktionsstätten zu nennen. Der landwirtschaftliche Fachplan Südhessen stellt
in der Karte der Feldflurfunktionenll im Umfeld von Roßdorf überwiegend Flächen mit der Ka-

tegorie 1a und 1b dar. Aufgrund deredaphischen und sonstigen Produktionsfaktoren kommt

den Ackerflächen in diesem Gebiet demnach eine hohe Bedeutung zu.

Die landwirtschaftlich genutzten Flächen im Plangebiet und dessen Umfeld werden überwie-
gend als Grünlandflächen bewirtschaftet. Da für den Kernbereich des Plangebietes die inten-

sive Nutzung aufgegeben wurde und der Aufwuchs von Gehölzen in Teilbereichen als Wald

im Sinne des Hess. Waldgesetzes einzustufen ist, wird im vorliegenden Fall keine existenziell
nachteilige Auswirkungen der Planung auf einzelne Landwirte en¡¡artet.

lm Plangebiet sind kulturhistorisch bedeutsame Fundstätten nicht auszuschließen. lm Rah-

men der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange wurde durch

Hessen Archäologie auf das Vorhandensein archäologische Fundstellen hingewiesen. lm un-

mittelbaren Umfeld des Plangebiets befinden sich verschiedene Bodendenkmäler (Roßdorf 11

und 46: vorgeschichtliche Siedlungen; Roßdorf 63: römische Siedlung), die möglicherweise in

das Planungsgebiet hineinreichen.l2

11.2.8 Schutzgut Mensch, Gesundheit, Bevölkerung

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch ergeben sich vielfältige Überschneidungen mit

anderen Schutzgütern, insbesondere mit den Schutzgütern Landschaftsbild, Grundwasser,
Boden sowie Klima/Luft. Zu den möglichen Beeinträchtigungen für den Menschen zählen Aus-

wirkungen durch Lärm-, Geruchs-, Schadstoff- und Lichtimmissionen sowie durch Altlasten.

lm Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind insbesondere Lärmimmissionen auf umlie-
gende, schutzbedürftige Nutzungen zu berücksichtigen.

lmmissionen / Emissionen

Bei der angrenzenden Bebauung südlich des Geltungsbereichs handelt es sich um gewerbli-

che Bauflächen sowie einer Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Einzelhandel, durch

die sich Lärm-, Licht- und Geruchsemissionen ergeben, die auf das Plangebiet einwirken.

Emissionen aus den Bereichen der Lufthygiene (Geruch, Staub) sind durch den Wertstoffhof
zu erwarten. lnsgesamt ergeben sich erhebliche Vorbelastungen, insbesondere durch das
Verkehrsaufkommen der lndustriestraße mit Wertstoffhof (lndustriestraße 28) und dem groß-

flächigen Einzelhandel (lndustriestraße 25) sowie dem Zufahrtsverkehr in der Arheilger

Straße.

Wesentliche lmmissionen oder Emissionen aus den Bereichen Licht, Strahlung, Elektrosmog
und Klima sind hier jedoch nichtfestzustellen.

11 Grontmij GmbH (2011): Fortschreibung des landwirtschaftlichen Fachplans Südhessen. Karte: Gesamtbewer-
tung der Feldfunktionen im Maßstab 1:440.000. Koblenz
12 Stellungnahmen zur frühzeitigen und förmlichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, hessenArchäologie,
Stellungnahme vom 10. August 2017
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Die Staubentwicklung auf den nördlich benachbarten Landwirtschaftsflächen betrifft im We-

sentlichen die Erntezeit und ist somit zeitlich sehr begrenzt. Zudem leitet die Hauptwindrich-

tung (Südwesten) mögliche Emissionen vom Plangebiet hinweg.

Erholunq

Grundlegende Anforderungen an den Erholungsraum sind Bewegungsfreiheit, Ruhe und fri-

sche Luft. Diese Voraussetzungen werden hier im Besonderen durch das benachbarte Ge-

werbegebiet als Emittent von Lärm, Licht und Geruch beeinträchtigt. Die Erholungsfunktion

des Plangebiets resultiert aus seiner Erschließung tiber das Feldwegenetz. ln Anbindung an

die verlängerte lndustriestraße werden die Wirtschaftswege zur Naherholung genutzt.

Belanoe des Kampfmittelräumdienstes

Der Kampfmittelräumdienst wird im Rahmen von Bauleitplanverfahren nur dann beteiligt, wenn

im Bauleitplanverfahren von gemeindlicher Seite konkrete Hinweise auf das mögliche Vorkom-

men von Kampfmitteln erfolgt sind. ln dem Bauleitplanverfahren haben sich im Rahmen der

frühzeitigen Beteiligung der Fachbehörden keine Hinweise dieser Art ergeben.

11.2.9 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern

Auf die Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern wurde in den jeweiligen Kapiteln einge-

gangen. So nehmen die Bodeneigenschaften und geologischen Gegebenheiten Einfluss auf

das Verhalten des Bodenwassers, des Grundwassers, der natürlichen Vegetationsstrukturen

sowie der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung und Anbaumöglichkeiten. Die Nutzungs- /
Vegetationsstrukturen nehmen durch ihre Oberflächeneigenschaften und Verdunstungsleis-

tung Einfluss auf die lokalklimatische Situation. Sie prägen den Charakter der Landschaft und

deren Funktion als Erholungsraum sowie die Bedeutung als Lebensraum für Tiere und Pflan-

zen.
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ll.3 Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes

11.3.1 Übersicht über die vorauss¡chtliche Entwicklung des Umweltzustandes
bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Ausbleiben des geplanten Vorhabens wäre die Fortführung der landwirtschaftlichen Nut-

zung in der bisherigen Form sowie die fortschreitende Sukzession im Bereich der Brachflächen
anzunehmen. Eine wesentliche künftige Aufiruertung des Plangebiets aus naturschutzfachli-
cher Sicht ist nicht abzusehen.

Für die Anlage eines Hundeübungsplatzes würde dies bedeuten, dass ein neuer Standort au-

ßerhalb der Ortslage zu diesem Zweck entwickelt werden müsste, da sich am derzeitigen
Standort ein Nutzungskonflikt zu dem Gebietstyp allgemeines Wohngebiet darstellt.

I1.3.2 Prognose tiber die Entwicklung des Umweltzustandes
bei Durchführung der Planung

a/,.3.2.1 Schutzgut Boden und Altlasten

Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- Verlust der Bodenfunktionen durch Flächenversiegelung im Bereich der überbaubaren
Flächen (Gebäude, Erschließungsflächen, Parkplatzflächen)

- Störungen des Bodens durch Verdichtung, Abtrag und Umlagerung im Rahmen des

Baustellenbetriebs im gesamten Baustellenbereich

Erläuterung

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden, $ 1a Abs. 2 Bauge-
setzbuch (Bodenschutzklausel). Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen
seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte so weit wie möglich vermieden werden, $ I Satz 3 Bundes-Bodenschutzgesetz.

Nach $ 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen
sowie bei wesentlichen anderen Verånderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutz-
barem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Eine Überbauung von Boden ist somit immer als erheblicher Eingriff zu bewerten, da Grund
und Boden nicht vermehrbar ist und somit auch kein Ausgleich oder Ersatz möglich ist. Vor-
rangiges Ziel ist die Begrenzung des Flächenverbrauchs und der Schutz von Böden mit hohem

und sehr hohem Erfüllungsgrad der Bodenfunktionen.

Mit der Umsetzung des geplanten Vorhabens werden Böden mit geringem Erfüllungsgrad der
Bodenfu n ktionen versiegelt.

Anhand der Verteilung der Bau-, Verkehrs- und Grünflächen ergibt sich auf der rd. 0,7 ha

großen Fläche des Plangeltungsbereichs - neben rd. 0,1 ha Waldbestand - eine Flächenver-
siegelung von rd. 0,1 ha durch Dachflächen und Nebenanlagen.

lm Bereich der als privaten Grünflächen mit Zweckbindung Hundeübungsplatz festgesetzten
Freiflächen ergeben sich für rd. 0,5 ha keine maßgeblichen Beeinträchtigungen des Schutz-
gutes Boden. Aufgrund der Nutzung als Hundeübungsplatz ist hier jedoch teilweise eine Ver-
dichtung der oberen Bodenschicht zu erwarten.

lnsgesamt resultieren aus dem Vorhaben Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktio-
nen durch Reduzierung der Versickerungsleistung, Störung der bodenbiologischen Prozesse,
Verlust von Boden als Lebensraum von Pflanzen und Tieren und Produktionsstandort.
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Durch die Festsetzung von Grundstücksfreiflächen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
von rund 85 % gegenüber eines versiegelbaren Teilbereichs von rund 15 % des Plangebiets
kann die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen im Geltungsbereich minimiert werden.

Zur Gewährleistung des Bodenschutzes (S 202 BauGB) sind Maßnahmen zur Erhaltung und

zum Schutz des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernichtung oder Vergeudung
vozusehen. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes wird hinge-
wiesen. Die einschlägigen Richtlinien, Verordnungen und Regelwerke sind zu beachten.

Die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes werden im Zuge der verbindlichen Bauleitpla-
nung durch konkrete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich berücksich-
tigt.

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe

Zur Gewährleistung des Bodenschutzes (S 202 BauGB) sind Maßnahmen zur Erhaltung und

zum Schutz des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernichtung oder Vergeudung
vozusehen. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes wird hinge-
wiesen. Die einschlägigen Richtlinien, Verordnungen und Regelwerke sind zu beachten:

- Schonender lJmqanq mit dem Schutzqut Boden und Förderunq seiner Durchlüftunq durch
ständiqe Veqetationsdecken: Entwicklung begrünter Flächen auf den nicht überbauten
Grundstücksflächen für eine Regeneration des Boden und seiner Funktionen im Naturhaus-
halt - soweit sie nicht durch zulässige Zugänge und Zufahrten oder durch zulässige Neben-
anlagen in Anspruch genommen werden.

- Humoser Oberboden ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtunq oder Ver-

oeudunq zu schützen: Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau von Oberboden
nach DIN 18915, DIN 19731. Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorg-

fältiger Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Der anfallende Erdaus-
hub ist möglichst weitgehend auf den Baugrundstücken wieder zu verwenden. lm Sinne
einer behutsamen Umweltvorsorge ist die Vermeidung bzw. Venvertung von Erdaushub auf
den Baugrundstücken einer Deponierung vorzuziehen.

- Bei Geländeaufschüttunqen innerhalb des Plangebietes darf der Oberboden des ursprüng-
lichen Geländes nicht überschüttet werden, sondern er ist zuvor abzuschieben. Soweit im

Rahmen der Ausführung von Baumaßnahmen das Gelände aufgefüllt oder Boden ausge-
tauscht wird, ist das bodenschutzrechtliche Verschlechterungsverbot zu beachten. Der Bo-
denschutzbehörde ist mitzuteilen, wenn Materialien von über 600 m3 auf oder in den Boden
eingebracht werden. Bei der Verwendung und Einbringen von Materialien, insbesondere
von Fremdmaterialien ist das Auf- und Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare Boden-
schicht oder Herstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht und die Verwertung außer-
halb der durchwurzelbaren Bodenschicht zu unterscheiden. Dabei sind das Gesetz zum
Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-

Bodenschutzgesetz - BBodSchG) in Verbindung mit der Vollzugshilfe zum Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) sowie die LAGA-Mitteilung 20 zu beachten.
Es liegt in der Verantwortung des Bauherren bzw. der durch ihn beauftragten Sachverstän-
digen die geltenden Gesetze, Regelwerke und Richtlinien einzuhalten

- Minimierunq des Versieqelunqsqrads und Erhöhunq der Wasserdurchlässiqkeit: Versiege-
lungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Befestigte ebenerdige
Stellplätze sind mit wasser- und gasdurchlässiger teilbegrünter Oberfläche (Rasengitter,
Breitfugenpflaster oder Schotterrasen) auszubilden sofern nicht wasserrechtliche Belange
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entgegenstehen. Minimierung der überbauten Flächen durch der geplanten Nutzung ange-
passte, flächensparende Bauweise, auch eine Minimierung der Baustellenfläche soll ange-

strebt werden.

- Vermeidunq von Verdichtunoen auf Freiflächen: Vermeidung schädlicher Bodenverdichtun-
gen, indem bauliche Tätigkeiten, die zu Verdichtungen führen können, übenviegend in Tro-

ckenphasen erfolgen und nicht während oder kurz nach Starkregenereignissen. Ven¡ren-

dung von Baggermatten für stark befahrene Bereiche, fachgerechte Wiederherstellung der
Bodenfu n ktionen d urch Reku ltivierung verd ichteter Bereiche.

- Orqanoleptische Auffälliqkeiten, schädliche Bodenverunreiniounqen: Bei allen Baumaß-
nahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist vorsorglich auf organoleptische Auf-

fälligkeiten (2.8. außergewöhnliche Verfärbungen, Geruch)zu achten. Ergeben sich bei den

Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begrün-

den, sind diese umgehend der zuständigen Behörde mitzuteilen. lm Sinne des $ 2 Abs. 3

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen,

die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den

einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Bei Baugenehmigungsverfahren, die Alt-

flächen, schädliche Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschäden betreffen, ist das

Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat
lY lDa 41.5 (zuständige Bodenschutzbehörde), zu beteiligen.

Der Eingriff in die Funktionen des Bodens wird innerhalb des Plangeltungsbereichs durch die
aufgeführten Maßnahmen minimiert. Eine Kompensation des Schutzgutes Boden erfolgt nach

den Vorgaben der Arbeitshilfe Schutzgut Boden 13 innerhalb des Plangebiets durch folgende
Maßnahmen:

+ Verringerung des Eingriffs durch Verwendung versickerungsfähiger Beläge

+ Wiederverwendung des Bodenmaterials am Eingriffsort

+ Bodenlockerungsmaßnahmen

Aufgrund der Geringfügigkeit des Flächenumgriffs, des Bodenfunktionserfüllungsgrades der

Stufe "gering" (11.2.2 Schutzgut Boden und Altlasten), der eingeschränkten Eingriffsempfind-
lichkeit durch Vorbelastungen der Grünlandnutzung und der aufgeführten Maßnahmen zur
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe, ist die geplante Baumaßnahme in Be-

zug auf das Schutzgut Boden als vertretbar einzustufen.

11.3.2.2 Schutzgut Fläche

Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- Flächenverlust durch Flächenversiegelung im Bereich der überbaubaren Flächen (Ge-

bäude, Erschließungsflächen, Parkplatzflächen)

+ Sicherung der Fläche und Bodenfunktionen im Bereich der privaten und öffentlichen Grün-
fläche

Erläuterung

Das Schutzgut Fläche ist eng verzahnt mit dem Schutzgut Boden bzw. überlagert sich teilweise
mit diesem. Anders als um die konkreten und verschiedenen Funktionen des Bodens geht es

13 Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach BauGB Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kom-
pensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz, Umwelt und Geologie Böden und

Bodenschutz in Hessen, Heft 14, HLNUG, Wiesbaden 2018

lnfraPrr: lngenieur Gmbl'l & Co. KG



Umweltberìcht Gemeinde Roßdorf

Bebauungsplan,,Hundeübungsplatz Induslriestraße"

Fassung vom 21.0'1 .201 I Seite 21 von 43

jedoch um die Nutzung von Boden bzw. Fläche. Das Schutzgut Fläche soll damit die Versie-
gelung im Sinne des Flächenverbrauches thematisieren und soweit sinnvoll möglich reduzie-
ren (Nachhaltigkeitsziele).

lm Rahmen der Umweltprüfung wird das Schutzgut Fläche insbesondere über die Boden-

schutzklausel nach $ 1a Abs. 2 BauGB berücksichtigt. Gemäß $ 1a Abs. 2 BauGB soll mit

Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden; dabei s¡nd zur Verringerung
der zusätzlichen lnanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nach-

verdichtung und andere Maßnahmen zur lnnenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiege-
lungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für
Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Diese

Grundsätze sind nach $ 1 Abs. 7 BaUGB in der Abwägung zu berücksichtigen.

Aufgrund der geplanten Nutzung als Hundeübungsplatz ist eine kompakte bauliche Nutzung

mit Minimierung der Fläche des Baugrundstücks zugunsten einer Maximierung der Grünfläche
möglich, so dass der Eingriff zu einer vertretbaren Auswirkung auf das Schutzgut Fläche führt.

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe
- kompakte bauliche Nutzung durch Minimierung der Fläche des Baugrundstücks zugunsten

einer Maximierung der Grünflächenanteile

- eine Minimierung der Baustellenfläche wird angestrebt

II.3.2.3 Klima / Luft

Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- Offene, vegetationsbestandene Flächen werden überbaut oder versiegelt, siedlungsnahe
kalt- und frischluftproduzierende Flächen gehen verloren

- Erhöhung von Temperaturextremen und kleinräumige Veränderungen der Temperatur-
und Strömungsverhältnisse aufgrund der Flächenversiegelung

- Erhöhung der Emission von Luftschadstoffen durch erhöhtes Verkehrsaufkommen

- kleinklimatische Verhältnisse in bereits besiedelten, angrenzenden Bereichen werden
durch Barrierewirkung neuer Gebäude sowie durch die Erhöhung der Versiegelungsrate
im Gebiet verändert

- erhöhte Schadstoff- und Staubbelastung während der Bauphase

Erläuterung

Durch die Bebauung der Fläche gehen Bereiche verloren, die Bildungsflächen für Kaltluft mit

direktem Bezug zur Siedlungsfläche darstellen. Mit der Flächenversiegelung durch Bau- und

Verkehrsflächen geht eine lokale Verstärkung von Temperaturextremen - insbesondere wäh-
rend sommerlicher Hitzephasen - einher, da kein Ausgleich über die verdunstende Boden-
oberfläche und Vegetationsdecke mehr stattfindet.

Durch die Festsetzung von Grundstücksfreiflächen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
von rund 85 % des Plangebiets und einer Beschränkung des versiegelbaren Flächenanteils
auf 15 % werden lufthygienisch wirksame Vegetationsstrukturen weitgehend erhalten, die zum

klimatischen und lufthygienischen Ausgleich beitragen (Verdunstung, Beschattung, Luftfilte-
rung). Darüber hinaus kann durch die Festsetzung wasserdurchlässiger Flächenbefestigun-
gen im Bereich von Nebenanlagen und die verbindliche Begrünung nicht überbauter
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Grundstücksflächen sichergestellt werden, dass ein Mindestanteil klimawirksamer Flächen im

Baugebiet erhalten bleiben.

Von dem Plangebiet selbst gehen keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes
Klima / Luft aus. Eine erhöhte Schadstoff- und Staubbelastung ist während der Bauphase nur

temporär zu erwarten. Mittelbare Auswirkungen auf das Schutzgut ,Klima/Luft' ergeben sich

durch den vom geplanten Hundeübungsplatz verursachten Mehrverkehr im umgebenden Stra-

ßennetz.

Eine Veränderung des Kleinklimas tritt für den Geltungsbereich nur kleinräumig und punktuell

ein. Erhebliche nachteilige Veränderungen der lokalklimatischen Situation sind durch die Um-

setzung des Bauvorhabens nicht zu erwarten.

Die Liste der Handlungsoptionen des Forschungsprojekts ,,KLADaD|" zur Anpassung an den

Klimawandel beinhaltet für den Bereich Roßdorf nachfolgend aufgeführte Maßnahmen.

Hsndlun0soptionen Wirkungsfelder Wirlrung' Bemerlungm

Scìulz yo¡ Eros¡m: an knt¡schm Slêllen
SlaÞil¡siÊrung mit Vègstation. z.g. Hecker anleg€n /
hangparalelle Bwirtschaftung au¡ landwirtscñaltlichetr
Flãchen, z.B. Wernbau.

in Gwãsser
/ PütfeEûñm

Troclenrsislente Bellanzung irr otfenU¡che PlãÞe

2 und Strâß€nbeÞffmzmg. ¡m Forstauf
und standorlanqepasste Bsunrarlen achts.

Retent¡ffi ràume sch¡ffm, durch RenatuÍierung von
Gewâssmbschn¡tttr, rc m¿tglic¡, oder
Rüclhaltebecken Bei behoffenm Anwohnenì

Bemsstæin schaffen uod Eiqmvors¡qe
untersti¡Þen.

Ðez€nlËle RegenwassemuÞung stårlen, z.B.
Dachlægrùnung, Rigol€n, Flichenversackmng;
Fõrderung von ¿steren- Abfluss ve.b€ssem ohne
Gêfahr frlr Unterl¡eger

Ents¡eglunq von Flãchen, z.B belon¡erte Pla¡lze -
Sc¡attung vm GlúnstruIturen und Wasserflãchff zur
hl¡nralischen Verbesseruog uld Abmilderung vm
Starkrêgener€iqnisss, z.B. in We¡teHtw¡cilung des
Erbsenlrachpmjektes.

W¡ndschne¡æn untê¡b.echen durch Þtul¡ch€
Veñinderungen oder Anpfi anangen.

Foßtwirtschatt I NatuEchutz: R¡s¡ko¡(ârlen ods
-kataster lür gefãhrdele Bd¡marten und NÐphyten t
Schàdlinge e6tèllm.

- Teilnahme am Landw¡rlschaftsstammt¡sch
- Pflan:enpatemchafren vtr öfientlichen Grünflãch€o
zur Pf,ege und Bewisserung

vm G¡eß-
meg€ durch

3

3

auch Opl¡on 8)

Renalurierungs-

låufen

bereìts

4

6

'Êalàutiln0:¡ ffiâ M¡d I kq

Abbildung 7: Auszug KLADaD|, Handlungsoptionen zur Anpassung an den Klimawandel

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe

- Erhalt der wichtigsten klimatisch und lufthygienisch wirksamen Vegetationsstrukturen
durch Bestandssicherung von Gehölzflächen östlich der verlängerten lndustriestraße

- Erhalt und Sicherung der klimatischen Ausgleichsfunktion durch Beschränkung des ver-

siegelbaren Flächenanteils auf rd. 15 % des Plangebiets und Festsetzung einer privaten

G rü nfläche m it der Zweckbestimmung,, H u ndeü bungsplatz"

- Um die Nutzung solarer Energie zu ermöglichen, lässt die Ausrichtung der uberbauba-
ren Flächen eine Südausrichtung des künftigen Gebäudes und der Dachflächen zu

Handlungsopllonen zur Anpas3sng rn den Klimåwudel
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a1.3.2.4 Wasser

Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- Verlust der Versickerungsfähigkeit des Bodens durch Bodenversiegelung

- Verlust des Rückhaltevermögens für Niederschläge im Bereich der überbauten Flächen

- Reduzierung der Versickerungsfähigkeit / Wasseraufnahmefähigkeit durch Bodenverdich-

tung im Rahmen des Baustellenbetriebs

- Verringerung der Grundwasserneubildung durch Abnahme der versickerungsfähigen Flä-

che und entsprechendem Verlust an natürlicher Filterleistung

Erläuterung
Die Bodenversiegelung im Bereich der Bau- und Verkehrsflächen führt zum vollständigen Ver-

lust der Niederschlagsversickerung auf den betroffenen Flächen und zur Erhöhung des Ober-

flächenabflusses. Durch die Festsetzung von rund 85 o/o und einer Beschränkung des

versiegelbaren Flächenanteils au'f 15 o/o werden die Beeinträchtigungen auf das Schutzgut

Wasser erheblich minimiert. Darüber hinaus ist die Verwendung von versickerungsfähigen

Oberflächenbelägen im Bereich von Nebenanlagen vorgesehen, so dass das Wasser zumin-

dest teilweise dem örtlichen Wasserkreislauf wieder zugeführt werden kann.

Aufgrund des geringeren Sorptions- und Wasserspeichervermögens der Böden im Untersu-

chungsgebiet kann durch eine Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nutzung eine Belas-

tung des Grundwassers nicht ausgeschlossen werden.

Durch die geringfügige Flächenversiegelung im Plangebiet ist der Eingriff in Bezug auf die

Grundwasserneubildung grundsätzlich als wenig erheblich einzustufen und kann unter Be-

rücksichtigung der benannten Maßnahmen vollständig ausgeglichen werden.

Zum Ausgleich der benannten Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser ist die Versicke-

rung des auf den Dachflächen und befestigten Freiflächen nicht schädlich verunreinigten Nie-

derschlagwassers über die belebte Bodenzone vorgesehen.

Eine Versickerung ist nur zulässig, wenn die hydrogeologischen Gegebenheiten (Durchlässig-

keit, Grundwasserflurabstand) eingehalten werden und das zu versickernde Niederschlags-

wasser schadlos versickert werden kann. Eine Versickerung ist grundsätzlich nur möglich,

wenn der Durchlässigkeitsbeiwert des Bodens (Kr) zwischen 1"10-3 und 1*10-ô m/s liegt. Ge-

mäß den Ausführungen im Kap. ll 2.4 Wasser handelt es sich im Plangebiet um Böden mit

einer hohen Wasserdurchlässigkeit, so dass die Versickerungsfähigkeit (Kf-Wert) gem. DIN

18130-1 als ,,durchlässig" anzunehmen ist.

Die Mächtigkeit des Sickerraums sollte - bezogen auf den mittleren höchsten Grundwasser-

stand - generell mindestens 1 m betragen. lm Plangebiet ist gem. Ausführungen Kap.112.4

nicht mit oberflächennahem Grundwasser zu rechnen.

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe

- Zur Minimierung der Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser
. ist das Niederschlagswasser von den Grundsttlcken vorrangig als Betriebswasser zu

verwerten, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegen-

stehen ($ 37 Abs. 4 HWG).

. ist das anfallende Oberflächenwasser uber ein getrenntes Leitungsnetz in eine Zisterne

auf dem Grundstück abzuleiten. Bei einer entsprechenden Prüfung des Baugrundes
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kann die Zisterne auch mit einer Sickereinrichtung kombiniert werden. Es ist sichezu-
stellen, dass der Zisternenüberlauf in geeigneter Weise abgeleitet werden kann.

. sind befestigte sowie vollständig versiegelte Flächen auf das erforderliche Mindestmaß

zu beschränken.
. sind Oberflächenbeläge mit wasserdurchlässiger oder teilbegrünter Oberfläche (Ra-

sengitter, Breitfugenpflaster oder andere versickerungsaktive Materialien) herzustellen

oder seitlich in begrünte Flächen zu entwässern, sofern eine Gefährdung des Grund-

wassers durch schädliche Einträge ausgeschlossen ist.

. ist die Verwendung von Kupfer zur Dacheindeckung (inkl. Dachrinnen und Regenfall-

rohre) oder Fassadenverkleidung unzulässig. Hierdurch soll der Eintrag toxischer

Stoffe in das Grundwasser sowie umliegende Oberflächengewässer ausgeschlossen
werden.

. hat die Ableitung von schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser über eine Regen-

wasserkanalisation zu erfolgen.
. ist die Aufnahmefähigkeit für Niederschlagswasser durch Bodenlockerungsmaßnah-

men und anschließende Begrünung der nicht überbauten Grundstücksteile hezustel-
len

. wird empfohlen, die hydrogeologischen Gegebenheiten im Vorfeld der baulichen Maß-

nahmen zu untersuchen, um eine schadlose Versickerung des Niederschlagswassers
im Plangebiet zu gewährleisten.

. das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser ist erlaubnispflichtig.
. wird empfohlen, nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser für die Grünflä-

chenbewässerung aufzufangen und zu nutzen.

Auf das Erfordernis einer wasserrechtlichen Erlaubnis wird hingewiesen. Auskunft erteilt die

Untere Wasserbehörde des Kreises Bergstraße.

Unter Verweis auf das Merkblatt ATV-D\ /VK M 153 und Arbeitsblatt DWA-A 138 wird darauf

hingewiesen, dass zur Minimierung der Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser Nieder-

schlagswasser in Mulden oder Mulden-Rigolen-Systemen gesammelt und der Versickerung

zugeführt werden kann. Hierbei ist zu beachten:

- Bei einer gezielten Versickerung von Niederschlagswasser soll ein entsprechender An-

trag bei der unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Darmstadt Die-

burg eingereicht werden.

- Wird eine gezielte Versickerung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück vorgese-

hen, so ist vorab zu prüfen, ob eine Versickerung auf den Grundstücken aufgrund der hyd-

rologischen Gegebenheiten möglich ist. Die für eine Versickerung erforderlichen

Du rchlässigkeitsbeiwerte und Sickerstrecken müssen am Standort vorliegen.

- Ein Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage kann als Ausnahme zugelassen werden,

wenn eine Versickerung aufgrund ungünstiger Bodenverhältnisse nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik oder aufgrund wasserrechtlichen Bestimmungen nicht mög-

lich ist. Über das Erfordernis einer wasserrechtlichen Erlaubnis wird in einem

wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren durch die zuständige Untere Wasserbehörde

des Landkreises DarmstadtDieburg entschieden.
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11.3.2.5 Schutzgut Flora, Fauna und biologische Vielfalt

Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

Flora
Verlust von Biotopstrukturen der offenen Agrarlandschaft, hier: Wiesenflä-

chen, Gehölz- und Ruderalstrukturen

Fauna
Verlust potenziell nutzbarer Bruthabitate, insbesondere im Hinblick auf die
gehölzgebundene Avifauna

+ Erhalt und Sicherung von Gehölzen

biologische
Vielfalt

-/+ Verschlechterung der Biotop- und Habitatvernetzung und Voraussetzun-
gen für (lokale) Biodiversität im Bereich des Baugrundstücks und anschlie-
ßender Freifläche, hier: Hundeübungsplatz

Erläuterung

Flora und Fauna

Mit der geplanten Umnulzung der Fläche entstehen neue, qualitativ veränderte Habitatstruk-

turen. Mit der Umsetzung der Planung werden Wiesenflächen, Gehölz- und Ruderalstrukturen

in eine intensiv genutzte Grünfläche umgewandelt und in einem kleineren Teilbereich versie-
gelt und bebaut.

Auf Basis einer Potenzialabschätzungzu möglichen Vorkommen artenschutzrechtlich relevan-

ter Arten mit Bezug zum Planungsraum (Plangebiet zzgl. eines erweiterten Untersuchungs-
raumes von etwa 100 m) wurden im konservativen Ansatz 49 Vogelarten, Fledermäuse (nur)

Jagdhabitate sowie Haselmaus und Zauneidechse ermittelt.

Bei vollflächlger Nutzung bzw. Rodung des Plangebietes kann es fiir dreiVogelarten (Girlitz,

Klappergrasmücke, Stieglitz) sowie für die Haselmaus und die Zauneidechse zur Zerstörung

von Fortpflanzungsstätten kommen; für Haselmaus und Zauneidechse kann es darüber hin-

aus auch zu einer Tötung von lndividuen kommen.

)1pæ!: artspezifisch lebensraumaufwertende Maßnahmen werden für die dreidort potenziell

vorkommenden Arten nicht benötigt, wenn zu erwañen rsl dass innerhalb des Revrers des

betroffenen Vorkommens ausreichend alternative Strukturen vorhanden sind, die die Funk'
tion als Fortpflanzungssfäffe übernehmen können. Dies gilt vor allem für Girlitz, Kappergras-
mücke und Stieglitz. Die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang kann für diese

drei Arten durch den Erhalt eines etwa 10 m breiten Gehölzsaums am Westrand des Plange-

biets gewahft werden.

Fledermâuse: Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände für Fledermäuse können sicher aus-

gesch/ossen werden, da das Plangebiet se/bsf mangels Vorkommen alter Bäume keine ge-

eigneten Quañiere für Fledermäuse aufweist und dort keine Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten im artenschutzrechtlichen Sinne vorhanden sind. Ebenfal/s slnd erhebliche Stö-

rungen auszuschließen, da es slch - trotz möglicher gelegentlicher Nutzung als Jagdgebiet -
aufgrund der Lage und seiner geringen Größe definitiv um kein essenzielle Jagdhabitat han'
delt, das eine besondere Bedeutung aufweisen würde.

Haselmaus: Da in den Gehölzen des Plangebiets Fortpflanzungs- oder Ruhestätten vorhan-

den sein können, kann es bei einer möglichen Rodungen zu deren Zerstörung sowie auch

einer baubedingten Tötung kommen, so dass entsprechende Maßnahmen umgesetzt wer-
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den müssen. Erhebliche Störungen können aufgrund der Verhaltensökologie dieser Aft ie-
doch weitgehend ausgescfrlossen werden, da sich der Erhaltungszustand der Population -
insbesondere unter Berücksichtigung der umzusetzenden Maßnahmen - nicht verschlech-

tert.

Zauneidechse: Die vorhandene Lebensraumstruktur als buschiger, sonniger und re¡ch struk'
turierter Watdrand mit Brachen bieten Zauneidechsen gute Bedingungen, a.tch wenn die ak-

tuelle Ausprägung in Folge der Sukzession (Verbrachung) als suboptimaleinzustufen ist.

Trotzdem muss im konservativen Ansatz von möglichen Vorkommen ausgegangen werden.

Bioloqische Vielfalt

Mit der Umsetzung des geplanten Bauvorhabens werden überwiegend Flächen mit mittlerer

Bedeutung hinsichtlich der Biotopausstattung und biologischen Vielfalt in Anspruch genom-

men. Ein Teilbereich der Flächen, die im forstrechtlichen Sinne als Wald festgesetzt sind, wird

planungsrechtlich im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung gesichert.

Durch das geplante Vorhaben ist von einer Zunahme der akustischen und visuellen Störung

angrenzender Lebensräume durch Lärm und Bewegungsunruhe durch das Vorrücken der

Siedlungsgrenze in die freie Landschaft auszugehen. Hinsichtlich derzu envartenden Störwir-

kungen ist anzumerken, dass im ohnehin gestörten Raum der Siedlungsrandlage v.a. stö-

rungsunempfindliche, synanthrope Arten leben, die eine hohe Anpassungsfähigkeit an

anthropogen geprägte Lebensräume besitzen und so zumindest teilweise die neu entstehen-

den Siedlungsfreiflächen als Ersatzlebensraum nutzen können.

Nach Einschätzung der Unteren Naturschutzbehörde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung

der Behörden und Träger öffentlicher Belange wird die notwendig gewordene Verlagerung des

Hr¡ncteübungsplatzes an den vorgesehenen Standort angrenzend an das bestehende Gewer-

begebiet aus Sicht des Naturschutzes für vertretbar eingestuft.

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe

o Beqrünunqsmaßnahmen:

- Mindestens20o/o der Grundstücksfreifläche ist durch heimische Gehölze (2.8. gemäß Ar-

tenliste unter Pkt. C, Ziffer 5) zu bepflanzen. Bereits vorhandener Gehölzbestand kann

angerechnet werden.

- Heckenpflanzungen zur Einfriedung sind zu mindestens 80% aus einheimischen, stand-

ortgerechten Gehölzarten, z. B aus nachstehender Artenliste (Hinweis Teil C) zulässig.

- Die Venryendung von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie von reinen Nadelgehölz-
hecken ist unzulässig.

- Erhalt hochwertiger Vegetationsstrukturen durch Bestandssicherung der Waldrandberei-

che östlich der verlängerten lndustriestraße

. lnsektenschutzmaßnahme: Für die Beleuchtung der Grundstücksfreiflächen, auch bei

Flutlichtmasten, ist ausschließlich insektenfreundliche, nach unten abstrahlende, mit einer

niedrigen Lichttemperatur von kleiner bis gleich 3.300 Kelvin (warmweißes Licht) Beleuch-

tung zu venruenden. lm Straßenbereich sind blendarme Beleuchtungssysteme zu verwen-

den. Der Abstrahlwinkel ist in Richtung der Straßenverkehrsfläche auszurichten.

¡ Sicherunq von Austauschfunktionen: Bei Zäunen ist ein Bodenabstand von mindestens
10 cm einzuhalten, um den Wechsel von Kleintieren zu ermöglichen. Bei der Errichtung
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von Zäunen sind die örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung und Höhe von Einfrie-
dungen (siehe hierzu Abschnitt B)zu beachten.

Beschränkuno der Rodunqszeit: Die Beseitigung und das auf den Stock setzen von Ge-

hölzen ist in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September unzulässig Dies umfasst aus-

drücklich auch den Rtlckschnitt von Asten und die Beseitigung von Ziergehölzen.

Habitatschutz Vöoel: Sicherung der ökologischen Funktion im räumlichen Zusammen-
hang für Girlitz, Klappergrasmücke, Stieglitz durch Erhalt eines etwa 10 m breiten Ge-

hölzsaums am Westrand des Plangebietes

Haselmaus (Vermeidungsmaßnahme): Gehölzkontrolle (vor allem im Geäst und

Stümpfe) vor Rodung baru. Kontrolle sonstiger geeigneter Überuvinterungsplätze vor
Baufeldräumung und Umsetzen in Kästen, sofern Haselmäuse vorhanden, die dann im

näheren Umfeld in geeignete Habitate umzusetzen sind.

Haselmaus (CEF-Maßnahme): Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammen-
hang zu wahren, sind im nahen Umfeld in geeigneten Bereichen fünf Haselmaus-Tubes
auszubringen. Soweit die für Vögel genannte CEF-Maßnahme im gezeigten Bereich um-
gesetzt wird, werden darüber hinaus keine weiteren CEF-Maßnahmen benötigt.

Zauneidechse (Vermeidungsmaßnahme): Um eine signifikante Erhöhung des baube-
dingten Tötungsrisikos ausschließen zu können, ist folgende Maßnahmenkombination
im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung im Bereich des Plangebietes umzuset-
zen: Kontrolle vor Rodung bzw. vor Baufeldräumung und Umsetzen in geeignete Habi-

tate der näheren Umgebung.

a Zau se (CEF-Maßnahme): Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusam-
menhang zu wahren und auch den ggf. umgesetzten Tieren geeignete Habitate zur Ver-

fügung zu stellen sind im nahen Umfeld - bevorzugt an allen Grenzen des zukünftigen
Geländes - auf etwa 2 m Breite Gras- und Brachsäume anzulegen, die nur einmaljähr-
lich (Herbst)zu mähen sind.

Empfehlunoen:

- Einsaat von Wildbienen- und Schmetterlingssäumen
- extensive Dachbegrünung (Substratstärke 10 cm) mit einer artenreichen heimischen

Bepflanzung frir Flachdächer und flach geneigte Dächer (Dachneigung bis 10")

Die Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind obligat umzusetzen, sofern nicht durch zukünf-

tige Erfassungen bzw. im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung nachgewiesen werden

kann, dass diese Arten doch keine Vorkommen im Plangebiet aufweisen.

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der
aufgeführten Maßnahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen für beson-
ders oder streng geschützte, europarechtlich relevante Arten zu erwaften sind. Eine Berührung

der Verbotstatbestände des $ 44 BNafSchG ist damit nicht erkennbar.

Dennoch ist die Bauherrschaft verpflichtet, zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche Belange

durch ihr Bauvorhaben beeinträchtigt werden können. Bei der Umsetzung des Bebauungs-
plans oder auch bei späteren Umbau oder Sanierungsarbeiten darf nicht gegen die im Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) (2. Zt. S 44 BNatSchG) geregelten Verbote zum
Artenschutz verstoßen werden, die unter anderem für alle europäisch geschützte Arten gelten

(2. B. für alle einheimischen Vogelarten, alle Fledermausarten, Zauneidechse). Nach $ 44 Abs.

1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere dieserArten zu verletzen oder zu töten, sie

a

a
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erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zeï
stören. Bei Zuwiderhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der $$ 69 und 71 a
BNatSchG. Die artenschutzrechtlichen Verbote gelten unabhäng¡g davon, ob die bauliche
Maßnahme genehmigungspflichtig ist oder nicht.

Auf die Erfordernis einer möglichen Ausnahmegenehmigung von den Verboten des $ 44
BNatSchG bei Vorliegen artenschutzrechtlicher Belange wird hingewiesen.

I1.3.2.6 SchutzgutLandschaft
Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- Veränderung eines überwiegend durch ruderalisierte Grünland- und Waldrandflächen ge-
prägten Bereichs

- Verlust siedlungsnaher Freiflächen mit Bedeutung für das Landschaftsbild, jedoch unter-
geordneter Erholungsq ualität

- Verlagerung des nördlichen Siedlungsrands

Erläuterung

Mit der Ausweisung des Sondergebietes am geplanten Standort werden Flächen mit mittlerer
Bedeutung frir Landschaftsbild und Erholung beansprucht.

lm Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird ein Baugrundstück von untergeordneter Größe
nördlich des großflächigen Einzelhandels festgesetzt. Mit den minimierten Festsetzungspara-
metern des Maßes der baulichen Nutzung zur maximal zulässigen Grundfläche und Fläche für
Nebenanlagen sowie der Begrenzung auf ein Vollgeschoss fügen sich die geplanten baulichen
Anlagen in die bestehende Siedlungsstruktur ein. Es erfolgt somit eine kleinflächige Erweite-
rung des Siedlungsrands nach Norden. Die gemäß Vorentwurf zum Bebauungsplan als private

Grünflächen festgesetzten Flächen werden aufgrund ihrer geplante Nutzung (Hundetibungs-
platz) als begrünte Flächenanteile verbleiben und das Landschaftsbild nicht nachhaltig stören.

Durch Bestandssicherung der Gehölzflächen östlich der verlängerten lndustriestraße mit Fest-
setzung einer öffentlichen Grünfläche kann die visuelle Einbindung des Plangebietes gewähr-
leistet und akustische Störungen zum benachbarten Grill- und Spielplatz minimiert werden.

Durch diese etablierte Randbegrünung des Planungsareals und die bestehende Bebauung im

Süden fügt sich das Plangebiet grundsätzlich gut in das Siedlungsgefüge der Gemeinde Roß-

dorf ein.

Durch Festsetzungen im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung - Festsetzung eines Bau-
grundstücks mit einer maximal überbaubaren Grundfläche und großflächiger Grünflächenan-
teile sowie Festsetzungen zu einer begrünten Einfriedung des Plangebiets - wird eine
Ortsrandsituation geschaffen, die sich gut in das Siedlungsgefüge der Gemeinde Roßdorf ein-
bindet.

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe
- kompakte bauliche Nutzung durch Minimierung der Fläche des Baugrundstücks auf eine

Grundfläche von 700 qm zugunsten eines hohen GrÍ.lnflächenanteils

- Festsetzung einer maximalen Firsthöhe von 7,50 m und Begrenzung auf ein Vollgeschoss
in Anpassung an die Geländetopographie und bestehende Strukturen
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Landschaftliche Einbindung durch Begrünungsmaßnahmen innerhalb des Plangebiets

aus einheimischen, standortgerechten Gehölzarten sowie Festsetzungen zur Gestal-

tung und Höhe von ausschließlich durchsichtige Einfriedungen mit Begrünung durch

Heckenpflanzungen im Übergang zur freien Landschaft

Erhalt landschaftsbildprägender Vegetationsstrukturen durch Bestandssicherung von Ge-

hölzflächen östlich der verlängerten lndustriestraße

11.3.2.7 Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter

Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche
- Verlust von Waldfläche
- Betroffenheit von Kulturdenkmäler im Sinne von $ 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) ist

nicht auszuschließen

Erläuterung

Hinsichtlich der Betroffenheit von Sachgüterri ist der Verlust von landwirtschaftlicher Nutzflä-

che mit insgesamt mittlerer Bedeutung durch das Vorhaben zu nennen. lnnerhalb des räumli-

chen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes gehen landwirtschaftliche Flächen mit

überwiegend hoher Bedeutung als Produktionsstandort verloren (Verlust von ca. 0,3 ha Wie-

senbrache mit Gehölzsukzession und 0,2 ha intensiv genutzter Frischwiese). Aufgrund der

bereits länger bestehenden Nutzungsaufgabe im überwiegenden Flächenanteil des Plangel-

tungsbereichs, der verhältnismäßig geringen Flächengrößen und aufgrund des ungünstigen

Grundstückzuschnittes (Dreiecksgrundstück) wird die Beanspruchung der landwirtschaftlichen

Nutzflächen als vertretbar beurteilt.

Das Plangebiet ist in der westlichen Hältte stark durch den Bewuchs von Gehölzen geprägt.

Der Übergang von der Waldfläche über die Gehölzsukzession bis zur Wiesenbrache ist ein

fließender. Aus diesem Grund wurde die Abgrenzung der betroffenen Waldfläche im Rahmen

eines Vor-Ort-Termins am 22.10.2018 mit Vertretern des Forstamts Dieburg abgestimmt. Ein

Teil des Baumbestands bleibt erhalten und wird durch Festsetzung einer,,Fläche mit Bindun-
gen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen" planungsrechtlich gesichert.

Bei Durchführung des geplanten Bauvorhabens mit Nutzung als Hundeübungsplatz kommt

es zu einem Verlust von ca. 0,16 ha des Waldbestands. Der Verlust der Waldfläche betrifft in

erster Linie die Waldfunktionen und den ökologischen Wert des Gehölzbestands. Der Verlust

des wirtschaftlichen Wertes ist hier von untergeordneter Bedeutung, da der überwiegende Teil

dieser Fläche Gehölzsukzession im Übergang zur Wiesenfläche darstellt. Die Rodung von

Wald zum Zwecke einer dauerhaften Nutzungsänderung bedarf vor Satzungsbeschluss zum

vorliegenden Bebauungsplan einer Waldumwandlungsgenehmigung gemäß $ 12 Abs. 2
HWaldG. Zum Ausgleich ist eine flächengleiche Ersatzaufforstung vozunehmen. Soweit

nachteilige Wirkungen einer Waldumwandlung nicht durch Ersatzaufforstungen ausgeglichen

werden können, ist eine Walderhaltungsabgabe zu entrichten. Gemäß $ 1 Abs. 2 Satz 3 der

Kompensationsverordnung sind Kompensationspflichten nach anderen Vorschriften, insbe-

sondere die Zahlung einer Walderhaltungsabgabe, auf die naturschutzrechtlich geschuldete

Kompensation anzurechnen. Die hierfür zuständige Behörde ist der Kreisausschuss des Land-

kreises Darmstadt-Diebu rg.

lm unmittelbaren Umfeld des Plangebiets befinden sich verschiedene Bodendenkmäler (Roß-

dorf 11 und 46: vorgeschichtliche Siedlungen; Roßdorf 63: römische Siedlung). Es ist damit zu
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rechnen, dass durch die Bebauung Kulturdenkmäler im Sinne von S 2 Abs. 2 HDSchG (Bo-

dendenkmäler)zerstört werden. Um Qualität und Quantität der im Plangebiet vermuteten ar-

chäologischen Fundstellen zu überprüfen ist eine geophysikalische Prospektion im Sinne einer

vorbereitenden Untersuchung gemäß $ 20 Abs. 1 Satz 2 HDSchG erforderlich.

Die überbaubaren Flächen des Plangebiets befinden sich innerhalb eines mit Gehölzen be-

standenen Bereichs, der für eine geophysikalische Untersuchung im Zuge des Bauleitplanver-

fahrens gerodet werden müsste. Die erforderliche geophysikalische Prospektion wird aus

diesem Grund auf die Bauantragsebene verschoben. Dies wird durch eine verbindliche Fest-

setzung im Textteil zum Bebauungsplan gesichert. Erst nach einer denkmalschutzrechtlichen

Genehmigung sind Eingriffe in den Boden innerhalb des vorliegenden Geltungsbereiches zu-

lässig

Maßnahmen zur Verme¡dung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe

- Erhalt von Waldbestand durch Festsetzung einer,,Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen

und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen"

- Die mit der Umnutzung des Plangebietes erforderliche Umwidmung und teilweise Rodung

der Waldfläche bedarf einer Waldumwandlungsgenehmigung gemäß $ 12 Hessisches

Waldgesetz (HWaldG ) und ei ner Ersatzaufforstung oder Walderhaltungsabgabe
- Erhalt eines großen Teil der Freiflächen durch Festsetzung einer privaten und öffentlichen

Grünfläche
- Überprüfung der Qualität und Quantität von archäologischen Befunden im Zuge eines

denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach $ 1 I HDSchG
- Baubegleitung durch eine in Hessen zugelassene archäologische Fachfirma während des

Mutterbodenabtrages im Bereich des Bodeneingriffes
- Hinweis, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bo-

denvertärbungen und Fundgegenstande, z.B. Scherben, Stelngeräte, Skelettreste entdeckt

werden können. Diese sind nach $ 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde
zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in ge-

eigneter Weise zu schützen.

11.3.2.8 SchutzgutMensch,Gesundheit,Bevölkerung
Prognose - Voraussichtliche Auswirkungen bau-, anlage- und betriebsbedingt

- mögliche Beeinträchtigungen durch Lärm-, Geruchs-, Schadstoff- und Lichtemissionen

- Verlust siedlungsnaher Freiflächen mit Bedeutung für die Landschaftsbild- und Erholungs-
qualität

Erläuterung

lmmissionen / Emissionen

Wesentliche Auswirkungen des Vorhabens auf benachbarte Flächen sind - mit Ausnahme der

üblichen Emissionen in der Phase der baulichen Realisierung sowie der Erhöhung verkehrs-

und nutzungsbedingte Emissionen - in erster Linie durch die emissionsträchtige Nutzung als

Hundeübungsplatz mit einer erhöhten Lärmbelastung zu erwarten.

Grundsätzlich ergibt sich aus dem Trennungsgebot nach $ 50 des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes (BlmschG), Konflikte durch das Nebeneinander unverträglicher Nutzungen zu ver-

meiden. Aufgrund der direkten Nachbarschaft zu einem bestehenden Gewerbegebiet und der
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deutlichen Entfernung zu Wohnbauflächen ergeben sich keine Auswirkungen auf schutzbe-
drirftige Räume oder entsprechend genutzte bzw. geplante Flächen. Auf die Ausführungen in

der Begründung zum Bebauungsplan wird verwiesen.

Ferner ist eine wesentliche lmmissionsbelastung durch Einwirken von Störfaktoren aus nach-
barschaftlichen Nutzungen auf das Plangebiet nicht abzusehen.

Aufgrund der oben genannten Ausführungen ergeben sich hinsichtlich keine Auswirkungen
auf die vorliegende Bauleitplanung. ln der Stellungnahme der Abteilung Arbeitsschutz und

Umwelt, Regierungspräsidium Darmstadt im Rahmen derfrühzeitigen Beteiligung des Bauleit-
planverfahren 1a wird bestätigt, das die Vorgaben des $ 50 Bundes-lmmissionsschutzgesetz
bei vorliegendem Planungskonzept hinreichend beachtet wurden.

Erholunq

Die Erholungsfunktion des Plangebiets und seiner Umgebung resultiert aus der siedlungsna-
hen Lage und seiner Erschließung über das Feldwegenetz. lnsgesamt ergeben sich hinsicht-
lich der Erholungsfunktion jedoch erhebliche Vorbelastungen, insbesondere durch das
Verkehrsaufkommen in der lndustriestraße sowie den Zufahrtsverkehr in der Arheilger Straße.

lnnerhalb des Plangebiets verläuft ein Feldweg, der jedoch in erster Linie zur Bewirtschaftung
der Flächen genutzt wird und für die Naherholung von untergeordneter Bedeutung ist. Die
Nutzbarkeit der umgebenden Wegeverbindungen zum Zweck der Erholung bleibt auch mit der
Umsetzung des Vorhabens erhalten und wird nicht beeinträchtigt.

Belanoe des Kamofmittelräumdienstes

Der Gemeinde Roßdorf liegen keine Kenntnisse über begründete Verdachtsmomente oder
über eine mögliche Munitionsbelastung vor. Es wird darauf hingewiesen, dass dies bei künfti-
gen Bauvorhaben die Bauherrschaft nicht davon entbindet, sich vor Beginn der Baumaßnah-
men über Verdachtsmomente zu informieren und Auskunft über eine mögliche
Munitionsbelastung einzuholen. Erforderlichenfalls ist vor Baubeginn das Baufeld durch eine
systematische Flächenabsuche zu untersuchen. Soweit im Zuge von Bauarbeiten ein kampf-
mittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst unver-
züglich zu verständigen.

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich der Eingriffe
- Erhalt ökologisch hochwertiger Vegetationsstrukturen mit lmmissionsschutzfunktion zu be-

nachbarten Gebieten durch Bestandssicherung der Gehölzflächen östlich der verlängerten
lndustriestraße

- Erhalt und Sicherung eines hohen Grünflächenanteils durch Beschränkung des versie-
gelbaren Flächenanteils auf 15 % des Plangebiets

- Begrünungsmaßnahmen innerhalb des Plangebiets aus einheimischen, standortgerech-
ten Gehölzarten der Artenliste (Hinweis Teil C) begünstigen die Abschirmung vor zusälz-
lichen Licht- und Lärmemissionen

- durch blendarme Beleuchtungssysteme können verstärkte Lichtimmissionen in der Um-
gebung und weitere negative Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden

14 Stellungnahmen zur frühzeitigen und förmlichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, Regierungspräsi-

dium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt, 30.08.2017
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Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein

kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräum-

dienst des Landes Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt unvezüglich zu verstän-

digen.

I1.3.3 Auswirkungen Bauphase, Betr¡ebsphase, Abrissarbeiten, Abfälle, e¡ngesetzte
Techniken und Stoffe

Die Auswirkungen der Bauphase, Betriebsphase, Abrissarbeiten, Abfälle sowie die einge-

setzten Techniken und Stoffe wurden bereits in den vorangegangenen Kapiteln berücksich-

tigt. Für bauliche Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans werden

voraussichtlich nur allgemein häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt bzw. ein-
gesetzt. Projektabhängige Umweltauswirkungen während der Bau- und Betriebsphase wer-

den wie folgt zusammengefasst:

Bauphase:

- Beseitigung von Biotopstrukturen für Baustelleneinrichtung, Lagerplätze, Transportwege

usw.

- Beeinträchtigungen des Bodens durch Bodenverdichtung, Lagerflächen, Oberbodenbe-
wegungen usw.

- Lärm- und Schadstoffemissionen durch Baufahzeuge und Baubetrieb

- Störökologische Effekte durch Baubetrieb

Betriebsphase:

- Flächcnversiegelung durch Gebäude, Nebenanlagen und Erschließungsflächen, dadurch
Verlust der natürlichen Bodenfunktionen und der Versickerungsfähigkeit

- Bodenverdichtung durch Umnutzung von Grünflächen

- Beseitigung von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere bzw. qualitative Anderung von Le-

bensraumstrukturen

- Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes durch Bauflächen und Umnutzung von

Grünflächen

- Störökologische Effekte auf umliegende Flächen durch Siedlungsrandeinflüsse (Bewe-
gungsunruhe, Lärmemissionen usw.)

Abrissarbeiten, die umfangreiche Auswirkungen auf die Umwelt entfalten, sind nicht erforder-

lich. Zu planungsrelevanten Themenbereichen wie dem Artenschutz wurden vertiefende Un-

tersuchungen durchgeführt. Auf Bebauungsplanebene nicht absehbare, zusätzliche oder

andere erhebliche Umweltauswirkungen von Einzelvorhaben werden auf der Zulassungs-

ebene geprüft.

II.3.4 Erneuerbare Energien und effiziente Energienutzung

Bezüglich der Nutzung von erneuerbaren Energien und der sparsamen und effizienten Nut-

zung von Energien lässt der Bebauungsplan für die Ausrichtung der überbaubaren Flächen

eine Südausrichtung des künftigen Gebäudes und der Dachflächen zu, so dass die Nutzung

solarer Energie ermöglicht wird. Zur Optimierung der Solarenergienutzung wird empfohlen,
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Dachflächen nach Süden auszurichten. Das Solar-Kataster Hessen 15 bewertet die Solarei-
gung einer Dachfläche innerhalb des Plangebiets als geeignet.

Für alle noch nicht errichteten Bauvorhaben oder bauliche Veränderungen gelten die Bestim-

mungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) und deren Fortschreibungen. Die Anforderun-
gen der Energieeinsparverordnung (EnEV) sind angemessen und dem Stand der Technik

entsprechend zu berücksichtigen, ohne dass es weiterer Anforderungen oder Festsetzungen

auf Ebene des Bebauungsplanes bedarf.

Die Erdwärmenutzung (Geothermie) wird seitens der ,,Standortbeurteilung Erdwärme",

HLNUG, 2015 (http:/iqruschu.hessen.de) aus wasserwirtschaftlicher Sicht als hydrogeolo-
gisch günstig dargestellt.

Weitere Festsetzungen zur zwingenden Nutzung regenerativer Energien werden im Zuge der
verbindlichen Bauleitplanung nicht getroffen. Die weitere Entscheidung, welche Energiestan-

dards letztendlich auf dem Baugrundstück eingesetzt werden, soll den Grundstückseigentü-
mern vorbehalten bleiben. Der Nutzung von regenerativen Energien stehen keine

Festsetzungen entgegen oder erschweren diese.

ll.4 Störfallbetrachtung und Kumulation

11.4.1 Störfallrisiken

Durch das Planungsvorhaben bestehen keine besonderen Anfälligkeiten für schwere Unfälle
und Katastrophen. Somit entstehen diesbezüglich keine Auswirkungen auf die Umweltbelange
gemäß $ 1 Abs. 6 Nr. 7 a bis d und i BauGB.

Es besteht keine Möglichkeit, dass aufgrund der Ausweisung des Sondergebiets mit Zweck-

bestimmung Hundeübungsplatz ein Störfall im Sinne der Störfall-Verordnung eintritt, sich die

Eintrittswahrscheinlichkêlt elnes solchen Störfalls vergrößert oder sich die Folgen eines sol-

chen Störfalls verschlimmern können.

Eine Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder
Katastrophen ist somit nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Erhebliche nachtei-

lige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Bio-

logische Vielfalt, Natura-2000-Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevölkerung sowie Kultur- und

sonstige Sachgüter durch schwere Unfälle oder Katastrophen sind nicht zu erwarten.

Nach g 3 Abs. 5d BlmSchG, der Art. 13 Abs. 2 Seveso-lll-Richtlinie umsetzt, ist das Abstands-
gebot für schutzbedürftige Nutzungen, wie öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete zu be-

achten. Öffentlich genutzte Gebäude dienen dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt eines

wechsel nden Ben utzerkreisesl6.

Der Bundesrat geht davon aus, dass öffentlich genutzte einzelne Gebäude nur dann von $ 3

Abs. 5d BlmSchG erfasst werden, wenn sie für die gleichzeitige Anwesenheit einer größeren

Zahl von Besuchern bestimmt sind17. ln dem Konzept zur Umsetzung der Seveso-lll-Richtlinie

15 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung (HMWEVL), Solar-Kataster

Hessen, Abruf 't 7.05.201 I

,6 Vgl.VGH Mannheim, Beschluss vom29.04.20'15, Az.3 52101114, FSTBW 2015,990-991 = FStHe 2016, 85-
87 (Fitnesscenter).

17 Nr. 7 der Stellungnahme des Bundesrates zum ,,Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2O12l18lEU zur Beherr-
schung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Anderung und anschließenden Aufhebung
der Richtlinie 96l82lEG des Rates" vom 17. Juni 2016 (Bundesrats-Drucksache 237116 (Beschluss).

lnfraPro lngenieur GrnbH & Co. KG



Umweltbericht Gemeinde Roßdorf

Bebauungsplan,,Hundeubungsplatz lndustriestraße"

Fassung vom: 21 .01 .2019 Seite 34 von 43

in der MBO werden bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, nur dann einem beson-
deren Verfahren unterzogen, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zu-
sätzliche Besucher ermöglicht wird18.

Bei der Anlage eines Hundeübungsplatzes mit Vereinsgebäude ist im vorliegenden Fall von
einem nicht-öffentlichen Gelände aufgrund der Nutzung durch einen eingetragenen Verein
auszugehen, so dass keine schutzbedürftige Nutzung vorliegt, für die nach $ 3 Abs. 5d Blm-
SchG der Art. 13 Abs. 2 Seveso-lll-Richtlinie das Abstandsgebot zu beachten ist. Auch für den
Fall einer Öffnung des Vereinsgeländes für den Verkehr mit der Öffentlichkeit, ist aufgrund des
begrenzten Raumangebotes und der Nutzungsart nicht von einer gleichzeitigen Nutzung durch
mehr als 100 Besuchern auszugehen.

Nach $ 3 Abs.5d BlmSchGle, derArt. 13 Abs.2 Seveso-lll-Richtlinie umsetzt, ist das Ab-
standsgebot für schutzbedürftige Nutzungen zu beachten2o. Die im Plangebiet zulässigen Nut-
zungen zählen nicht zu den schutzbedürftigen Nutzungen, für die das Abstandsgebot zu
beachten ist.

Darüber hinaus sind in der Liste der Betriebsbereiche, die nach $3 Abs. 5a BlmSchG unter
den Anwendungsbereich der StörfallVerordnung -12. BlmSchV 21 fallen, im Gemarkungsgebiet
Roßdorf keine Störfallbetriebsbereiche vezeichnet. Der nächstgelegene Anlagenstandorte,
der unter die Regelungen der EU-Richtlinie über lndustrieemissionen fällt und / oder Betriebs-
bereiche die der EU-Richtlinie zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährli-
chen Stoffen (Seveso lll-Richtlinie) unterliegt, befindet sich in ca. 3 km Entfernung auf
Gemarkungsgebiet Gundernhausen und betrifft Firma Autoneum Germany GmbH, lm Mittel-
bruch, 64380 Roßdorf.

a1.4.2 Kumulation und Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern

Die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern wurden bereits in den vorangegangenen
Kapiteln abgehandelt. Die wesentlichen Auswirkungen der Planung auf die Wechselwirkungen
beziehen sich auf das Schutzgut Boden, da seine Eigenschaften und Leistungsfähigkeit maß-
geblich die Art und lntensität der Nutzung und die Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen
und Tiere und den Landschaftscharakter prägen. Durch das geplante Vorhaben ergeben sich
nachteilige Auswirkungen aufgrund der geplanten Flächenversiegelung im Bereich der neuen
Bauflächen und Bodenverdichtung im Bereich der Grünflächen. Damit einher geht ein Verlust
der Bodenfunktionen und Niederschlagsrückhaltung sowie der Verdunstungsfunktion und der
Funktion als Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Landwirtschaftliche Flächen gehen als Pro-
duktionsstandort verloren. Die Nutzbarkeit der Fläche als siedlungsnaher Freiraum im Rahmen
der Naherholung entfällt durch das Vorrricken der Siedlungsgrenze in die freie Landschaft.

tt Vgl. OVG Münster, Urteil vom 3.09.2009 - 10 D 121107.NE -, BauR 2010,572-576, jurion Rn. 144 (Datteln);
engerVGH Kassel, Urteil vom 26.03.2015, Az.4 C 1566112 N, NVwZ-RR 2015, S. 612, juris Rn. 41 (,,Bauhaus-
Drive-in").

20 Arbeitshilfe der Fachkommission Städtebau vom 30. März 2017 zur,,Berücksichtigung des Art. 13 Seveso-lll-
Richtlinie im baurechtlichen Genehmigu ngsverfahren

21 Überwachungsprogramm Hessen nach $ 17 Abs. 2 Störfallverordnung, Hesslsches Ministerium für Umwelt,
K i m a sch utz, La ndwi rtsch aft u nd Ve rb ra uche rsch utz (Stan d 3 1 . I 2. 20 1 7 )
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Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Be-

rücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme bezüglich Gebieten mit spezieller Um-

weltrelevanz oder bezüglich der Nutzung von natürlichen Ressourcen ist nach dezeitigem
Wissenstand nicht bekannt.

Umweltbelange Prognose

Erhaltungsziele und der Schutzzweck
von natura 2000 und weiteren Schutzge-
bieten

Keine Auswirkungen

Auswirkungen auf den Menschen und
seine Gesundheit sowie die Bevölke-
rung insgesamt, soweit diese umweltbe-
zogen sind

Keine wesentlichen Auswirkungen

Auswirkungen auf Kulturgüter und sons-
tige Sachgüter, soweit diese umweltbe-
zogen sind

Keine wesentlichen Auswirkungen, vorbehalt-
lich der vorbereitenden Untersuchung gemäß $
20 Abs. 1 Satz 2 HDSchG sowie Waldumwand-
lungsgenehmigung gemäß $ 12 Abs. 2 HWaldG

Vermeidung von Emissionen sowie der
sachgerechte Umgang mit Abfällen und
Abwässern

Berücksichtigt im Rahmen der Festsetzungen
zur verbindlichen Bauleitplan

Nutzung erneuerbarer Energien sowie
der sparsame und effiziente Umgang mit
Energie

Berücksichtigt im Rahmen der der Festsetzun-
gen zur verbindlichen Bauleitplan

Darstellungen von Landschaftsplänen
sowie von sonstigen umweltbezogenen
Plänen

Berücksichtigt im Rahmen des Umweltberlchts

Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität
in bestimmten Gebieten

Keine maßgeblichen Auswirkungen

die Wechselwirkungen zwischen den
einzelnen Belangen des Umweltschut-
zes

Keine maßgeblichen Auswirkungen

Auswirkungen Bauphase, Betriebs-
phase, Abrissarbeiten, Abfälle, einge-
setzte Techniken und Stoffe

Berücksichtigt im Rahmen des Umweltberichts

Störfallrisiken Keine Auswirkungen

Kumulation und Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen Belangen des Um-
weltschutzes

Keine Auswirkungen
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Il.5 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung

Zur Kontrolle der Abhandlung Eingriff/Ausgleich im Gebiet wurde eine Bilanzierung durchge-
führt. Die Bilanzierung für das Plangebiet wurde gemäß Kompensationsverordnung (,,Verord-

nung über die Durchführung von Kompensationsmaßnahmen, Ökokonten, deren
Handelbarkeit und die Festsetzung von Ausgleichsabgaben (Kompensationsverordnung -

KV)") vom 1. September 2005 vorgenommen.

Die Bilanzierung des Eingriffs in Naturhaushalt und Landschaftsbild und seiner Kompensation
erfolgt durch die Gegenüberstellung der Biotopwertigkeit der Fläche im Bestand und im Plan-
zustand. Es wurden die in den Plänen ,,Bestandsplan Blatt 1 und ,,Entwicklungsplan Blatt 2"
(Anlagen zur Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung) dargestellten Flächen zugrunde gelegt
und die Nutzungstypen zugeordnet.

I1.5.1 lnterneAusgleichsmaßnahmen

Bauflächen: Das Maß der baulichen Nutzung wird über die in der Nutzungsschablone ange-
gebenen Werte für die maximal zulässige Grundfläche (GR), Geschossflächenzahl und maxi-
male Höhe baulicher Anlagen festgesetzt.

Die maximal zulässige Grundfläche wird für das Sondergebiet (GE) mit 700 m2 (GR l) be-
stimmt und als Dachflächen mit Regenwasserversickerung (10.715) bilanziert.

Die GR I darf durch die Grundflächen von den in $ 19 Absatz 4 Satz 1 BaUNVO aufgeführten
Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des $ 14 BaUNVO so-
wie baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, (GR ll) bis zu einer GesamtGR von maximal 1.050 m2 überschritten
werden. Für die Fläche des Baugrundstücks sind 1.060 m2 ermittelt, somit verbleiben für die
GR ll ein Flächenanteil von 350 m2. Darüber hinaus verbleibt ein geringfügiger baulich nicht
nutzbarer Grundstücksteil des Baugrundstücks von 10 m2, derfür gärtnerisch gepflegte Anla-
gen im besiedelten Bereich (11.221)zur Verfügung steht.

Verkehrsflächen: Öffentliche Straßenverkehrsflächen gehen als Typ 10.530 (versiegelte Flä-
chen, deren Wasserabfluss versickert wird) in die Bilanzierung ein.

Die Verkehrsfläche mit Zweckbestimmunq Parkplatz wird gemäß dem realen Bestand als teil-
versiegelte Schotterfläche in den Entwicklungsplan übernommen, da davon auszugehen ist,

dass der bestehende Wirtschaftsweg und angegliederte Stellplatzbereich in dieser Form er-
halten bleiben.

Für die Private mit der Zweckbestimmung Hundeübungsplatz ist der überwiegende
Flächenanteil des Plangebiets festgesetzt, dieser wird als gärtnerisch gepflegte Anlagen im
besiedelten Bereich (1 1.221) bilanziert.

Ein Teilbereich der Flächen, die im forstrechtlichen Sinne als Wald festgesetzt sind, wird durch
Festsetzung einer ,,Fläche mit Bindunqen für Bepflanzunqen und für die Erhaltunq von Bäu-

men und Sträuchern und sonstiqen Beoflanzunqen" innerhalb des Plangebiets planungsrecht-
lich gesichert und gemäß Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde als
Gehölzsukzession (01 .1 52) bi lanziert.

Mindestens 20o/o der Grundstücksfreifläche ist durch heimische Gehölze zu bepflanzen. Be-
reits vorhandener Gehölzbestand kann angerechnet werden. Demgemäß wird die private und
öffentliche Grünfläche als Berechnungsgrundlage mit 20 o/o der Fläche zu Grunde gelegt
(5.741 qm Grundstücksfreifläche x 20 o/o = 1.148 qm). Der planungsrechtlich gesicherte Ge-
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hölzbestand innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Umgrenzung der Fläche für die ,,Erhal-
tung von Bäumen" wird hierbei angerechnet(1.148 qm abzüglich 568 qm Gehölzbestand). Der

verbleibende Anteil von 580 qm geht als geplante Hecken-/Gebüschpflanzung (02.400) in die

Bilanz ein.

Es ergibt sich nachfolgende Bilanz (gem. der Anlage Ermittlung der Abgabe nach S 6b des

Hessrschen Naturschutzgesefzes (HENatG) und der Kompensationsverordnung (KV) vom

1.9.2005, GVB|. I S. 624)

* Neophyten (vorwiegende Kanadische Goldrute teilw. Armenische Brombeere)und Stickstoffanzeiger
-5BWP

Die Gegenüberstellung von Bestand mit 216.890 BWP und Planung mit 106.030 BWP ergibt
ein Biotopwertdefizit von 110.860 Biotopwertpunkten (Anlage excel-Liste zur Bilanz).

BESTAND

Standardnutzungstyp nach Anlage 3 KV Flächen in m2 WP/qm BWP

1j52 Gehölzsukzession im Wald 1.665 32 53.280

2.100
Trockene bis frische, saure, voll entwickelte, Gebüsche,
Hecken, Säume heimischer Arten, hier: Gehölzsukzes-
sion auf Grünland (36 BWP.) - 5 BWP

830 31 25.730

6.320 lntensiv genutzte Frischwiese 2.005 27 54.135

9.'130 Wiesenbrache (39 BWP.) - 5 BWP 1.926 34 65.484

10.530 Schotter / teilversiegelte Fläche 192 6 1.152

10.610
Durch Nutzung dauernd vegetationsarme Flächen, hier
bewachsener Feldweg

425 21 8.925

ZWISCHENSUMME 7.043 208.706

4.210 Bestand, Baumreihe, standortgerecht, einheimisch 364 31 8.184

SUMME 2r 6.890

PLANUNG

Standardnutzungstyp nach Anlage 3 KV Flächen in m2 WP/qm BWP

1152 Öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung Abstands-
grün, hier: Bestand Gehölzsukzession am Wald

568 32 18.176

2.400
Hecken-/Gebüschpflanzung, heimisch, standortgerecht
20 o/o der Grundstücksfreiflächen

580 27 15.660

10.530
Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung Parkplatz, hier:

Schotter / teilversiegelte Fläche
166 6 996

10.530
Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung Wirtschaftsweg,
hier: versiegelte Flächen, deren Abfluss versickert wird

76 6 456

10.530

GR ll: wasserdurchlässige Flächenbefestigung sowie ver-
siegelte Flächen, deren Wasserabfluss versickert wird:
hier: bauliche Anlagen nach $ 19 Abs.4 BauNVO, ge-

mäß Festsetzung bis max.1.050 m'z- 700 m2 = 350 m2

350 6 2.100

11.221
Private Grünfläche, Gärtnerisch gepflegte Anlagen, hier:

Hundeübungsplatz
4.593 14 64.302

11.221
Gärtnerisch gepflegte Anlagen, hier: Gartenanlagen Son-
dergebiet, Baugrundstück 1.060 m2 - GR I und GR ll

10 14 140

10.715
GR l: Bauflächen Sondergebiet, Dachfläche mit Regen-
wasserversickerung, gemäß festgesetãer GR

700 6 4.200

SUMME 7.043 106.030
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11.5.2 Externe Ausgleichsmaßnahmen

Durch Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich der Eingriffe können die

Eingriffswirkungen innerhalb des Planbereiches nur te¡lweise ausgeglichen werden. Der dar-
über hinaus erforderliche Kompensationsbedarf wird über folgende Maßnahmen ausgegli-
chen:

1. Für den gesamten Waldbestand innerhalb des Plangebiets sind vor Satzungsbeschluss die

forstrechtlichen Belange nach $ 12 Abs. 2 Hess. Waldgesetz im Sinne einer Waldumwand-
lungsgenehmigung zu berücksichtigen. Zum Ausgleich für die Umwidmung der bestehen-
den Waldflächen wird die Zahlung einer Walderhaltungsabgabe bestimmt. Gemäß $ 1 Abs.

2 Satz 3 der Kompensationsverordnung sind Kompensationspflichten nach anderen Vor-
schriften, insbesondere die Zahlung einer Walderhaltungsabgabe, auf die naturschutzrecht-
lich geschuldete Kompensation anzurechnen.

2. Der naturschutzrechtliche Kompensationsbedarf soll über das Forstamt Dieburg im Rah-

men des Ökokontos ausgeglichen werden. Die Vorgehensweise ist mit Vertretern von Hes-

senForst und der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und die vertrag-
liche Vereinbarung wird zum Satzungsbeschluss vorliegen. Die folgend aufgeführten, vor-
laufend durchgeführten Kompensationsmaßnahmen werden im Sinne des $ 7 Abs. 'l und

2 HAGBNatSchG zugeordnet. Dies wird der Genehmigungsbehörde durch Hessen Forst

schriftlich angezeigt. Die erfolgte Zuordnung wird der Unteren Naturschutzbehörde des

Landkreises Darmstadt-Dieburg zur Kenntnis gebracht, damit diese die zugeordneten Flä-

chen und Maßnahmen dann ordnungsgemäß in das Naturschutzregister (NATUREG) der
Naturschutzbehörden einpflegen kann.

Aus der EingriffsJAusgleichsbilanzierung ergibt sich eine Differenz der Biotopwertpunkte in

Höhe von -110.860 Biotopwertpunkten (Kap. 11.5.'l und Anlage excel-Liste zur Bilanz). Der

erforderliche Kompensationsbedarf wird über die Zuordnung von Waldaufwertungsmaßnah-
men in Form von Nutzungsverzicht I Flächenstillegung aus dem Ökokonto HessenForst für
alle im Folgenden aufgeführten Flächen kompensiert:

Fläche Lage öP

a). Flur I Nr. I
0,290'1 ha

5,5 ÖP je qm

Gemeinde Groß-Umstadt, Gemarkung Frau-Nauses 15.955,50

4i5t-"*:

Abt. 545 C 2 - Die Waldabteilung ist in lhrer Abgrenzung mit
dem genannten Grundstück identisch.
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öp

b) Flur 3 Nr. 43
tlw.

0,7717 ha

6,5 0P je qm

c). Flur 3 Nr. 43
tlw.

0,6819 ha

30e¡eqm

Gemeinde Groß-Umstadt, Gemarkung Dorndiel

Abt. 627 B 1 und 2 (b und c) bilden zusammen die Parzelle 43

50.160,50

20.457,00

d) Flur 5 Nr. 29
tlw.

0,3641 ha

z ÖP je qm

Gemeinde Messel, Gemarkung Messel

Abt. 700.1

25.487,00

¡.
ç

"ñ!
¡

aÂ

¡r

?t

9r
lit

¡

Jr06l r

,.fl.o'

SUMME Biotopwertpunkte I12.060,00

Die aufgefrihrten Maßnahmen wurden im Jahre 2017 abgenommen und am 12.07.2017 als
ausgeführt im Ökokonto des Forstamtes Dieburg eingebucht.

Die aus dem Ökokonto von Hessen Forst zugeordneten Kompensationsmaßnahmen umfas-
sen einen Gesamtwert in Höhe von 112.060 Biotopwertpunkten (BWP) und stehen einem
Kompensationsbedarf in Höhe von 110.860 BWP gegenüber. Die durch die Bauleitplanung
vorbereiteten Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild sind damit vollumfänglich mit ei-
nem Biotopwertgewinn von 1.200 BWP ausgeglichen.
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Als Anlagen zu dem Vertrag über den Verkauf vorlaufender Ersatzmaßnahmen - zwischen
dem Land Hessen, vertreten durch HessenForst Dieburg und der Gemeinde Roßdorf - sind

Auszüge aus dem Ökokonto des Forstamtes Dieburg sowie die hier aufgeführten Lagepläne
zu den einzelnen Maßnahmenflächen beigefügt.

Il.6 Geplante Maßnahmen zur Übenryachung der erheblichen Auswirkungen auf die
Umwelt bei Vollzug des Bebauungsplanes (Monitoring)

Die Gemeinden sind nach $ 4c BauGB verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, die

auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. Zur Übenvachung der
Umweltauswirkungen (Monitoring) wird die Gemeinde Roßdorf die sachgemäße Pflege und

dauernde Unterhaltung der auf den öffentlichen und privaten Flächen festgesetzten Maßnah-
men überprüfen.

Das sogenannte Monitoring erfolgt mit dem Ziel, die zu enruartenden Auswirkungen des Vor-

habens auf die Schutzgüter frühzeitig zu ermitteln, um so ggf. zu einem späteren Zeitpunkt
erforderliche Anpassungen der Planung bzw. der vorgesehenen Maßnahmen zu ermöglichen.
Dies betrifft Bereiche mit erheblicher Unsicherheit hinsichtlich der zu erwartenden Auswirkun-
gen.

Die Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind obligat umzusetzen, sofern nicht durch zukünf-
tige Erfassungen bzw. im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung nachgewiesen werden
kann, dass diese betroffenen Arten keine Vorkommen im Plangebiet aufweisen. Monitoring-
bedarf besteht hinsichtlich der Wirksamkeit dieser geplanten Maßnahmen sowie dem Erhalt
und der Pflege des Gehölzbestands innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Umgrenzung der
Fläche für die ,,Erhaltung von Bäumen". Für diese Maßnahmen ist durch eine fachlich qualifi-

zierte Person ein Monitoring für den gesamten Funktionsraum durchzuführen. lm Rahmen die-
ser Funktionskontrolle soll der ausreichende Erfolg der durchgeführten Maßnahmen
festgestellt werden. Sollte der Erfolg der Maßnahme ausbleiben, bedarf es entsprechender
Anpassungen / Anderungen. Sofern maßgebliche Anderungen erforderlich werden, muss mit

der Funktionskontrolle erneut begonnen werden.
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ll.7 Zusammenfassung

Die Gemeinde Roßdorf beabsichtigt am nördlichen Rand der Kerngemeinde ein ,,Sonstiges
Sondergebiet" gemäß $ 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit der Zweckbestimmung

Hundeübungsplatz auszuweisen.

Der Umweltbericht ermittelt und bewertet die umweltrelevanten Auswirkungen der geplanten

Gewerbegebietsausweisung auf die Schutzgüter Boden, Fläche, Wasser, Klima, Pflanzen-

und Tierwelt, Landschaft, Mensch, Kultur- und Sachgüter und deren Kumulation und Wech-

selwirkungen. Weiterhin wurde geprrift, ob artenschutzrechtliche Verbotstatbestände vorlie-
gen. Auf dieser Grundlage werden im Umweltbericht Maßnahmen zur Vermeidung,

Verminderung und zum Ausgleich der zu erwartenden Beeinträchtigungen erarbeitet, die in

den textlichen Festsetzungen und den Empfehlungen und Hinweisen des Bebauungsplans
Berücksichtigung finden.

Trotz der Abweichungen zu den Zielen des Regionalplans wird das Vorhaben aufgrund der

Geringfügigkeit des Flächenumgriffs aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung als nicht

raumbedeutsam bewertet.

Es sind keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete von der Planung betroffen.

Das Vorhaben liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes und außerhalb eines festgesetz-

ten Überschwemmungsgebietes im Sinne des $ 46 Abs. 1 des Hessischen Wassergesetzes
(HWG).

Sonstige Schutzgebiete sind nach Kenntnisstand der Gemeinde ebenfalls nicht betroffen.

Durch das Vorhaben werden v.a. verbrachte Grünlandflächen mit Gehölzsukzession sowie
Waldflächen in Anspruch genommen.

Durch die geplanten Bau- und Verkehrsflächen werden Böden versiegelt und ihrer Funktion

im Naturhaushalt und als landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Produktionsstandort

entzogen. lm Zuge einer Waldumwandungsgenehmigung vor Satzungsbeschluss des Bebau-

ungsplans ist durch eine Ersatzaufforstung oder eine Walderhaltungsabgabe der Waldeingriff

auszugleichen.

Das Landschaftsbild verändert sich durch die Umwandlung von landwirtschaftlicher und forst-

wirtschaftlicher Nutzfläche in ein Sondergebiet. Durch die großflächige Ausweisung von priva-

ten Grünflächen, den zum Erhalt festgesetzten Gehölzbestand und der - im Verhältnis zur

Größe des Plangebiets - kleinflächigen Sondergebietsausweisung im direkten Anschluss an

ein bestehendes Gewerbegebiet, wird eine Ortsrandsituation geschaffen, die sich in das Sied-

lungsgefüge der Kerngemeinde einbindet.

Andere erhebliche Auswirkungen der Planung auf die in der Umweltprüfung behandelten

Schutzgüter konnten nicht festgestellt werden.

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der

aufgeführten Maßnahmen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen für beson-

ders oder streng geschützte, europarechtlich relevante Arten zu envarten sind. Eine Berührung

der Verbotstatbestände des $ 44 BNatSchG ist damit nicht erkennbar.

Durch Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung werden negative Auswirkungen auf die

Schutzgüter soweit als möglich reduziert. Ein Teil des Gehölzbestands am nordwestlichen

lnfraPro lngenieur Gmbl-1 & Co. KG
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Rand des Geltungsbereichs, der Habitatfunktionen für artenschutzrechtlich relevante Vogelar-
ten erfüllt und gleichermaßen eine wichtige Funktion im Naturhaushalt und für das Orts- und

Landschaftsbild besitzt, wird durch den Bebauungsplan ges¡chert.

Durch die Wahl versickerungsfähiger Flächenbefestigungen und der Rückhaltung des Nieder-
schlagswassers auf den Grundstücksfreiflächen werden die Eingriffe in Böden und Land-
schaftswasserhaushalt sowie die lokalklimatische Situation gemindert.

Die Vorgaben zur Gestaltung der Gebäude und Freiflächen und die Festsetzung von land-
schaftsgerechten Begrünungsmaßnahmen auf den Freiflächen minimieren den Eingriff und
verbessern die lntegration der Neubaufläche in das Siedlungs- und Landschaftsbild.

Der Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich liegt das Biotopwertverfahren des Landes Hessen
zugrunde. Durch Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich der Eingriffe
können die Eingriffswirkungen nur teilweise innerhalb des Planbereiches ausgeglichen wer-
den. Der Ausgleichsverpflichtung wird vor Satzungsbeschluss im Rahmen vertraglicher Ver-
einbarungen mit HessenForst voll umfänglich entsprochen werden. Der erforderliche
Kompensationsbedarf wird über die Zuordnung von Waldaufwertungsmaßnahmen in Form
von Nutzungsverzicht / Flächenstillegung aus dem Ökokonto HessenForst kompensiert. Die
Walderhaltungsabgabe zum Ausgleich des Waldeingriffs ist auf die naturschutzrechtlich ge-
schuldete Kompensation anzurechnen.

Die Gemeinde Roßdorf verpflichtet sich zur Übenruachung und fachgerechten Ausführung der
geplanten Maßnahmen.

Die Anderung des Flächennutzungsplans für diesen Bereich wird gleichzeitig mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplans erfolgen.

Januar 2019

IrurR¡PRo

Christina Nolden,

M.A. Geographin

InfraPro lngenieLrr GmbH & Co. KG
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Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening

zum Vorkommen von Brutvogelarten

und Arten des Anhangs lV der FFH-Richtlinie

zum,,Hundeübungsplatz Industriestraße" (Roßdorf)

im Auftrag der
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Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf)

1 Aufgabenstellung

Die Stadt Roßdorf plant eine Verlegung des bisherigen Hundeübungsplatzes in den

Nordwesten Roßdorfs (Abbildung 1). Hierzu ist im vorliegenden Fall als Grundlage der

B-Planung auch eine teilbereichsbezogene Anderung des FNP notwendig, für die ein

Umweltbericht zu erstellen ist. Teil dieses Berichtes ist eine artenschutzrechtliche Betrachtung

bzgl. der Erfordernisse des $ 44 BNatSchG. Hierbei ist zu prüfen, ob die dort in S 44 (1)

BNatSchG genannten ,,Verbotstatbestände" ausgeschlossen werden können, oder ob ggf.

entsprechende Maßnahmen umzusetzen sind, um dies zu gewährleisten.

Diese Betrachtung erfolgt auf Basis einer faunistischen Potenzialabschätzung, die im Rahmen

einer Begehung am 30.9.2018 vor Ort durchgeführt wurde. Hierbei wurde aufgrund der

vorhandenen Lebensräume (Abbildung 2, Abbildung 3) abgeschätzt, welche der

artenschutzrechtlich relevanten Arten (europäische Vogelarten, Arten des Anhanges lV der

FFH-Richtlinie) im Bereich des Plangebietes inkl. seines relevanten Umfeldes regelmäßig

auftreten können und daher in das hier ebenfalls durchgeführte artenschutzrechtliche Screening

einzustellen sind. Dabeiwurde der worsf-case-Ansatz zu Grunde gelegt.

Als Untersuchungsraum (UR) ist dabei aus artenschutzrechtlicher Sicht derjenige Bereich zu

betrachten, in dem es zu negativen Auswirkungen kommen kann. Da dies nicht nur den

eigentlichen Planbereich (PB) betrifft, sondern darüber hinaus es auch zu Stör- oder

Barrierewirkungen kommen kann, die sich außerhalb des PG auswirken, wurde zusätzlich

außerhalb des Siedlungsraumes ein erweiterter Raum von etwa 100 m berücksichtigt.

Abbildung l: Lage des Geltungsbereiches der FNP-Änderung (= Planbereich PB, rot) sowie des

artenschutzrechtlich relevanten Untersuchungsraums (UR, gelb) (Quelle: infrapro 2018)

3Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg



Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf)

Abbildung 2: Typische Ausprägung der Lebensräume im Plangebiet 0üngere Gehölze, Büsche und

Goldruten-dominierte Hochstaudenflur) (Foto: Josef Kreuziger, 30. 9.20 1 8)

Abbildung 3: Typische Ausprägung der Lebensräume im erweiterten Untersuchungsraum (älterer

Laubwald-dominierter Bestand, teils mit Alteichen und älteren Buchen)( Foto: Josef Kreuziger, 30.9.2018)

4Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg



Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum ,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf)

2 Ergebnisse

2.1 EuropäischeVogelarten

Die Begehungen zur Potenzialabschätzung zum Vorkommen von Vogelarten zeigten, dass

aufgrund der vorhandenen Lebensraumstruktur im konservativen Ansatz davon auszugehen ist,

dass im Plangebiet 19 Brutvogelarten und im angrenzenden erweiterten Untersuchungsraum

weitere 24 Brutvogelarten vorkommen können (Tabelle 1). Bedeutsame Gastvogelarten

(Durchzügler, Wintergäste) sind hier jedoch nicht zu erwarten.

Bei diesen 43 Arten handelt es sich zumeist um häufige und ungefährdete Brutvogelarten der

Wälder und Gehölze sowie deren Ränder. Nur eine Art (Grauspecht) wird auf der Roten Liste

als ,,stark gefährdet" (Kategorie 2) geführt, sechs weitere Arten auf der Vorwarnliste, die aber

nicht zur eigentlichen Roten Liste zählt (VSW & HGON 2014).lnnerhalb des Plangebietes sind

davon nur drei Arten der Vorwarnliste ggf. zu erwarten (Girlitz, Klappergrasmücke, Stieglitz).

Bzgl. des artenschutzrechtlich relevanten Erhaltungszustandes (EHZ) zeigen nach (Wenruen et

al. 2014) 32 Arten einen günstigen EHZ (,,grün"), zehn Arten einen ungünstigen EHZ (,,gelb")

und eine Art einen schlechten EHZ (,,rot").

Tabelle I PotenzialabschäÞung Brutvogelarten (Abkürzungen: RL HE: Rote Liste Hessen (VSW &

HGON 2014). EHZ2014: Erhaltungszustand in Hessen, nach WeRruen et al. (2014)

Deutscher Name Wiss. Name Plangebiet UR 100 m RL HE EHZHE

Amsel Turdus merula X x gr¡nstig

Bachstelze Motacilla laba x günstig

Blaumeise Parus caerulus X x günstig

Buchfink Fringilla coelebs x X günstig

Buntspecht Picus major x günstig

Eichelhäher Garrulus glandarius X günstig

Elster Pica pica x x günstig

Feldsperling Passer montanus x ungünstig

Fitis Phylloscopus ttochil us X X günstig

Gartenbaumläufer Cefthia brachydactyla x günstig

Gartengrasmücke Sylvia borin X X günstig

Girlitz Serhus serinus X X ungünstig

Goldammer Emberiza citrinella X ungünstig

Grauspecht Picus canus X 2 schlecht

Grünfink Carduelis chloris x X günstig

Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg 5



Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf)

Deutscher Name Wiss. Name Plangeblet UR 100 m RL HE EHZ HE

Grünspecht Picus viridis x günstig

Hausrotschwanz Phoenicurus ochrurus x günstig

Haussperling Passer domesflcus x V ungünstig

Heckenbraunelle Prunella modularis x X günstig

Hohltaube Columba oenas x ungünstig

Kernbeißer Ccrdm-rÉsñtra-r#'s x grlnstig

Klappergrasmücke Sylvia curruca X X V ungünstig

Kleiber Sitta europaea X günstig

Kohlmeise Parus major x X günst¡g

Mäusebussard Buteo buteo x günstig

Misteldrossel Turdus viscivorus x günstig

Mittelspecht Dendrocopos medius X ungünstig

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla x X günstig

Nachtigall Luscinia megarhynchos x x günstig

Rabenkrähe Corvus corone x x günstig

Ringeltaube Columba palumbus X X günstig

Rotkehlchen Erithacus rubecula X X günstig

Singdrossel Turdus philomelos x günstig

Sommergoldhähnchen Regulus ignicapilla x günstig

Star Sfrunus vulgaris X günstig

Stieglitz Carduelis carduelis X X ungünstig

Sumpfmeise Parus palustris x günstig

Trauerschnäpper Ficedula hypoleuca X ungünstig

Tilrkentaube Streptopelia decaocto X ungünstig

Waldbaumläufer Cefthia familiaris x günstig

Waldkauz Strix aluco X günstig

Zaunkönig Troglodytes trcglodytes x x günstig

Zilpzalp Phylloscopus colybita X x günstig

Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg 6



Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf)

Gemäß hessischem Artenschutzleitfaden (HMUKLV 2015) sind hiervon alle Arten mit

ungünstigem bzw. schlechtem EHZ vertiefend zu betrachten. Arten mit günstigemEHZ sind nur

dann zu betrachten, wenn es zu einer Tötung von lndividuen (oder Zerstörung von Gelegen

kommen kann), da dies nicht auf Ebene der Population, sondern auf Ebene des lndividuums zu

betrachten und zu prüfen ist. Da es im vorliegenden Fall jedoch nur baubedingt (mögliche

Rodung von Gehölzen) ggf. zu einer Tötung kommen kann, kann dieser Verbotstatbestand

(gem S 44 (1) Nr. 1 BNatSchG) von vornherein ausgeschlossen werden, da eine Rodung von

Gehölzen bereits gemäß den Erfordernissen des $ 39 (5) BNatSchG grundsätzlich nur

außerhalb der Fortpflanzungsperiode (im Regelfall zwischen Anfang Oktober und Ende

Februar) zulässig ist. Dies gilt im vorliegenden Fall für alle Arten, weil hier im Plangebiet nur

Brutvogelarten der Gehölze zu erwarten sind, jedoch keine Bodenbrüter, für die diese Reglung

nicht greifen würde1.

So verbleiben die elf Arten mit ungünstigem bzw. schlechten EHZ, für die noch zu prüfen ist, ob

es zu erheblichen Störungen im Sinne des $ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG oder zu einer Zerstörung

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne des $ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG kommen kann.

Das Ergebnis dieser Prüfung ist zusammenfassend in Tabelle 2 dargestellt. Hier ist zu ersehen,

dass für alle Arten erhebliche Störungen ausgeschlossen werden können, da es sich allesamt

um nicht besonders störungsempfindliche Arten mit geringer bis sehr geringer Fluchtdistanz

handelt (vgl. Angaben in Ft-Roe 1994, GASSruen 2010). Dies gilt insbesondere daher, weil das

PG bereits jetzt durch den direkt angrenzenden Siedlungsraum wie auch der Grillplatz und

Freizeitnutzung sehr stark anthropogen beeinflusst wird, so dass auch zum gegenwärtigen

Zeitpun kt n ur störu ngsu nanfällige Arten vorkommen.

Tahelle 2 Ergebnisse des artenschutzrechtlichen Screenings dervertiefend zu betrachteten Arten

1 Aufgrund dieser Sachlage kann auf eine ergänzende tabellarische Darstellung gemäß HMUKL (2015)
verzichtet werden

Deutscher Name Erhebliche Störungen Zeetörung Fortpflanzungsståtte

Feldsperling auszuschließen, da nicht störungsempfindlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Girl¡tz auszuschließen, da nicht störungsempfindlich möglich

Goldammer auszuschließen, da nicht störungsempfi ndlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Grauspecht auszuschließen, da nicht störungsempfindlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Haussperling auszuschließen, da nicht störungsempfindlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Hohltaube auszuschließen, da nicht störungsempfindlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Klappergrasmücke auszuschließen, da nicht störungsempfindlich möglich

Mittelspecht auszuschließen, da nicht störungsempfi ndlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Stieglitz auszuschließen, da nicht störungsempfindlich möglich

Trauerschnäpper auszuschließen, da nicht störungsempfindlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Türkentaube auszuschließen, da nicht störungsempfi ndlich auszuschließen, da klar außerhalb PG

Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg 7



Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorl')

Zu einer Zerstörung von Fortpflanzungsstätten kann es nur innerhalb des PG kommen, soweit

die dort vorhandenen Gehölze gerodet werden. ln diesem Fall muss davon ausgegangen

werden, dass es für die drei dort potenziell vorkommenden Arten zu einer Zerstörung von

Fortpflanzungsstätten kommen kann. Daher ist zu prüfen, ob in diesem Fall trotzdem die

ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang im Sinne des $ 44 (5) BNatSchG gewahrt

bleibt, oder ob entsprechende CEF-Maßnahmen benötigt werden.

Dabei werden solche artspezifisch lebensraumaufi¡¡ertenden Maßnahmen nur dann nicht

benötigt, wenn zu erwarten ist, dass innerhalb des Reviers des betroffenen Vorkommens

ausreichend alternative Strukturen vorhanden sind, die die Funktion als Fortpflanzungsstätte

übernehmen können. Außerhalb gelegenen Flächen mit vergleichbarer Struktur können diese

Funktion im Regelfall nicht übernehmen, da sie entweder geeignet sind, dann aber

üblicherweise von anderen lndividuen dieser Art besetzt sein sollten, oder mangels Vorkommen

anderer lndividuen dieser Art offensichtlich ungeeignet sind (HVNL et al. 2012).

Dies gilt vor allem daher für diese drei Arten im PG, da die die dort vorhandenen

Gehölzstrukturen in ihrer Ausprägung als komplex strukturierte Waldrandbereiche in dieser

Form nicht im Umfeld anzutreffen sind. Die ökologische Funktion im räumlichen

Zusammenhang kann für diese drei Arten somit nur dann gewahrt werden, wenn zumindest ein

etwa 10 m breiter Gehölzsaum am Westrand des PG im Sinne einer CEF-Maßnahme verbleibt,

wie schematisch in Abbildung 4 gezeigt.

Abbildung 4: Bereich der vorgeschlagenen GEF-Maßnahme (Erhalt von Fortpflanzungsstätten)
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2.2 Arten des Anhanges lV

Die Begehungen zur Potenzialabschätzung zum Vorkommen von Arten des Anhanges lV im
UR zeigten, dass aufgrund der vorhandenen Lebensraumstruktur folgende Arten ggf.

vorkommen bzw. das Plangebiet nutzen können:

. Fledermäuse (PG nur als Jagdhabitat geeignet; Quartiere nur im UR möglich)

o Haselmaus (möglich, aber unwahrscheinlich)

. Zauneidechse (möglich, aber unwahrscheinlich)

Für alle weiteren Arten des Anhanges lV können Vorkommen mit Sicherheit ausgeschlossen

werden, da entweder im erweiterten Umfeld keine Vorkommen und/oder keine geeigneten

Habitate vorhanden sind. Für diese drei Arten(gruppen) stellt sich die Situation aus

artenschutzrechtlicher Sicht folgendermaßen dar:

2.2.1 Fledermäuse

Vorkommen: Aufgrund der Vielzahl geeigneter Lebensräume im weiteren Umfeld, vor allem der

nördlich angrenzenden Waldflächen mit teils ausgeprägten Altholzbeständen ist davon

auszugehen, dass die meisten der in Hessen lebenden Fledermausarten im UR auftreten und

auch das Plangebiet nutzen können (Dterz et al. 2007 , ITN 2012).

Verbotstatbestände: Da das PG selbst mangels Vorkommen alter Bäume keine geeigneten

Quartiere für Fledermäuse aufweist, sind dort keine Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im

artenschutzrechtlichen Sinne vorhanden. Daher kann deren Zerstörung wie auch eine damit

einhergehende baubedingte Tötung (im Falle möglicher Rodungen) von vornherein

ausgeschlossen werden. Ebenfalls sind erhebliche Störungen auszuschließen, da es sich -
trotz möglicher gelegentlicher Nutzung als Jagdgebiet - aufgrund der Lage und seiner geringen

Größe definitiv um kein essenzielle Jagdhabitat handelt, das eine besondere Bedeutung

aufweisen würde.

Fazit: Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände für Fledermäuse können sicher

ausgeschlossen werden.

2.2.2 Haselmaus

Vorkommen: Die vorhandene Lebensraumstruktur als buschiger, sonniger und reich

strukturierter Waldrand mit Brachen bieten Haselmäuse sehr gute Bedingungen, so dass hier

Vorkommen von Haselmäusen zu enruarten sind (Btrz & Tnlele 2004, Bnnu¡¡ & Drerenler.r

2005). Gleichwohl kommen Haselmäuse im weiteren Umfeld eher selten vor (BücHruen 2010),

was aber auch mit ihrer schweren Erfassbarkeit zusammen hängen kann. Mangels konkreter

Erfassungen muss daher im konservativen Ansatz von möglichen Vorkommen ausgegangen

werden.
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Verbotstatbestände: Da in den Gehölzen des PG Fortpflanzungs- oder Ruhestätten vorhanden

sein können, kann es bei einer möglichen Rodungen zu deren Zerstörung sowie auch einer

baubedingten Tötung kommen, so dass entsprechende Maßnahmen umgesetzt werden

müssen (s.u.). Erhebliche Störungen können aufgrund der Verhaltensökologie dieser Art jedoch

weitgehend ausgeschlossen werden, da sich der Erhaltungszustand der Population

insbesondere unter Berücksichtigung der umzusetzenden Maßnahmen - nicht verschlechtert.

Maßnahmen, Vermeidunqsmaßnahme zur baubedinqten Tötuno: Um eine signifikante
Erhöhung des baubedingten Tötungsrisikos ausschließen zu können, ist folgende

Maßnahmenkombination im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung im Bereich des

Plangebietes umzusetzen :

Gehölzkontrolle (vor allem im Geäst und Stümpfe) vor Rodung bzw. Kontrolle sonstiger
geeigneter Übenruinterungsplätze vor Baufeldräumung und Umsetzen in Kästen, sofern

Haselmäuse vorhanden, die dann im näheren Umfeld in geeignete Habitate umzusetzen
sind.

a

Maßnahmen, CEF-Maßnahmen: Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang

zu wahren, sind im nahen Umfeld in geeigneten Bereichen fünf Haselmaus-Tubes

auszubringen. Soweit aber die für Vögel genannte CEF-Maßnahme im gezeigten Bereich

umgesetzt wird (Abbildung 4), werden darüber hinaus keine weiteren CEF-Maßnahmen

benötigt.

2.2.3 Zauneidechse

Vorkommen: Die vorhandene Lebensraumstruktur als buschiger, sonniger und reich

strukturierter Waldrand mit Brachen bieten Zauneidechsen gute Bedingungen, auch wenn die

aktuelle Ausprägung in Folge der Sukzession (Verbrachung) als suboptimal einzustufen ist

(Alrenunruru & Nlcomv 2005, GürurHen 1996). Trotzdem muss im konservativen Ansatz von

möglichen Vorkommen ausgegangen werden.

Maßnahmen. Vermeidunosmaßn me zur baubedinqten Tötunq: Um eine signifikante
Erhöhung des baubedingten Tötungsrisikos ausschließen zu können, ist folgende

Maßnahmenkombination im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung im Bereich des

Plangebietes umzusetzen :

. Kontrolle vor Rodung bzw. vor Baufeldräumung und Umsetzen in geeignete Habitate der

näheren Umgebung.

Maßnahmen, CEF-Maßnahmen: Um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang

zu wahren und auch den ggf. umgesetzten Tieren geeignete Habitate zur Verfügung zu stellen

sind im nahen Umfeld, bevorzugt an allen Grenzen des zukünftigen Geländes auf etwa 2 m
Breite Gras- und Brachsäume anzulegen, die nur einmaljährlich (Herbst) zu mähen sind.
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3 Artenschutzrechtliches Fazit

Auf Basis einer Potenzialabschätzung zu möglichen Vorkommen artenschutzrechtlich

relevanter Arten mit Bezug zum Planungsraum (Plangebiet zzgl. eines erweiterten

Untersuchungsraumes von etwa 100 m) wurden im konservativen Ansatz 49 Vogelarten,

Fledermäuse (nur) Jagdhabitate sowie Haselmaus und Zauneidechse ermittelt.

Dabei kann es bei vollflächiger Nutzung bzw. Rodung des Plangebietes für drei Vogelarten
(Girlitz, Klappergrasmücke, Stieglitz) sowie für die Haselmaus und die Zauneidechse zur

Zerstörung von Fortpflanzungsstätten kommen; für Haselmaus und Zauneidechse kann es

darüber hinaus auch zu einer Tötung von lndividuen kommen.

Diesbezüglich werden Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen abgeleitet, die obligat umzusetzen

sind, sofern nicht durch zukünftige Erfassungen bzw. im Rahmen einer ökologischen

Baubegleitung nachgewiesen werden kann, dass diese Arten doch keine Vorkommen im

Plangebiet aufweisen.

Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg 11



Faunistisches und artenschutzrechtliches Screening zum,,Hundeübungsplatz lndustriestraße" (Roßdorf)

4 Literatur

AlreRunruru, D. & H. Nlcol-RY (2005): Artensteckbrief Zauneidechse Lacefta aglrs Verbreitung. -
Gutachten i. A. des HDLGN in Gießen. AGAR Rodenbach.

Brrz, A. & R. Tnlele (2004): Artengutachten für FFH-Anhang lV-Art Haselmaus (Muscardinus

avellanarius) in Hessen. - Gutachten im Auftrag des HDLGN, Gießen. Mainz.

BRAUN, M. & F. Dlercnleru (2005): Die Säugetiere Baden-Württembergs. Bd. 2. - Stuttgart.

BücHNER, S. (2010): Bundes- und Landesmonitoring zuÍ Verbreitung der Haselmaus

Muscardinus avellanarius in Hessen. - Gutachen i. A. von Hessen Forst, Gießen.

Markersdorf.

Drctz, C., O. voN HELVEnseru & D. Nrt-r- (2007). Handbuch der Fledermäuse Europas und

Nordwestafrikas. - Stuttgart, 400 S.

FLADE, M. (199a): Brutvogelgemeinschaften Mittel- und Norddeutschlands. - Eching.

GASSNER, E., A. Wr¡¡TELBRANDT & D. Bennornr (2010): UVP und strategische Umweltprüfung -
Rechtliche und fachliche Anleitung für die Umweltprüfung. - 5. Auflage, C. F. Müller

Verlag Heidelberg.

GüNrHER, R. (1996): Die Amphibien und Reptilien Deutschlands. - Jena, 825 S.

HMUKLV [Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und

Verbraucherschutzl (2015): Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen (3.

Fassung, Dezember 2015). - Wiesbaden.

HVNL IHesstscHe VeRerNculr¡o FüR NRruRscHutz UND LRr.¡oscHRrrsprlece-AG

AnreruscHutzl, J. KReuzrceR & F. BeRusnnuserul (2012): Fortpflanzungs- und

Ruhestätten bei artenschutzrechtlichen Betrachtungen in Theorie und Praxis.

Grundlagen, Hinweise, Lösungsansätze Teil 1: Vögel. Naturschutz und

Landschaftsplanung 4a (Q: 229-237 .

ITN flnstitut für Tierökologie und Naturbildungl(2012): Gutachten zur landesweiten Bewertung

des hessischen Planungsraumes im Hinblick auf gegenüber Windenergienutzung

empfindliche Fledermausarten. - Gutachten im Auftrag des HMWVL. Gonterskirchen.

VSW & HGON (Staatl. Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland & Hess.

Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz) (2014): Rote Liste der

bestandsgefährdeten Brutvogelarten Hessens - 10. Fassung, Stand Mai 2014. -
Frankfurt, Echzell.

WERNER, M., G. Bnuscn¡¡Rtr¡rr¡, M. HoRUANN & D. Srerel (VSW) (2üQ: Zum Erhaltungs-

zustand der Brutvogelarten Hessens - 2. Fassung, März 2014. - Frankfurt/ M.

Dr. Josef Kreuziger, Zwingenberg 12


